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(Beginn um 9.00 Uhr.)

Präsident Johann Hatzl: Hohes Haus! Die 29. Sitz-ung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt sind die Abgen Ebinger, Kato, Ulm und Wutzlhofer. Ich bitte, dies zur Kenntnis zu nehmen.

Bevor wir zur Fragestunde kommen, darf ich Sie über einige Dinge informieren. Zuerst einmal darüber, dass am 11. April 2005 ein Schreiben vom Bündnis Zukunft Österreich an den Herrn Bgm und Lhptm Dr Michael Häupl ergangen ist, worin mitgeteilt wurde, dass die Konstituierung des Klubs des Bündnisses Zukunft Wien - die Stadtpartei, Kurzbeschreibung BZW - die Stadtpartei, erfolgte. Unterschrieben war dieses Schreiben vom LAbg Günther Barnet. Als Klubmitglieder wurden außer LAbg Barnet Frau LAbg Schmalenberg, Frau LAbg Trammer, Herr LAbg Serles, Herr LAbg Wolfram, Frau LAbg Schöfnagel, Frau LAbg Reinberger und Herr LAbg Saßmann angegeben. Damit hat - und ich stelle das fürs Protokoll fest - der Wiener Landtag nunmehr fünf Abgeordnetenklubs anstelle von bisher vier. Ich ersuche um Kenntnisnahme.

Gleichzeitig darf ich Sie - ebenfalls fürs Protokoll - über Folgendes informieren: Allgemein ist ja bekannt, dass der bisherige Abg der GRÜNEN Günter Kene-
sei sich nunmehr als Parteiunabhängiger zum ÖVP-Rat-hausklub deklariert hat. Ich bitte auch hier um Kenntnisnahme.

Hohes Haus! Wie Sie wissen, wird heute von Herrn Lhptm und Bgm Dr Michael Häupl eine Gedenktafel an der Vorderfront des Wiener Rathauses im Gedenken an die Opfer der Zeit von 1938 bis 1945 enthüllt. Es wird daher, wie bereits schriftlich mitgeteilt, nach der Aktuellen Stunde die Landtagssitzung um ca 25 bis 30 Minuten unterbrochen, damit wir gemeinsam an dieser Gedenktafelenthüllung teilnehmen können.

Hohes Haus! Heute ist, historisch betrachtet, ein wichtiger Tag. Am 29. April 1945 versammelten sich um 10 Uhr die provisorische Stadtregierung und die provisorische Staatsregierung, die Vertreter der 26 Wiener Bezirke und die Spitzen des sowjetischen Stadtkommandos hier im Wiener Rathaus. 

Die Rathauskorrespondenz meldet dazu: Bgm Körner hält eine Begrüßungsansprache, Staatskanzler Renner dankt. Dann gehen alle vom Rathaus zum Parlament. Viele Tausende Menschen bildeten ein Spalier, die Ringstraße ist voll von Menschen. Kein Radio, keine Zeitung und kein Plakat hat diese Kundgebung angekündigt, nur durch den "Mundfunk" haben die Wienerinnen und Wiener davon erfahren. General Blagodatow übergibt mit einer kurzen Rede das Parlament, das bis dahin von der Besatzungsmacht beschlagnahmt war, an die neue Regierung. Renner dankt ihm und verkündet die Wiederherstellung der demokratischen Republik Österreich. Sie wird in einem anschließenden Festakt in der Ruine des Parlaments mit einer weiteren Ansprache Renners vollzogen. 

Ich habe das gesagt, weil es heute mit diesem historischen Datum vor 60 Jahren zusammenfällt, und wir sollten dies in unserer Erinnerung behalten. 

Hohes Haus! Gestatten Sie mir noch eine Aussage, die ich meiner Auffassung nach für mich zumindest zwin-gend treffen muss. Vor wenigen Tagen - Sie wissen es und haben es gehört - hat ein Bundesrat, der von Wien entsandt wurde, höchst unerfreuliche, ich meine unerquickliche Äußerungen bezüglich der Gaskammern in den faschistischen Konzentrationslagern getroffen. Bei der Feier zum 60-jährigen Jubiläum der Zweiten Republik haben Bundespräsident Dr Heinz Fischer und Bundeskanzler Dr Wolfgang Schüssel mit besonders klaren Worten, aber auch sehr emotionell reagiert, und es hat dazu auch eine ganze Reihe von öffentlichen Aussagen von Vertretern aller Parteien gegeben. 

Ich persönlich bekenne mich uneingeschränkt zu den Aussagen des Bundespräsidenten und des Bundeskanzlers und fordere - nachdem mir bis zur Stunde nichts anderes bekannt ist - den betroffenen Bundesrat auf, wenn er tatsächlich Österreich und Wien schätzt, sehr rasch sein Mandat zurückzugeben. Damit hätte jene Par-tei, der das Recht auf Entsendung zusteht, die Gelegenheit, eine Neubesetzung vorzunehmen, und für Wien würde es bedeuten, dass es einen solchen Schandfleck im Hohen Haus nicht mehr geben würde. (Allgemeiner Beifall.)
Wir kommen nun zur Fragestunde. 
Die 1. Anfrage (FSP - 02038-2005/0001 - KGR/LM) wurde von Frau Abg Dr Sigrid Pilz gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Die Anonyme Geburt wurde in Wien ermöglicht, um das Aussetzen und Töten Neugeborener zu verhindern. Im Abschlussbericht zur Arbeitsgruppe “Anonyme Geburt“ schreibt nun die Leiterin der Magistratsabteilung 11, Amt für Jugend und Familie, Frau Mag Balic-Benzing, dass die hohen Zahlen anonym geborener Kinder betroffen machen und trotzdem im selben Zeitraum drei Babys ausgesetzt und zu Tode ge-kommen waren. Wörtlich schreibt sie: „Auf Grund dieser Zahlen und nach genauer Analyse aller bisher in Wien erfolgten anonymen Geburten erscheint es gerechtfertigt, sich von der Ansicht, anonyme Geburten könnten Leben retten, zu distanzieren.“ Welche rechtlichen Schritte wer-den Sie aus dieser alarmierenden Feststellung ziehen?
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Guten Morgen! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Ich kann meine Beantwortung der Frage ähnlich beginnen wie gestern, ich hatte ja auch gestern die Ehre, hier sozusagen die Auftaktveranstaltung zu sein. Denn auch dieses Thema haben wir - glücklicherweise, sage ich, weil es ein sehr wichtiges Thema ist - schon ausführlich miteinander diskutiert in einer größeren Gruppe im Frauengesundheitsbeirat, dessen Aufgabe es ja ist, sich hier vor allem auf wissenschaftlich-fachlicher Ebene mit Themen, die Frauen im Zusammenhang mit Gesundheitsfragen befassen, intensiv auseinander zu setzen. Dort wurde auch darüber diskutiert, wie denn die Anonyme Geburt abläuft und was wir hier tun können, um die Situation der Frauen und die Situation der Kinder zu ver-bessern. 

Ich darf eines in Erinnerung rufen, und ich würde bitten, dass wir bei diesem Prinzip auch jetzt bleiben, weil dieses ein wenig aus dem Zusammenhang gerissene Zitat unter Umständen zu einer unsachlichen Diskussion führen könnte, und das haben Sie bei so einem Thema sicher nicht beabsichtigt. Ich möchte es nur ganz explizit sagen, weil ich glaube, dass das ein so komplexes Thema ist, dass wir versuchen müssen, es wirklich, zwar nicht emotionslos, weil das niemand von uns kann, aber doch mit sehr viel sachlicher Gebotenheit, zu diskutieren. 

Was wir dort festgestellt haben - und so ist auch dieses Zitat der Kollegin Balic-Benzing, das Sie hier verwenden, zu verstehen -, ist, dass es leider nicht möglich ist - wahrscheinlich müssen wir uns eingestehen, durch welche Maßnahme auch immer -, alle Affekttaten, alle sich aus einer unglaublich schwierigen psychischen, sozialen Situation heraus ergebenden Tragödien - ich sage es einmal so - zu verhindern. Das hatten wir dort übereinstimmend festgestellt, und es wurde eigentlich auch von allen darauf hingewiesen, dass sich niemand diese Illusion gemacht hat, als die Anonyme Geburt ein-geführt wurde, dass es damit möglich ist, alle Affektsituationen zu verhindern. 

Wir haben ja gerade an dem Tag, an dem wir dieses Thema diskutiert haben, wieder so eine Situation von einer jungen Frau erlebt, das heißt, wir haben es den Medien entnommen - das Jugendamt war natürlich involviert -, von einer jungen Frau, die offensichtlich durch alle noch so intensiven Beratungsangebote und Einladungen, Hilfe anzunehmen, nicht zu erreichen war und die dann ihr Baby in einem Lokal bekommen hat - man kann sich gar nicht vorstellen, unter welch grauenvoller psychischer Situation das alles abgelaufen sein muss -, auf der Toilette, und dann hat leider das Baby diese fürchterliche Situation nicht überlebt. Diese Frau war offensichtlich durch nichts zu erreichen. Ich befürchte - und das soll jetzt nicht heißen, dass wir die Hände in den Schoß legen, ganz sicher nicht, aber ich befürchte das -, dass es keinen Weg geben wird, um solche Situationen hundertprozentig auszuschalten, wiewohl ich es mir wirklich von Herzen wünschen würde. 

Was wir tun, das wurde, denke ich, in dieser Diskussion auch sehr deutlich gemacht. Dieser Bericht ist ja das Ergebnis einer Diskussion, in der wir gesagt haben: Schauen wir uns noch einmal an, wie die Anonyme Geburt läuft und was wir besser machen können. Einiges ist da schon verändert worden, so wurde etwa die Öffentlichkeitsarbeit sehr sensibel gestaltet. Da sind wir ja auch in einer Zwickmühle: Einerseits sollen die Frauen wissen, dass es diese Möglichkeit gibt, andererseits wollen wir keine Werbung dafür machen. 

Was sich aber jedenfalls in dieser Diskussion heraus-gestellt hat - und das ist die Prämisse, unter der ich bitte, die ganze Diskussion zu führen -, das hat die Kollegin, die die Gespräche mit den betroffenen Frauen im Zusammenhang mit dieser Untersuchung geführt hat und die sich im Frauengesundheitszentrum ganz besonders mit Frauen befasst, die sich für die Anonyme Geburt ent-scheiden, sehr beeindruckend festgestellt: Dass alle die-se Frauen unter extremer psychischer Belastung stehen, sich in ganz schwierigen, zum Teil wahrscheinlich von uns allen gar nicht wirklich nachvollziehbaren, schwierigen Lebenssituationen befinden, sodass keine von ihnen in irgendeiner Art und Weise leichtfertig diese Anonyme Geburt vornimmt, sondern dass sie unter so starkem psychischen Druck sind, dass es ihnen manchmal subjektiv so erscheint, dass kein anderer Lösungsansatz da ist. 

Die Konsequenz, die wir daraus ziehen, ist, dass noch stärker als bisher - und das läuft ja schon sehr gut, das hat die Kollegin Balic-Benzing dort auch berichtet - die Zusammenarbeit zwischen den PsychologInnen, den SozialarbeiterInnen und den Hebammen intensiviert wird und dass wir auch alles daran setzen werden, was von unserer Seite her möglich ist, um die Möglichkeiten zur Adoption zu vereinfachen. Aber Sie wissen genauso gut wie ich, dass uns hier natürlich bundesgesetzliche Rahmenbedingungen gewisse Grenzen auferlegen. 

Was wir tun können, das tun wir. Niemand glaubt, dass die Anonyme Geburt die Lösung der Probleme ist, die wir haben. Aber sie ist eines der vielen, vielen Angebote, die die Stadt Wien hat, um Frauen in diesen schwierigen Situationen eine Alternative anzubieten, eine Alternative von vielen.

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Frau Abg Dr Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Frau Stadträtin!

Was ich an Ihnen sehr schätze, ist, dass Sie der Sache sozusagen sachlicher und mit weniger Vorgewissheit als Ihre Amtsvorgängerin entgegentreten. Denn ich hatte bei Ihrer Vorgängerin den Eindruck, sie hofft schon, dass sie jene verzweifelten Frauen, die dann offensichtlich von einer Geburt überrascht werden, erreichen könnte. Wir müssen uns wahrscheinlich verabschieden von solchen Omnipotenz-Phantasien, dass wir immer alle Menschen in allen Lebenssituationen erreichen, so traurig das auch ist.

Was ich Sie in dem Zusammenhang fragen möchte: Sie sagen selber, dass Beratung und Betreuung wichtige, ganz zentrale Dinge sind. Es gibt in anderen Ländern, beispielsweise in Frankreich, die Möglichkeit der Diskreten Geburt. Das heißt, dass man Frauen, die für sich selber sagen, ich sehe jetzt keinen Weg, mich diesem Kind gegenüber bekannt zu geben, es darf niemand davon wissen, es wäre sehr, sehr schwierig - aber so eine Lebenssituation kann sich ja innerhalb eines Jahres, innerhalb von 10 Jahren ändern, Väter können sozusagen aus dem Leben verschwinden oder Druck kann sich ändern -, die Möglichkeit der Diskreten Geburt gibt. 

Das heißt, die Behörde hat die Daten und verwaltet sie ausschließlich diskret, sie gibt niemandem Auskunft, aber wenn das Kind oder die Mutter zu einem späteren Zeitpunkt voneinander wissen wollen, ist der Weg nicht für immer versperrt. Die Behörde fragt dann die jeweils andere Seite, ob sie die Anonymität lüften kann, und bei-de, Mutter und Kind, hätten die Möglichkeit, noch einmal miteinander in Beziehung zu treten. Für die Kinder wäre die eigene Identität nicht auf immer und ewig ein nicht mehr gewinnbares Wissen.

Frau Stadträtin, ich frage Sie in dem Zusammenhang: Würden Sie sich im Lichte dieser Erfahrungen mit der Anonymen Geburt aus dem Bericht dafür einsetzen wollen, dass man auf Bundesebene überlegt, eine Diskrete Geburt als eine weichere Form der Anonymen Ge-burt zu installieren?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich fühle mich jetzt ein bisschen verpflichtet, meine Vorgängerin zu ver-teidigen. Denn aus der Tatsache, dass man hofft, mit al-len Mitteln und mit jeder Faser seines Herzens Menschenleben zu retten, würde ich nicht - vor allem nicht je-mandem, der mit Leib und Seele Ärztin ist wie die Frau Primaria - einen Vorwurf machen. Ich glaube, dass sie sich sehr, sehr bemüht hat, und natürlich hoffe ich es auch, ich sage es Ihnen ganz ehrlich. Wir wissen ja auch nicht, welche Dinge wir verhindert haben. Das ist immer so bei Maßnahmen, die gesetzt werden, dass man nicht weiß, was gewesen wäre, wenn es diese Maßnahme, in dem Fall die Anonyme Geburt, nicht gäbe. So gesehen bekenne ich mich, auch eine Hoffende zu sein. Ich hoffe schon auch, dass wir vielleicht die eine oder andere Wahnsinnssituation verhindern konnten.

Aber wir müssen zur Kenntnis nehmen - und insofern bin ich völlig bei Ihnen -, dass es nicht gelingt, alle Fälle dieses Lebens zu erreichen und alle Probleme dieses Lebens zu lösen. Noch dazu haben wir ja - ich möchte sie hier nicht wiederholen, weil es wirklich zu persönliche und intime Dinge sind - im Frauengesundheitsbeirat auch ein paar Fälle durchdiskutiert, die so tragisch sind und so einen unglaublichen Druck auf die Frauen widerspiegeln, dass es wahrscheinlich wirklich sehr, sehr schwierig ist, sie zu erreichen. Was nicht heißt, dass wir es auch nur ansatzweise aufgeben dürfen.

Zu dieser Frage: Gibt es eine Möglichkeit, oder kann man eine Möglichkeit schaffen, dass die Frauen auf dis-krete Art und Weise doch ihre Identität bekannt geben können? Meines Wissens gibt es dieses Angebot, aber ich gehe dem sehr gerne im Detail noch einmal nach, weil Sie offensichtlich der Meinung sind, dass es das nicht gibt. Das muss man prüfen, ob ich da nicht einer Fehlinformation aufgesessen bin, aber meines Wissens gibt es sehr wohl das Angebot des Jugendamtes, dass die Frauen ihre Identität dort sozusagen hinterlegen kön-nen.

Ich sehe, Sie wollen mir jetzt mit Ihrer nonverbalen Kommunikation sagen, dass das etwas anderes ist, als ich meine. Das weiß ich, und ich schaue mir auch gerne dieses andere Beispiel im Detail an. Aber glauben Sie mir, ich kenne die juristischen Mechanismen auch unseres Hauses, und wenn einmal offiziell in den Annalen dieses Hauses Daten vorhanden sind, dann ist es, glaube ich, sehr viel schwieriger, flexibel, sensibel und so, dass ausschließlich das Wohl der Frau und des Kindes, aber nicht der Vollzug des Gesetzes im Mittelpunkt steht, diese Dinge zu "handlen". Nicht, weil unsere Beamten nicht bereit sind, es zu machen, sondern weil sie an Ge-setze gebunden sind. 

Deswegen glaube ich, dass dieser Weg vorhanden ist, aber wie gesagt, ich schaue es mir gerne noch einmal an. Denn es ist dies ein so ernsthaftes Thema, dass man sich alle Varianten sicherheitshalber dreimal anschaut, vielleicht gibt es doch noch eine bessere Möglichkeit. Deswegen finde ich diese Variante für eine relativ unbürokratische, die es sozusagen jenseits der gesetzlichen Möglichkeiten - nicht unkorrekt, aber ohne da-mit sozusagen in die Prinzipien des Gesetzes hineinzukommen - erlaubt, dass eben die Frauen ihre Identität beim Jugendamt hinterlassen können. Das ist praktisch ein Brief an das Kind, der dem Kind, wenn es dies wünscht, später ausgehändigt wird. Das ist, glaube ich, ein guter Weg, um das zu erreichen, was Sie wollen, nämlich dass das Kind später die Chance hat, seine I-dentität, seine Geschichte, seine Wurzeln festzustellen.

Auch dazu kann aber die Frau - und das möchte ich noch einmal sagen - nicht gezwungen werden. Das Letzte, was ich will, ist, dass die Frauen in dieser schwierigen Situation auch von uns unter Druck gesetzt werden. Das will ich keinesfalls, und das macht eben die Sache sehr, sehr schwierig für uns alle. 

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Frau Abg Laka-tha.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Ich muss zugeben, dass ich mich aufgrund der 
Anfrage der Kollegin Pilz wirklich redlich bemüht habe, eine für mich noch offene Frage zu finden. Aufgrund des ausgezeichneten Abschlussberichtes der Arbeitsgruppe Anonyme Geburt und aufgrund der Diskussion in diesem Arbeitskreis, wo sämtliche Fragen, die wir gestellt hatten, beantwortet wurden, und jetzt auch aufgrund Ihrer Antwort, die ich vollinhaltlich akzeptiere, muss ich gestehen, dass ich keine weitere Anfrage an Sie habe. (Heiterkeit.)

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Ich nehme an, die Frau Stadträtin hat auch keine Antwort dazu, und damit sind wir bei der Frage von Herrn Mag Kowarik.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Doch! (Heiterkeit.) Auf positive Sachen habe ich immer eine Antwort.
Präsident Johann Hatzl: Also doch. - Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: So ist es. Ich wer-de dieses Kompliment - weil ich das als Kompliment em-pfinde - an den Frauengesundheitsbeirat und an die Kol-leginnen und Kollegen, die den Bericht erstellt haben, weiterleiten. Denn das kommt ohnehin selten genug vor, dass unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für ihre gu-te Arbeit entsprechend gelobt werden. Ich finde, das soll man auch weitergeben, und das werde ich machen. – Danke.

Präsident Johann Hatzl: Also hat es doch eine Antwort gegeben.

Nächste Zusatzfrage: Herr Abg Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke. - Ich habe den Bericht auch sehr aufmerksam gelesen und werde mir doch erlauben, dann eine Anfrage zu stellen. Ich möchte aber eingangs grundsätzlich festhalten, dass es doch erfreulich war, dass es der Frau StRin Pittermann gelungen ist, die juri-dischen und organisatorischen Probleme zu bewältigen und die Anonyme Geburt sozusagen einzuführen. Das sollte man schon festhalten.

Ich muss Ihnen heute, im Gegensatz zu gestern, Recht geben: Man wird weiter diskutieren müssen, im Gegensatz zum FSW, wo es eigentlich nicht notwendig ist.

Die Problematik der Anonymen Geburt ist ja von Ihnen teilweise angerissen worden, und ich möchte schon sagen, dass hier sehr gute Arbeit geleistet wurde. Es wurde aber festgestellt, dass im Detail doch auch das eine oder andere noch zu erledigen wäre. Und zwar herrscht bei den Hebammen Unklarheit über die verschiedenen Rahmenbedingungen der Anonymen Geburt, und es wurde auch eine Vereinheitlichung der Dienstanweisung gefordert, was sicherlich notwendig sein wird, um hier tatsächlich entsprechend helfen zu können. 

Unabhängig davon ist aber das Problem, dass die Kinder, die so zur Welt kommen, letztendlich nichts über ihre Identität wissen, nach wie vor virulent. Da möchte ich Sie fragen, ob Sie weitere Überlegungen dazu anstellen, dass diese Anonymität, diese Identität der Kinder doch gelüftet werden kann - es ist ja vom Jugendamt auch angeboten worden, zum Beispiel ein Kuvert zu hin-terlegen, worin die Mutter ihre Identität feststellen kann -, dass das vielleicht doch stärker ausgebaut wird und dass man in dieser Art und Weise nach Möglichkeiten sucht, um den Kindern die Möglichkeit zu geben, dass sie ihre Herkunft selbst erkennen können.

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist genau der Punkt, den wir vorhin besprochen hatten, als Frau Dr Pilz gemeint hat, man müsste es auf eine rechtliche Basis stellen. Ich bin eher der Ansicht - ich bin aber gerne be-reit, mir auch diese alternativen gesetzlichen Rahmenbedingungen genauer anzuschauen -, dass genau das, was Sie jetzt gesagt haben - dass also die Frauen sehr unbürokratisch die Möglichkeit haben, mit einem Kuvert sozusagen ein Schreiben an ihre Kinder zu richten, ob und wann immer die das sehen und wissen wollen -, be-deutet, dass es dieses Angebot gibt. Dieses Angebot ist vorhanden, weil gerade auch die Kollegen und Kolleginnen vom Jugendamt das Wohl des Kindes im Auge haben und sehr intensiv versuchen zu vermitteln. 

Ich bitte nur wirklich, mich bei dem zu unterstützen, was ich vorhin gesagt habe und jetzt wiederholen möchte: Was ich keinesfalls will, ist, dass wir die Frau un-
ter Druck setzen. Sie alle waren bei den Diskussionen dabei, wir alle haben miterlebt, in welcher Situation die Frauen sind, die sich für eine Anonyme Geburt entschieden haben. Wenn wir jetzt auch noch kommen, sie unter Druck setzen und sagen: „Du musst, und für dein Kind, und überlege, was du deinem Kind antust, wenn es nicht weiß..." - es ist unglaublich schwierig und sensibel! Ich bin dafür, dass man schon versucht, den Frauen klarzumachen, dass sie trotz der Belastung, in der sie sind, auch die Situation des Kindes sehen können. Aber ich will keinesfalls - zu dem bekenne ich mich, und das sage ich noch einmal in aller Deutlichkeit -, dass wir auch noch die Frauen unter Druck setzen, weil das erstens einmal nichts bringt - wer weiß, zu welchen Panikreaktionen das dann führt - und zum Zweiten, wie wir auch diskutiert haben, zu keinem Ergebnis führen würde. 

Das ist für die Betroffenen, für die Hebammen, für die Ärzte und Ärztinnen, für die SozialarbeiterInnen gerade vom Jugendamt eine schwierige Situation. Das ist auch für die, die in den Spitälern arbeiten, eine schwierige Si-
tuation. Deswegen ist die Frage der Ausbildung unserer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen eine ganz zentrale. Wir versuchen ja, solche Situationen zu vermeiden, indem wir zum Beispiel schon unsere MitarbeiterInnen in den Spitälern so schulen, dass sie Depressionen und Ähnliches möglichst früh erkennen. Wir versuchen ohnehin auf allen Ebenen, aktiv zu werden. Aber ich will nicht, dass die Frauen noch mehr unter Druck gesetzt werden und dass wir uns auch noch in die Reihe derer einreihen, die sie unter Druck setzen. Das will ich nicht.

Für alles andere - Angebote und so, wann immer es da Vorschläge zur Verbesserung gibt - sind wir wirklich sehr offen, weil wir natürlich sowohl das Beste für die Frau als auch das Beste für das Kind wollen.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Dr Laschan.

Abg Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr ge-ehrte Frau Stadträtin!

Sie haben in Ihrer Beantwortung erwähnt, dass es 
für Frauen in Notsituationen oder in Situationen, in de-
nen sie sich nicht für ein Kind entscheiden können be-ziehungsweise eine Schwangerschaft nicht akzeptie-
ren können, viele Alternativen gibt und dass es eine 
Möglichkeit ist, eine Anonyme Geburt durchzuführen. 
Ich meine, dass eine Alternative sicherlich die Schwan-gerschaftsunterbrechung sein kann, die in Österreich ja möglich ist. Was ich aber bemerkenswert finde, ist, dass es zum Beispiel in Salzburg erst einer Landeshauptfrau aus dem sozialdemokratischen Bereich bedurft hat, dass dort Frauen die Möglichkeit haben, diese Alternative zu ergreifen. Das scheint mir also wirklich bemerkenswert. 

Ich möchte jedoch auch festhalten, dass die Alternative einer Anonymen Geburt sehr oft Frauen in Anspruch nehmen müssen, die aufgrund einer Gewalterfahrung in einer psychischen Situation sind, in der sie sich auf legale Weise von ihrem Kind trennen müssen oder wollen. Der Vorteil aber ist, dass eine Schwangerschaftsbetreuung erfolgen kann und dass die Geburt in einem medizinisch vernünftigen Rahmen ablaufen kann, daher auch nicht unter einem solchen psychischen Stress, wie er es zum Beispiel in einem Lokal sein muss; das ist ja unvorstellbar!

Ich möchte Sie daher fragen, ob Sie sich vorstellen können, dass es eine Alternative zur Anonymen Geburt gibt.

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich glaube, die einzige Alternative, die es gibt, haben Sie selber genannt, nämlich diese Vielfalt der Angebote. Wir versuchen das immer in dem Bewusstsein, nicht alle Wahnsinnssituationen des Lebens abdecken zu können. Sie haben jetzt wieder eine ganz schlimme Situation angedeutet, der Frauen ausgesetzt sind und die oft dazu führt - wie wir auch aus diesem Bericht wissen -, dass sie sich zu diesem Kind nicht bekennen können, weil es aus einer für sie entsetzlichen, traumatisierenden Situation entstanden ist; um das so allgemein und möglichst emotionslos zu formulieren. 

Das heißt, ich glaube, wir können nur eine Vielfalt an Angeboten setzen, die es in dieser Stadt glücklicherweise gibt, und wir sind dabei, sie immer noch weiter auszubauen, unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu schulen und sensibel darüber zu informieren. Das ist ja auch eine unserer Schwierigkeiten - darüber wurde auch in dem Beirat diskutiert -, dass die bisherige Information anders formuliert wurde, korrekterweise und gut; auf der anderen Seite ist wieder die Forderung aufgetaucht, man müsste mehr über die Anonyme Geburt informieren. Wir befinden uns da in einem Kräfteparallelogramm, in dem es nicht einfach ist, den richtigen Punkt zu finden. 

Aber ich glaube, dass all das, was wir tun, ein sinnvolles Angebot ist. Insofern glaube ich, dass der Weg, den wir eingeschlagen haben, meiner persönlichen Meinung nach alternativlos ist und dass wir mit dieser Vielfalt an Angeboten, die wir haben - bei all dem, was noch ver-bessert werden kann, verbesserten Schulungen, verbesserten Informationen -, in Wirklichkeit auf dem richtigen Weg sind, und das vor allem dank des wirklichen Engagements der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, überwiegend der Frauen, die in diesem Bereich tätig sind. Man versucht wirklich, den Gebärenden in dieser schwierigen Situation zu helfen, den Schwangeren in dieser schwierigen Situation zu helfen. 

Bei dieser Gelegenheit, weil wir schon beim Dankeschön-Sagen sind, auch ein Dankeschön an die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen! Es sind überwiegend Frauen, die in der konkreten Situation sind und handeln müssen und die das, glaube ich, auf exzellente Art und Weise machen.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Frau Dr Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender!

Ich möchte nun doch noch einmal auf die Überlegung mit der Diskreten Geburt näher eingehen. Natürlich kön-nten die Frauen theoretisch in den Brief an das Kind alles Mögliche hineinschreiben, das ist dann aber sozusagen nicht diese formelle Information über die Herkunft. Da kann ein Gedicht drinnen sein, oder was immer, das muss also nicht unbedingt eine Information sein, die das Kind später auch für seine Identität verwerten kann. Vielleicht erklärt es etwas von Motiven, das ist schon ein Fortschritt. 

Frau Stadträtin, ein Beispiel - wir haben es auch diskutiert - ist ja das einer Frau aus einer bosnisch-musli-mischen Familie, die ein Kind von einem Afrikaner bekommen hat; die Familie konnte und wollte das nicht dulden, und diese Frau hat anonym geboren. Da frage ich mich schon, Frau Stadträtin, ob dieser Frau nicht die Möglichkeit der Diskreten Geburt geholfen hätte. Ich weiß nicht, ob diese Frau nicht gerne das Kind gehabt hätte, vielleicht mit dem Mann hätte leben wollen; ich weiß es nicht, und Sie wissen es auch nicht, wir wissen es miteinander nicht. Der Umstand, dass vielleicht in 15 Jahren beide verzweifelt sind, das Kind, das sich überlegen muss: Warum wollte man mich nicht, und hat das mit meiner Hautfarbe zu tun? Und die Mutter, die sich vielleicht denkt: War die Behörde nicht auf der falschen Seite, auf der Seite meiner Familie, die diese Beziehung nicht wollte? 

Die Frage ist, Frau Stadträtin: Wenn Frauen durch gute und intensive Beratung auch auf so eine Möglichkeit der Diskreten Geburt hingewiesen werden - und da haben Sie völlig Recht, unter totaler Sicherstellung der Daten und des Datenschutzes -, sodass die Möglichkeit besteht, dass das Kind später, wenn es volljährig oder zumindest geschäftsfähig ist, sagen kann, ich wende mich an die Behörde, und die Behörde wendet sich an meine Mutter, oder umgekehrt, und dann kann man verhandeln, ob die Anonymität gelüftet wird - was würde dagegen sprechen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Dr Pilz! 

Es dreht sich immer um eine Frage: Wir müssen die Entscheidung der Frau respektieren, auch wenn sie uns nicht passt und auch wenn sie Ihnen nicht passt. (Abg Dr Sigrid Pilz: ...geht es nicht!) Natürlich, die Möglichkeiten gibt es doch alle! Wenn sich diese Frau in dieser schwierigen Situation dazu entscheiden möchte, das Kind trotzdem zu bekommen, hat sie alle Angebote der Stadt. Wenn sie sich dazu entscheiden möchte, das Kind zur Adoption freizugeben, hat sie alle Angebote der Stadt. Wenn sie sich dazu entscheidet, dem Kind bekannt zu geben, wer sie ist und warum sie sich dazu entschieden hat, das Kind in dieser Form zu bekommen und nicht zu behalten, kann sie das auf diesem unbürokratischen Weg tun.

Wir drehen uns immer um diesen Punkt, und ich verstehe, dass es vor allem Ihnen als einer, die auch sozusagen beruflich den Kampf für die Rechte der Kinder führt, schwer fällt, dies zu akzeptieren, aber wir müssen es akzeptieren. Wenn sie trotz alledem sagt: Ich schaffe es nicht, ich will nicht!, dann müssen wir das respektieren. Das fällt schwer, wenn man sich vorstellt, dass gerade ein Kind mit einer anderen Hautfarbe hier bei uns aufwächst und natürlich sich dann vermutlich den Gedanken machen wird: War das der Grund, warum ich nicht weiß, wo ich herkomme, und wie gehe ich mit dem um? Ich bekomme jetzt eine Gänsehaut, indem ich Ihnen das beantworte, das ist eine unglaublich schwierige Situation. 

Aber die Alternative, Frau Kollegin, ist es auch, nämlich entweder diese Frau dazu zu zwingen... (Zwischenruf von Abg Dr Sigrid Pilz.) Das wollen Sie nicht? Ich meine, das ist die theoretische Alternative. Entweder sagen wir, es gibt das nicht, das Kind wächst unter diesen Bedingungen auf - das ist eine Horrorvorstellung -, oder es gibt alle anderen Alternativen, die der Beratung, der Unterstützung, des Versuches, sie irgendwo unterzubringen. Wir haben Wohngemeinschaften, gerade für diesen speziellen Fall gibt es eine eigene Wohngemeinschaft, die im Auftrag der Integrationsabteilung arbeitet. Für Mädchen oder junge Frauen - ich weiß nicht, wie alt die Dame war -, die aus interkulturellen Konflikten heraus nicht zu Hause leben können, gibt es gerade aus diesem Grund eine eigene Wohngemeinschaft, wo diese Mädchen hinkommen, Mädchen, die bedroht sind, zwangsverheiratet zu werden, oder Mädchen in so einer interkulturellen Konfliktsituation. Da haben wir eigene Wohngemeinschaften, die wir anbieten, also diese Angebote gibt es. 

Diese spezielle junge Frau war, aus welchen Gründen auch immer, offensichtlich nicht in der Lage, sie anzunehmen, und wollte auch nicht ihre Identität preisgeben. Irgendwann einmal ist der Punkt erreicht, an dem man sagt: Respektieren wir den Wunsch der Frau, ja oder nein? Da sage ich, wir müssen ihn respektieren, auch wenn es uns schwer fällt; und meiner Ansicht nach ist das auch, längerfristig gesehen, im Interesse beider, der Frau und des Kindes. Denn ich glaube, dass Entscheidungen, die unter Druck fallen, für beide nicht gut sind. 

Präsident Johann Hatzl: Die 2. Anfrage (FSP – 02036-2005/0001 - KVP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Matthias Tschirf gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass Gesetzesentwürfe von Beginn des Begutachtungsverfahrens bis zum Beschluss im Wiener Landtag samt den eingegangenen Stellungnahmen und den erläuternden Bemerkungen im Internet veröffentlicht werden?
Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann! Selbst bei - zugegebenermaßen mäßiger - Strapazierung meiner Phantasie habe ich lediglich einen einzigen Grund erkennen können, warum Sie diese Frage an mich stellen. Nämlich den, dass es nicht stattfindet. Warum dem so ist, entzieht sich allerdings bereits wieder meiner Beurteilung. 

Ich kann daher die Frage sehr leicht beantworten: Ich werde prüfen lassen, und sofern datenschutzrechtliche Dinge nicht dagegen sprechen, werden wir das selbstverständlich in Zukunft machen.

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich bin sehr froh, wenn Sie diese Vorgangsweise durch das Amt der Landesregierung in Wien durchführen und hier genau so vorgehen, wie das beispielsweise auf der Homepage des Parlaments der Fall ist.

Ich gehe davon aus, dass demnächst die Wienerinnen und Wiener als Benutzer der Homepage und auch wir alle hier mehr Information haben. Also ich gehe davon aus, dass das entsprechend umgesetzt wird.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Da ich davon ausgehe, dass wir hier, datenschutzrechtlich gesehen, nicht Neuland betreten, teile ich diese Einschätzung und hoffe auch, dass das bald erledigt wird.

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Herr Abg Dr GÜNTHER.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Die Antwort war umfassend und damit auch klar. 

Eine zweite Frage: Bei manchen wichtigen legistischen Maßnahmen wurde die Opposition eingebunden, wie zum Beispiel bei der Änderung des Wahlrechtes. Aus Ihrer Sicht: Wäre es auch möglich, die Opposition bei legistischen Maßnahmen immer schon früher einzubinden, weil man einfach, wenn man sich nicht zusammensetzt, zu Regelungen kommt, die nachher manchmal schwer nachzuvollziehen sind?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Aus meiner Sicht selbstverständlich! Denn wie Sie wissen, verfüge ich doch auch über ein paar Jahre an Erfahrung als amtsführender Stadtrat, und bei legistischen Vorhaben wie etwa Fachgesetzen, Naturschutzgesetzen oder ähnlichen, war es vollkommen klar, dass wir alle miteinander diskutieren. Das tut den unterschiedlichen Positionen unter Umständen keinen Abbruch, aber man hat jedenfalls vorher probiert, die Meinungen zu akkordieren. Wenn es gelingt, ist es gut, wenn es nicht gelingt, ist es auch im Rahmen der Demokratie. Ich sehe da im Prinzip eigentlich nur eine Bestätigung dessen, was ich persönlich auch immer gemacht habe.

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Herr Abg Dr Stürzenbecher.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Die Veröffentlichung von Stellungnahmen zu Rechtsvorschriften im Internet ist sicher eine interessante, überlegenswerte Sache auch im Interesse der Einbindung der Bürgerinnen und Bürger. Es ist aber noch wichtiger, dass man sich tatsächlich auch mit den Stellungnahmen auseinander setzt. 

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass das Amt der Wiener Landesregierung sehr viele Stellungnahmen zu Begutachtungsentwürfen des Bundes abzu-geben hat. Deshalb frage ich: Räumt der Bund ausreichend Zeit für die Stellungnahmen zu Begutachtungsent-würfen des Bundes ein?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Da wird schon auch ein sehr heikles Thema angesprochen, das nicht nur aus Wiener Sicht zu betrachten ist, sondern zu dem es sowohl in der Konferenz der Lan-desamtsdirektoren als auch in der Landeshauptleutekonferenz schon mehrmals nicht unerheblichen Unmut gegeben hat. Denn offensichtlich unter dem Motto “Speed kills“ sind die Begutachtungsfristen immer mehr verkürzt worden, zu nicht unwesentlichen Gesetzen auf drei oder vier Tage, was im Regelfall natürlich auf die Qualität der Begutachtung seinen Einfluss hat, aber auch darüber hinaus auf die politische Meinungsbildung. 

Denn es ist der Gesetzwerdungsprozess, wie in 
der österreichischen Verfassung vorgesehen, selbstverständlich nicht ein reiner Verwaltungsakt, sondern eine politische Handlung. Daher ist es vernünftig, wenn bei der Begutachtung eines entsprechenden Gesetzentwurfes beispielsweise die Länder oder auch der Städtebund und der Gemeindebund, die nunmehr auch rechtlich dazu befugt sind, Stellungnahmen abzugeben, tatsächlich zu einer entsprechenden Meinungsfindung für die Begutachtung kommen können. Das ist seit einiger Zeit kaum bis nicht mehr möglich. 

Das ist etwas, was zweifelsohne allen Bundesländern, aber auch den beiden Interessensvertretungsorganisationen der Gebietskörperschaften Gemeinden und Städte außerordentlich missfällt! Ich denke, dass dies eine mindestens ebenso wichtige Frage ist wie die entsprechenden Veröffentlichungen und Kundmachungen auch in der modernen Form des elektronischen Wegs. 

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Herr Dr Serles. 

Abg Dr Wilfried Serles (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Herr Landeshauptmann!

Ich gestehe, ich glaube nicht wirklich, dass es die Qualität des politischen Diskurses belebt, wenn jetzt Gesetzentwürfe auch im Internet veröffentlicht werden. Die Qualität des politischen Diskurses und die Auseinandersetzungen im Rathaus könnte es beleben, wenn wir an Sie interessante Anfragen richten und Sie auf einem hohen Niveau launige und interessante Antworten geben. Herr Landeshauptmann, ich gestehe, da tun Sie sich wahrscheinlich bei Fragen wie dieser schwer, hier 
in Schwung zu kommen zur frühen Stunde im Landtag. Ich gestehe auch, mir fällt in Wahrheit keine wirkliche Zusatzfrage zu dieser Hauptfrage ein. (Heiterkeit beim BZW.) Ich habe lange darüber nachgedacht. 

Ich stelle jetzt eine Zusatzfrage, Herr Landeshauptmann. Sie lautet: Werden Sie sich auf die Fragestunde so präzise vorbereiten wie in den Jahren 1996 und 1997, als Sie durch die Qualität Ihrer Ausführungen die Fragestunde des Landtages immer zu politischen Höhepunkten gebracht haben? (Heiterkeit beim BZW.)

Präsident Johann Hatzl: Sie sehen, wir haben heute einen besonderen Tag: Auf Nicht-Fragen gibt es auch Antworten.

Lhptm Dr Michael Häupl: Nein, das ist ja gar keine Frage. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Es gibt ein lateinisches Sprichwort: Wenn Sie geschwiegen hätten, wären Sie ein Philosoph geblieben. (Heiterkeit.) Nachdem ich gehört habe, dass hier die Amtssprache Deutsch ist, ha-be ich es mich nicht auf Lateinisch zu sagen getraut, um mir nicht eine Rüge einzufangen. Ich weiß, wie streng man in bestimmten Teilen unseres Landtages mit dieser Frage umgeht. 

Wenn Sie mir versprechen können, dass Sie die Qualität Ihrer Zusatzfragen auch auf ein ähnliches Niveau wie vor einigen Jahren heben, dann verspreche ich Ihnen, mich selbst auf solche Fragen intensiver vorzubereiten. (Heiterkeit.) 

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Herr Klubobmann Dr Tschirf. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Wer nur einigermaßen die innenpolitischen Seiten der Zeitungen liest, weiß, dass gerade die Stellungnahmen, die in einem Begutachtungsverfahren abgegeben werden, sehr wohl eine gute Gelegenheit sind, auch auf Verbesserungsvorschläge zu Gesetzen hinzuweisen. Gerade aus Ihrer Antwort habe ich das ent-nommen. 

Werden Sie uns daher informieren, sobald Sie diese Maßnahmen gesetzt haben, dass tatsächlich das alles ins Internet gegeben wird?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich hoffe sehr, dass Sie es auch ohne meine Information merken werden, nämlich durch das einfache Faktum, dass es stattfindet. Aber ich bin gerne bereit, Sie auch gesondert darauf aufmerksam zu machen, dass es stattgefunden hat. (Heiterkeit.)
Präsident Johann Hatzl: Die 3. Anfrage (FSP – 02037-2005/0002 - KFP/LM) wurde von Frau Abg Henriette FRANK gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Wann wird es nach dem Vorbild der Steiermark im Wiener Landes-Sicherheitsgesetz zu jenen notwendigen Verschärfungen kommen, um der ausufernden Kriminalität in Wien wirksam Einhalt zu ge-bieten?
Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich fürchte sehr, dass das nunmehrige Thema weniger launig abzuhandeln ist. Denn Sie stellen in der Frage fest, dass es in der Steiermark zu notwendigen Verschärfungen des Sicherheitsgesetzes gekommen ist. Damit befinden Sie sich in diametralem Gegensatz zu den Steirern. Ich möchte Sie auf die vielen Stellungnahmen hinweisen, die dazu abgegeben wurden - wobei ich die öffentlichen und nicht die im Internet veröffentlichten meine -, etwa auf die Stellungnahme des Bürgermeisters von Graz, der gemeint hat, es gibt gar keine Verschärfungen im steirischen Sicherheitsgesetz. 

Wie dem auch immer sei, ich möchte eine grundsätzliche Bemerkung dazu machen, weil es sich bei Ihnen entweder um ein Missverständnis oder um eine tatsächliche Fehlmeinung handelt. Die Bekämpfung von Kriminalität, Frau Abgeordnete, ist Aufgabe der Polizei! Dies ist Aufgabe der Polizei und keines anderen Wachekörpers, oder wie immer man das sonst bezeichnen will. Ich halte wie jeder Demokrat absolut und unabänderlich am Gewaltmonopol des Staates fest, und das wird ausgeübt durch die Polizei und durch niemand anderen! Die Festlegung dazu erfolgt über die österreichische Verfassung, worin auch ganz klar festgelegt ist, dass Kriminalitätsbekämpfung durch die Polizei zu erfolgen hat und dies Bundesangelegenheit ist. 

Es wird daher kein Landes-Sicherheitsgesetz geben, für das ich Mitverantwortung trage, das dieses Gewaltmonopol des Staates bricht. Daher schaut auch das Wie-ner Landes-Polizeigesetz so aus, wie es aussieht, und im Übrigen auch das steirische. Denn ich werfe auch dem steirischen Landes-Sicherheitsgesetz nicht vor, dass es mit diesem Prinzip des Gewaltmonopols des Staates, sohin des Bundes, bricht. Das tut es nicht. 

Wenn Sie sich ein bisschen der Mühe unterziehen und die Gesetzesmaterien, die im steirischen Landes-Sicherheitsgesetz geregelt sind, etwas umfassender mit den Wiener Regelungen vergleichen, dann werden Sie eine ganze Reihe von Passagen beispielsweise über die Frage von Tierhaltung, die in der Steiermark im Landes-Sicherheitsgesetz geregelt ist, bei uns im Tierhaltegesetz geregelt finden, also in anderen Gesetzesmaterien. 

So gesehen halte ich das Wiener Landes-Sicher-heitsgesetz für durchaus vergleichbar mit jenem der Stei-ermark, und das immer unter der Prämisse: Natürlich ist Kriminalitätsbekämpfung Aufgabe des Bundes und Aufgabe der Bundespolizei. Daran wird sich, solange ich hier stehe, nichts ändern.

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Frau Abg FRANK.

Abg Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Es scheint sich da tatsächlich um ein Missverständnis zu handeln. Denn erstens wollte ich einmal den Vergleich zwischen der Steiermark und Wien ziehen. Die Steiermark sieht in manchen Positionen erheblich höhere Strafen vor, als Wien sie vorsieht, und ist damit vielleicht auch etwas effizienter.

Ich möchte jetzt gleich einmal beim § 1 ansetzen, wo-rin es um die Parkanlagen, also um Unruhe, Anstandsverletzung und Lärmerregung geht. Ich meine, man kann davor nicht die Augen verschließen. Denn wenn man in den Park- und Grünanlagen unserer Stadt ist und diese alle sechs Jahre erneuert werden müssen, weil es extreme Devastierungen gibt oder weil auch die Lärmer-regungen weit über Mitternacht hinaus die Bevölkerung belasten, dann wäre es wirklich angebracht, da einmal etwas entgegenzusetzen. Das liegt in Ihrer Hoheit und nicht in Bundeshoheit, Herr Landeshauptmann!

Ich darf Sie daher jetzt fragen: Können Sie sich angesichts dieser aufgezählten Belästigungen für die Bevölkerung endlich dazu bereit erklären, sich der langjährigen Forderung der Freiheitlichen Partei zum Beispiel nach einer Parkaufsicht einmal anzuschließen? Denn Sie haben ja auch die U-Bahn-Aufsicht jahrelang immer da-mit abgetan, dass wir keinen Überwachungsstaat wollen, und letztlich wurde sie doch eingeführt. So etwas würden wir uns auch jetzt mit der Parkaufsicht wünschen. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Wir spielen offensichtlich in verschiedenen Stücken. Denn Sie haben mir die Frage gestellt - und Sie dürften sie vergessen haben, Ihre eigene Frage vergessen ha-ben -, Sie haben mir die Frage gestellt, wann es zu 
den notwendigen Verschärfungen des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes nach dem Vorbild der Steiermark kommt, um der ausufernden Kriminalität in Wien wirksam Einhalt zu gebieten. Diese Frage habe ich Ihnen beantwortet. 

Ich gehe davon aus, dass Lärmerregung in Parks nicht unter ausufernde Kriminalität fällt. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Denn da muss ich ehrlich sagen, wir haben wohl und zugegebenermaßen alle miteinander andere Probleme. Sonst hätten wir ja auch die Sicherheitspartnerschaft zwischen Bund und Wien und ähnliche Maßnahmen nicht gebraucht, um hier einer entsprechenden Entwicklung auch gemeinsam Rechnung zu tragen. 

Ich komme gerne auch darauf zurück. Ich kann mich nicht erinnern - vielleicht ist mir auch da etwas entgangen -, dass es eine eigene U-Bahn-Aufsicht gegeben hätte und damit irgendeiner langjährigen Forderung der FPÖ nachgekommen worden wäre. Was es hingegen gibt, ist im Rahmen der Sicherheitspartnerschaft zwischen Wien und Bund, dass es zu verstärkter Bestreifung der Polizei bei den U-Bahnen im Besonderen, aber auch bei Straßenbahnen kommt. Das ist eine Maßnahme, die gemeinsam ergriffen wird, um den Drogendealern entsprechend wirkungsvoll entgegenzutreten. Aber das widerspricht überhaupt nicht dem, was ich vorhin gesagt habe, nämlich: Gewaltmonopol des Staates, die Polizei führt diese Maßnahmen durch! Darauf möchte ich zunächst auch nur hinweisen. 

Es dürfte Ihnen ein Weiteres entgangen sein. Ich möchte einmal völlig absehen von der formellen Argumentation der Dezentralisierung der Parks und der Parkverwaltung, aber wir haben vor geraumer Zeit und nach einer längeren Diskussion auch hier - allerdings nicht im Landtag, sondern im Gemeinderat - uns dafür entschieden, es den Parks freizustellen und dies auch entsprechend zu unterstützen, ob sie in einem Park Animationsprogramme machen - ich sage das jetzt wahrscheinlich nicht in der korrekten Diktion, aber das heißt, mit den Kindern und Jugendlichen, die dort anwesend sind, entsprechende Programme zu spielen beziehungsweise natürlich auch darauf aufzupassen, dass die Hundenotdurft zum Beispiel nicht in Spielkisten verrichtet wird und dass das Ganze einigermaßen im Rahmen abläuft - oder einen so genannten Parkwächter anstellen. 

Das ist auch etwas, von dem einzelne Bezirke Ge-brauch gemacht haben, und das war eine Entscheidung der Bezirke, die hier getroffen wurde. Diese Möglichkeit besteht nach wie vor. Es dürfte Ihnen daher, so nehme ich einmal an, einiges an der Entwicklung in Wien entgangen sein. (Abg Dr Herbert Madejski: ...können es nicht feststellen!)
Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Frau Abg Schmalenberg.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Landeshaupt-mann!

Wir haben schon des Öfteren über die Problematik der ausufernden offenen Suchtgiftszene in Wien diskutiert, und Sie haben es jetzt auch indirekt angesprochen. Es ist unbestritten, dass zur Lösung dieser Problematik auf der einen Seite ein sozialtherapeutischer Schwerpunkt gesetzt werden muss und zum anderen ein sicherheitspolitischer. Über den sozialtherapeutischen werden wir an anderer Stelle diskutieren, heute geht es um die sicherheitspolitischen Aspekte. 

Meine Frage ist: Können Sie sich vorstellen - und Sie haben jetzt auch schon erwähnt, dass eine verstärkte Bestreifung der öffentlichen Verkehrsmittel durch die Po-lizei vorgenommen wird -, könnten Sie sich aber vorstellen, dass man die öffentlichen Verkehrsmittel, die öffentlichen Zugänge, die Stationsbereiche auch zu Schutzzonen deklarieren könnte?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sie weisen zu Recht darauf hin, dass Drogenbekämpfung sehr vielschichtige Aspekte hat. Es beginnt mit den vorbeugenden Maßnahmen der Aufklärung in den Kindergärten und in den Schulen, wobei ich nicht zuletzt auch als Vater weiß, dass da sehr, sehr gute Arbeit geleistet wird. Man kann natürlich immer alles verbessern, aber da wird von den Lehrern und auch in den Projekten wirklich gute Arbeit geleistet. 

Wir haben dann den zweiten Aspekt der Hilfe für die Kranken. Da ist in hohem Maße auch ein sozialtherapeutischer Ansatz dabei, da ist aber natürlich auch medizinische Hilfe dabei. Auch das ist im weitesten Sinn unsere Aufgabe, der wir uns selbstverständlich nicht entziehen.

Dann gibt es einen dritten Aspekt, das ist der der Kri-minalitätsbekämpfung, der Bekämpfung der kriminellen Drogendealer. Es ist überhaupt keine Frage, dass hier die Polizei all unsere Unterstützung hat. Schutzzonenverordnungen erlassen nicht wir, sondern die Polizei und die Bundespolizeidirektion. Wenn sie es für richtig finden wird, dann wird sie das tun, wenn nicht, dann wird sie es nicht tun. Vor Schulen laufen ja entsprechende Projekte.

Ich persönlich - da möchte ich mich nicht verschweigen - meine, dass wir nunmehr das Ablaufen dieser beiden Schutzzonen, wie sie zurzeit in Wien existieren, uns anschauen und das Ergebnis valorisieren sollten, weil man ja auch daraus lernen kann, was man unter Umständen anders machen kann. Vor allem aber muss man sich zwangsläufig auch mit der Frage der lediglichen Vertreibung, aber nicht der Kriminalitätsbekämpfung im engeren Sinn auseinander setzen. Dies wird in der Folge zweifelsohne ein wichtiger Diskussionsaspekt sein. Ob dies bei U-Bahn-Stationen eine sinnhafte Maßnahme ist, kann ich zur Stunde nicht beurteilen.

Für sehr sinnvoll halte ich - dafür habe ich mich auch ausgesprochen - die Videoüberwachung als einen Bestandteil der Drogenbekämpfung, der Kriminalitätsbekämpfung. Das hat nichts zu tun mit einem Orwell'schen Staat, sehr viel aber mit guten Möglichkeiten und Voraussetzungen dafür, Kriminelle tatsächlich effizient zu bekämpfen. Das halte ich für sinnvoll.

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz wird von den GRÜNEN eindeutig abgelehnt, weil es demokratische Grundrechte außer Kraft setzt. Da sind wir dagegen und werden auch immer dagegen sein. 

Ich möchte Sie jetzt nur, auch anlässlich Ihrer Antwort an Frau GRin FRANK, darauf hinweisen, dass das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz in seinem § 1 sehr wohl festhält, dass, wer ungebührlicherweise störenden Lärm erregt, mit einer Geldstrafe bis zu 700 EUR und im Fall der Uneinbringlichkeit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe rechnen muss. Das heißt, es ist sehr wohl so, dass Kinder und Jugendliche, die in einem Park sehr laut sind und andere stören - ungebührlicher Lärm, das ist ja ein sehr weitläufiger Begriff -, oder ihre Eltern da zur Kasse gebeten werden können beziehungsweise ihnen eine Ersatzfreiheitsstrafe droht. Das alles steht in dem Gesetz drin. (Zwischenruf von Abg Godwin Schuster.) Ich habe mich immer sehr gewundert, dass die Wiener Sozialdemokratie dazu imstande ist, derartige Gesetze zu formulieren und umzusetzen. Sie werden auch umgesetzt; ich werde Ihnen heute einen Fall präsentieren, in dem das auch umgesetzt wurde.

Ich stelle Ihnen eine ganz simple Frage, weil ich immer so verblüfft war über die sozialdemokratische Haltung in Sachen Landes-Sicherheitsgesetz, eine ganz simple Frage. Warum sind Sie der Meinung, dass man demokratische Grundrechte außer Kraft setzen soll?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Bei aller Theatralik, die Sie in diese Frage hineinlegen, muss ich Ihnen sagen: Ich sehe das gar nicht, ich sehe kein Außerkraftsetzen demokratischer Grundrechte, weil nach dem, was Sie hier meinen, zum Beispiel das gesamte Verwaltungsstrafrecht ein Außerkraftsetzen demokratischer Grundrechte wäre. Da darf ich wohl auch davon ausgehen, dass Sie das nicht so meinen. 

Mir geht es bei diesem Landes-Sicherheitsgesetz nicht darum, dass Kinder, die ihren Spaß auf einem Spielplatz haben und dort etwas lauter sind als es vielleicht dem Empfinden von 70-Jährigen entspricht, entsprechend bestraft werden, sondern mir geht es darum, dass man auch in einem Park das Miteinander und Miteinanderleben entsprechend einfordern kann. 

Da sage ich schon, bei der Rücksichtslosigkeit, die gelegentlich auch gerade in einem Park herrscht, und zwar von Erwachsenen gegen Kinder, von Jugendlichen gegen ältere Menschen, von Hundebesitzern gegen Nicht-Hundebesitzer, ist es für mich keine Frage, dass man hier auch ein entsprechendes Regelwerk braucht. So habe ich nie ein Hehl daraus gemacht, dass ich persönlich ein großer Anhänger der Beschäftigung mit den Kindern, der Parkbetreuung - und nicht des Parkwächters - bin, weil ich zutiefst der Überzeugung bin, dass, wenn man dieses Zusammenleben entsprechend regeln will, die Beschäftigung mit dem Problem, aber auch mit den dahinter stehenden Problemen, die es für Jugendliche und Kinder, aber auch für Erwachsene gibt, ein ver-nünftigerer Weg ist als der, mit Parkwächtern zu versuchen, dieses Problem zu lösen. Aber dass es ein Regelungswerk braucht, steht für mich außer Zweifel. 

Ich sage es noch einmal: Für mich hat das überhaupt nichts damit zu tun, dass hier demokratische Grundrechte außer Kraft gesetzt werden. Davon kann aus meiner Sicht nicht die Rede sein.

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Frau Abg FRANK.

Abg Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Ich kann Devastierungen und Drogenszenen im Park - denn Devastierung ist immerhin Zerstörung fremden Eigentums - nicht so ganz als Kavaliersdelikt abtun. So gesehen habe ich vielleicht mit meiner Anfrage nicht so Unrecht gehabt, wie Sie mir das unterstellen wollten.

Ich möchte mich aber jetzt nicht ausschließlich in Parkanlagen ergehen, sondern ich möchte noch eine Frage zum § 3, der Unfugabwehr, stellen. Und zwar steht im Landes-Sicherheitsgesetz nicht drin, dass es Konsequenzen gibt, auch wenn wiederholt abgewiesen wird. Jetzt schlägt aber die Bundespolizeidirektion in einer rechtlichen Stellungnahme vor, dass man hier vielleicht Konsequenzen festmacht. Ich frage Sie, ob Sie sich vor-stellen könnten - so wie das auch bei den anderen Paragraphen der Fall ist -, dass man hier, um effektiver durchgreifen zu können, auch pönalisierte Verwaltungsstrafen oder -konsequenzen einführt.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Entschuldigen Sie bitte, dass ich Devastierungen in Parks und den Drogenhandel nicht gleichsetze. Ich habe natürlich keine Freude mit Devastierungen in Parks. Die Situation ist heute zweifelsohne die, dass die Reparatur von Devastierungen in Parks in Wien ungefähr so viel kostet, wie ein neuer Park, wie die Errichtung eines neuen Parks kosten würde. Das ist selbstverständlich nicht lustig, und es tut mir auch Leid, aber im Vergleich zu den Devastierungen, die Drogendealer anstellen, ist das - nein, ich möchte jetzt nicht die wienerische Bezeichnung dafür verwenden. Ich will das also nicht vergleichen. (Abg Dr Herbert Madejski: ...sind wir einer Meinung!) Wie gesagt, ich habe damit auch keine Freude. 

Was die Strafsanktionen bei Unfugabwehr betrifft, sage ich Ihnen ganz offen: Das werde ich nicht tun. Dazu ist die Frage von Unfug, ganz ehrlich gesagt, zu vage gehalten, sodass da, wenn man dann noch Strafsanktionen findet, die tatsächliche Gefahr einer gewissen Willkür durchaus gegeben wäre. Daher werde ich diesen Forderungen der Wiener Polizei nicht Folge leisten.

Präsident Johann Hatzl: Die 4. Anfrage (FSP – 02035-2005/0001 - KSP/LM) wurde von Frau Abg Dr E-lisabeth Vitouch gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Am 1. Jänner 2005 hat die Wiener Tierschutzombudsstelle ihre Tätigkeit aufgenommen. Welche Arbeitsschwerpunkte hatte diese Stelle in den ersten 100 Tagen?
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Die Wiener Tierschutzombudsstelle wurde am 1. Jän-ner 2005 gegründet, sie hat da ihre Arbeit aufgenommen. Die Grundlage für die Wiener Tierschutzombuds-stelle ist das Bundesgesetz, das bundeseinheitliche Tier-schutzgesetz, dem wir auch diese Ombudsstelle verdanken. Der Schwerpunkt ist die Ausübung der Parteienstellung in allen tierschutzrechtlichen Verfahren. Das hat jetzt in den ersten drei, vier Monaten bereits 59 Mal statt-gefunden. Das heißt, es wurden 59 tierschutzrechtliche Bescheide erlassen, und damit wurde sichergestellt, dass Tiere ihren Bedürfnissen entsprechend behandelt wurden. 

Eine weitere wichtige Funktion der Tierschutzombudsstelle ist, dass die Tierschutzombudsstelle Wien das Land Wien im Tierschutzrat vertritt. Das ist ein Experten- und Expertinnengremium, in dem wesentliche Fragen des Tierschutzes behandelt werden. 

Darüber hinaus ist es der Tierschutzombudsstelle und auch mir ein ganz besonderes Anliegen, die Öffentlichkeit über Tierschutz zu informieren und auch Ansprechpartnerin zu sein, besonders auch für Kinder und für Jugendliche. Die Tierschutzombudsstelle kann hier auf eine sehr beeindruckende Statistik verweisen. Es ha-ben nämlich in den ersten 100 Tagen mehr als 1 450 Te-lefonate und Auskünfte stattgefunden, es gab 13 Vorträ-ge, es gab eine große Öffentlichkeitsarbeit, sowohl was Fernsehen als auch was Zeitung betrifft.

Man kann daher sagen, die Tierschutzombudsstelle ist in aller Munde und die ersten 100 Tage waren ausgesprochen erfolgreich.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Vitouch.

Abg Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Mit 1.1.2005 sind die Bundesländer verpflichtet, Tierschutzombudsleute einzusetzen. Wie haben die Bundesländer diese im Bundestierschutzgesetz enthaltene Forderung umgesetzt?

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist eine sehr gute und wichtige Frage, weil wir hier auch wieder sagen können, Wien ist anders. Wien ist nämlich deshalb anders, weil Wien das einzige Bundesland ist, das eine öffentliche Ausschreibung durchgeführt hat; sonst wurde diese Stelle nur noch auch in Niederösterreich ausgeschrieben. Die Umsetzung ist eine ausgesprochen unterschiedliche. So ist es zum Beispiel in Oberösterreich, wo es eine grün-schwarze Koalition gibt, so, dass erst Mitte April der Tierschutzombudsmann seine Aufgabe übernommen und begonnen hat, sein Amt auszuüben. Nur in vier Bundesländern ist es so, dass Tierschutzombudsleute sich zu 100 Prozent mit ihrer Arbeitskraft den Tieren und ihrer Aufgabe widmen können. In Vorarlberg ist es zum Beispiel so, dass der Landesveterinärdirektor diese Tätigkeit nebenbei selbst ausübt. Es sei hier dahingestellt, wie das weisungsfrei möglich ist. 

Wien ist das einzige Bundesland, in dem es eine tatsächlich unabhängige und weisungsfreie Tierschutzombudsstelle gibt. Das ist eine eigene Dienststelle des Lan-des Wien, die auch personell und sachlich so ausgestattet ist, dass man damit arbeiten kann. Vielleicht im Vergleich dazu: In der Steiermark übt ein Kollege 10 Stunden pro Woche diese Tätigkeit aus. Also hier liegen Wel-
ten dazwischen. Das heißt, der Ausspruch, Wien ist an-ders, passt auch hier. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Reinberger!

Abg Brigitte Reinberger (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Frau Stadträtin!

Es freut mich natürlich auch, dass Wien eine Vorreiterrolle hat, aber der Erfolg der Tierschutzombudsstelle ist sicherlich abhängig von der Fachkompetenz – die hat der Tierschutzombudsmann zweifelsohne –, natürlich auch von der Einsatzbereitschaft – auch die setze ich bei ihm natürlich voraus –, aber ganz besonders wichtig ist auch die rechtliche Handlungsmöglichkeit, die ihm eingeräumt ist. 

Meine Frage lautet daher: Welche Rechte im Detail hat jetzt die Tierschutzombudsstelle? Sie sagen, sie ist unabhängig und weisungsfrei. Das heißt, ich gehe davon aus, dass sie auch von sich aus tätig werden kann. Können Sie das ein bisschen erläutern?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Gerne. Die Rechtsgrundlage ist ausschließlich eine bundesrechtliche, nämlich die §§ 41 ff des Bundestierschutzgesetzes. Wir haben als Landesgesetzgeber keine Möglichkeiten und keine Kompetenz, das zu regeln. Es ist eben eine zentrale Aufgabe der Tierschutzombudsstelle, in tierschutzrechtlichen Bescheiden ganz konkret Stellungnah-men abzugeben. 

Die zweite Aufgabe ist das Vertreten des Landes Wien im Tierschutzrat. Der Tierschutzrat ist ein ExpertInnengremium, das vor allem auch das Bundesministerium in Fragen Tierschutz zu beraten hat und das – das steht jetzt auch bevor und ist eine sehr wichtige Sache – Richtlinien erarbeiten muss für den einhelligen Vollzug des Bundestierschutzgesetzes. Das gibt es ja erst seit Jänner 2005, und da sind viele Fragen im Vollzug noch offen. Dafür gibt es eben den Tierschutzrat, der das auch erarbeiten soll. 

Darüber hinaus ist eine der Aufgaben, Information zu liefern und als Ansprechstelle für die örtliche Bevölkerung, also bei uns für die Wienerinnen und Wiener, in Fragen Tierschutz zu dienen. 

Da die Tierschutzombudsstelle weisungsfrei ist, besteht natürlich die Möglichkeit, in allen Fragen, wo die Meinung besteht, dass es wichtig wäre, tätig zu werden, auch tatsächlich tätig zu werden. Genau das ist der Sinn einer weisungsfreien Stelle, die aber, um diese Aufgabe erfüllen zu können, auch ausreichend mit Personal und Sachmöglichkeiten ausgestattet sein muss, sonst kann das nur ein Placebo sein. Das hat sie in den ersten 100 Tagen sehr gut gemacht und wird das auch weiterhin tun.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Sommer-Smolik.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Der Tierschutzobmann Mag Gsandtner ist ein sehr engagierter Mann, und ich habe mit ihm ein Gespräch geführt, in dem wir auch das Problem der Taubenpopulation angesprochen haben. Er hat sich erkundigt und hat sich verschiedene Modelle angeschaut und hat mir in diesem Gespräch gesagt, dass er von dem Augsburger Modell eher schon begeistert ist und das auch weiter ver-folgen wird. 

Meine Frage an Sie: Gibt es mittlerweile konkrete Schritte in Richtung Regelung der Taubenpopulation mit Hilfe des Augsburger Modells oder mit dem Basler Modell?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wie haben erfreulicherweise in Wien nicht nur die Tierschutzombudsstelle, sondern seit vielen, vielen Jahren ein sehr, sehr engagiertes Veterinäramt, die MA 60 mit Herrn Dr Reisp an der Spitze, die in dieser Frage auch ausgesprochen en-gagiert tätig ist. Erfreulicherweise gibt es auch eine sehr enge Zusammenarbeit zwischen dem Tierschutzombudsmann und der MA 60. 

Die Frage der Taubenproblematik ist wahrscheinlich so alt, wie es Großstädte gibt. Ich bin sehr gespannt. Der Tierschutzobmann hat sich, wie Sie gesagt haben, ganz konkret dieser Frage angenommen und wird sich auch entsprechend der Frage widmen, wie es möglich ist, das auf eine Großstadt wie Wien zu übertragen. Es finden hier Gespräche statt, auch mit der MA 60, und wenn da-zu von der MA 60 ein Bericht vorliegt, werden wir schauen, was wir hier in Wien eventuell auch umsetzen können.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Klucsarits!

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich bin mit meiner Kollegin Sommer-Smolik einer Meinung: In Wien gibt es eine Taubenplage, und die wird immer stärker. Bekommt der Ombudsmann viele Anfragen diesbezüglich, beziehungsweise was will er machen, um die Taubenplage in den Griff zu bekommen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Also der Ombudsmann ist weisungsfrei und daher werde ich nicht in seinem Namen antworten, sondern das wird er, wenn man ihn darauf anspricht, selbst tun. Ich kann Ihnen meine Meinung zu dieser Frage sagen. Es gibt nämlich auch bei mir als Tierschutzstadträtin eine Reihe von An-fragen, was Tauben betrifft. Die Problematik ist nur, An-fragen und Beschwerden von Menschen, die Tauben füt-tern und füttern wollen, und von den Menschen, die sich aufregen darüber, dass es in Wien eine Taubenplage gibt, halten sich die Waage. Das ist genau die Problematik. 

Es wäre verfehlt zu sagen, es melden sich nur die Menschen, die sich über die Tauben aufregen, oder es sagen alle, es ist gut so, wie es ist. Das ist genau die problematische Situation, in der wir uns befinden. Es ist nicht so, dass hier eine einhellige Meinung besteht, und leider ist das Füttern von Tauben vor allem für ältere Per-sonen oft durchaus auch eine soziale Aktivität, die natürlich nicht zu befürworten ist. Aber man muss das schon auch sehen und daher sehr behutsam mit der Frage einer Lösung umgehen. 

Es wird ja seit vielen, vielen Jahren – das ist ja keine neue Sache – daran gearbeitet, hier eine Lösung zu fin-
den. Der Tierschutzombudsmann und auch die MA 60 schauen sich jetzt internationale Modelle an, und vielleicht ist da etwas dabei, was auch für Wien passend ist.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Vitouch.

Abg Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Sie haben schon die Kooperation zwischen der MA 60, dem Veterinäramt, und der weisungsfreien Tierschutzombudsstelle Wien angeschnitten. Wie funktioniert das?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das funktioniert sehr gut. Das funktioniert deshalb sehr gut, weil beide Stellen und somit auch die Dienststelle, die MA 60, seit vielen, vielen Jahren höchst aktiv sind im Tierschutz. Mit Herrn Mag Gsandtner wurde in einer offenen Ausschreibung und in einem offenen Verfahren der Beste, der sich beworben hat, ausgewählt, und er hatte auch schon in seiner früheren Tätigkeit Beziehungen mit der MA 60. Es ist ein wunderbares Team, das sich in seiner Tätigkeit für den Tierschutz in Wien auch perfekt ergänzt. 

Präsident Johann Hatzl: Die 5. Anfrage (FSP - 02039-2005/0002 - KBZ/LM) wurde von Frau Abg Heike Trammer an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Nach den Vorschriften des Behinderteneinstellungsgesetzes sind alle Dienstgeber in Österreich verpflichtet, auf je 25 Dienstnehmer mindestens einen begünstigten Behinderten einzustellen. Kommt das Land Wien seiner Einstellungsverpflichtung zur Gänze nach?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Man muss hier unumwunden und ohne Herumreden und daher erst gar nicht unter Aufschlagen des Manuskripts sagen: Leider nein! Wir erfüllen diese Verpflichtung gerade im Hinblick auf die Landesbediensteten, ü-ber die Sie mich gefragt haben – ich will da gar nicht beckmesserisch herumtun, denn da würden wir uns ausschließlich über die Landeslehrer unterhalten können –, und, ich glaube, auch im Bereich der Landeslehrer nicht. Aber selbst wenn ich mich jetzt freiwillig in die Gemeinderatsfragestunde versetze, ist auch da festzustellen, dass wir im Dienstleistungsbereich diese Quote nicht erfüllen. Im Hoheitsbereich sehr wohl. Im Hoheitsbereich wird sie etwa mit 110 Prozent erfüllt, in den Dienstleistungsbereichen nicht. 

Das ist eine Situation, die ich persönlich bedauere, wo ich andererseits aber auch das Bemühen erkennen kann, gerade auch im KAV, aber auch in verschiedenen anderen Bereichen, wo dies möglich ist, das Beste zu tun. Es ist mit Sicherheit schwierig etwa bei der Müllabfuhr, es ist mit Sicherheit schwierig bei der Wiener Feuerwehr. Im KAV ist die Situation deswegen besser, weil im Besonderen die Gartenbetreuung in den Pavillon-Spi-tälern zu einem erheblichen Teil immer auch von Behinderten gemacht wird. Das ist mit ein Grund, warum ich mich vehement gegen die Privatisierung ausspreche und warum ich auch vehement dafür eintrete, dass dies weiter im Bereich des KAV gemacht wird. 

Ich kann Ihnen, ohne jetzt auf die Details einzugehen, die man mir auch vorbereitet hat, sagen: 

Erstens: Ja, wir erfüllen leider diese Quote nicht. 

Zweitens: Wir wollen uns fair bemühen und um jeden einzelnen Behindertenarbeitsplatz in Zukunft auch ringen, dass wir näher an die Erfüllung der Quote herankommen und uns nicht mit den Ausgleichszahlungen be-helfen müssen.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Trammer.

Abg Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich weiß, dass Wien im Ranking der Erfüllung der Beschäftigungspflicht im Bundesländervergleich leider 
an letzter Stelle liegt, wobei die Steiermark mit plus 945 Behindertenbeschäftigungsplätzen an vorderster Front steht, Kärnten ein Plus von 240 aufweist und Wien leider mit minus 855 den letzten Platz belegt. Sie haben das ja auch gerade bestätigt. 

Welche zusätzlichen Maßnahmen haben Sie, Herr Landeshauptmann, getroffen, um Ihrer gesetzlichen Ein-stellungspflicht für die Integration der behinderten Menschen in den Arbeitsmarkt und damit auch in das gesellschaftliche Leben nachzukommen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Im Einklang mit jener Offenheit, mit der ich Ihre Frage eingangs beantwortet habe, muss ich Sie jetzt auch darauf hinweisen, dass in dieser Statistik Ungleiches verglichen wird. Die Gemeindeverwaltung der Stadt Wien wird mit den Länderverwaltungen der einzelnen Bundesländer verglichen, und es sind selbstverständlich in dieser Statistik der Bundesländer nicht die Verwaltungen der einzelnen Gemeinden dabei. Das heißt, es ist nicht dabei, was dort unter Bauhof abläuft, es ist nicht dabei, was Straßenreinigung betrifft, es ist nicht dabei, was Müllabfuhr betrifft, es ist nicht dabei, sofern es Berufsfeuerwehren gibt, etwa in Niederösterreich in St Pölten. All das ist nicht in diese Statistik eingeschlossen. 

Daher muss ich nochmals auf das verweisen, was ich vorhin auch sagte, nämlich dass wir im Hoheitsverwaltungsbereich des Landes Wien – und im weitesten Sinn der Stadt – hier sehr wohl diese Quote übererfüllen, so-dass wir uns da eher an der Spitze dieses Rankings, wenn man Gleiches mit Gleichem vergleicht, befinden würden. 

Das tröstet mich nur nicht – das füge ich jetzt wieder hinzu –, weil abseits von Statistiken und vielleicht medientauglichen Vergleichen die Realität eine andere ist. Die Realität ist die, dass wir in der Gesamtverwaltung dieser Stadt, einschließlich auch unserer ausgegliederten Bereiche, diese Quote leider nicht erfüllen können. 

Ich verspreche Ihnen hier gar nicht irgendwelche gro-ßen Maßnahmen, indem ich sage, wir werden im nächsten Jahr so und so viele neue Behindertenplätze schaffen, sondern was ich Ihnen wirklich reinen Herzens versprechen kann, ist, dass wir nicht schludrig damit umgehen, sondern uns ganz enorm bemühen werden, und zwar außerordentlich ins Detail gehend bemühen werden, nicht in den Ausgleichszahlungen unsere Zuflucht zu finden, sondern tatsächlich auch Behindertenarbeitsplätze zu erhalten – schwierig genug zu erhalten –, aber natürlich auch neue zu schaffen, sodass wir vom Gesamten her gesehen dieses Defizit auch abbauen können. 

Sie dürfen mir glauben, so wie andere Behindertenfragen – nicht zuletzt aus persönlichen Familienerfahrungen heraus gesehen – liegt mir auch das sehr, sehr am Herzen.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Es ist so, dass die Gebärdensprache ja nunmehr auch eine anerkannte Sprache geworden ist, und jetzt wollen wir dorthin ein bisschen Aufmerksamkeit lenken, weil es ja in Wien auch gehörlose Kinder gibt, die in eine Schule gehen und die jetzt sozusagen auch ein neues Anrecht auf die Gebärdensprache bekommen haben. 

Jetzt weiß ich schon, dass Sie wahrscheinlich nicht unbedingt eingearbeitet sind in das, was die Schule der-zeit für diese Kinder bietet, das ist auch sicher nicht Ihre Aufgabe, ich möchte nur an sich gerne hören von Ihnen, dass man das jetzt auch zur Kenntnis nimmt, dass die Gebärdensprache einen neuen Stellenwert bekommen hat, und frage Sie daher, ob Sie sich vorstellen können, sich darum zu bemühen, dass die gehörlosen Kinder jetzt auch in den Genuss dieser gesetzlichen Änderung kommen und in den Genuss von Gebärdensprache als Muttersprache als ein Recht, das ihnen zusteht. Können Sie sich vorstellen, dass sie das auch bekommen werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe diese Neuregelungen zur Kenntnis genommen, das ist ja überhaupt keine Frage, und aus dem heraus auch den Stadtschulrat gebeten, mir Vorschläge zu machen, wie dies in die Schule hinein umgesetzt werden kann. 

Ich verhehle nicht, dass es dabei natürlich auch Umsetzungsprobleme gibt, und das Erste, worauf ich aufmerksam gemacht wurde, ist die finanzielle Situation der Schulen. Das ist nachvollziehbar, das weiß ich natürlich auch ohne diesen Hinweis, aber das soll uns ja zunächst nicht daran hindern, einfach einmal festzustellen, welche Konsequenzen es hätte. Nachher kann man sich dann noch überlegen, in welchen Schritten, in welchen Etappen, in welchen auch finanzierbaren Etappen man dies dann in der Folge umsetzen kann. Aber ich habe zur Stunde noch keinen Bericht, das heißt, ich weiß auch noch nicht, wie groß der Bedarf dafür wäre.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Ulm. – Der Abg Ulm ist nicht anwesend. 

Nächste Zusatzfrage: Herr Abg GÜNTHER.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Sie wissen, dass im Bundesbereich ein Stellenplan genauso wie bei der Stadt Wien vorherrscht, aber Behinderteneinstellplätze zusätzlich dazu genehmigt werden. Das Sozialministerium ist dafür bekannt, dass es eine zusätzliche hohe Anzahl an Behinderten eingestellt hat, hervorragende Mitarbeiter. Das heißt, es gibt die Möglichkeit, auch jemanden zusätzlich einzustellen. Ich weiß, dass das zwar nicht laut Stellenplan ist, aber entsprechend den finanziellen Möglichkeiten.

Gibt es in Wien auch eine derartige Regelung, dass zusätzlich zum Stellenplan Behinderte eingestellt werden können, die viele Arbeiten erledigen können, von Akade-mikern bis zu Boten, wo ein großes Potential sowohl geistiger als auch körperlicher Möglichkeit vorhanden ist?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie kennen ja den Vergleich Bund zu Wien, und ich brauche das daher auch nicht zu erläutern. Wir haben mit Sicherheit da höhere Flexibilitäten, wenn ich das ein-mal so sagen darf, als das im Bund der Fall ist, was Pos-ten betrifft – auch über Plan. Eine Einrichtung wie beispielsweise die PASt gibt es auf der Bundesebene nicht, und daher tun wir uns vielleicht da eine Spur leichter. 

Ich darf Ihnen versichern, dass es gar nicht so sehr ein Problem jetzt dieses Stellenplans ist, es ist ein bisschen ein Problem natürlich auch der Finanzierung – aber wo ist es das nicht –, aber das haben wir – "wir", wenn ich jetzt Sie als einen führenden Mitarbeiter des Sozialministeriums und als Abgeordneten ansprechen darf – ja in der Tat dann eigentlich auch immer gelöst, wenn hier entsprechende Vorschläge seitens der Stadt, seitens der Stadtverwaltung gekommen sind. Ich sehe das Problem in der Tat einfach auch in bestimmten Arbeitsstrukturen, denn die Frage zum Beispiel von Leuten, die Botengänge verrichten – die zählen zu meinen vorhin schon zitierten Gartenpflegern –, ist natürlich etwas, wo es in unserer Gesellschaft einfach immer schwieriger wird, tatsächlich dafür Leute zu brauchen. Jeder Schritt in Richtung von ELAK zum Beispiel heißt, da braucht man weniger Leute. Bei jeder Diskussion darüber, wie nutzanwendend Geldmittel in einem Krankenhaus eingesetzt werden, ist die erste Diskussion immer sofort über die relativ teure Gartenbetreuung, die es dabei gibt. 

Also ich möchte mit dem wirklich notwendigen Ernst, der bei diesem Thema angebracht ist, darauf hinweisen, dass es gar nicht einmal so sehr ein im weitesten Sinn administratives oder auch finanzielles Problem ist, sondern es ist wirklich ein Problem auch einer gesellschaftlichen Entwicklung. Dessen müssen wir uns immer wieder bewusst sein, wenn uns neoliberalistischer Wahnsinn hinwegzureißen droht, dass es auch andere Aufgaben gibt, die man als Staat zu bewältigen hat. Und das wollen wir tun.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Trammer.

Abg Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Ich möchte noch einmal auf die Ausbildungsplätze für Behinderte zu sprechen kommen. In der letzten Behindertenkommission haben Trägerorganisationen für Beschäftigungstherapie berichtet, dass es auf Grund eines reduzierten Kontingents und eines mangeln-den Ausbaus an Therapieplätzen lange Vormerkzeiten für die Therapieplätze gäbe. Angeblich würden 450 zu-sätzliche Plätze benötigt werden, 200 fehlen allenfalls an der Spitze. 

Was kann Wien tun, und wofür würden Sie sich einsetzen, dass das behoben wird?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Da muss ich uneingeschränkt eingestehen – es passiert selten genug –, da bin ich jetzt überfragt. Ich kann Ihnen nur sagen, ich werde mir das sehr, sehr gerne an-schauen, und wenn sich Ihre Information entsprechend verifiziert, dann werden wir natürlich auch hier schauen, dass wir das Schritt für Schritt entsprechend aufholen. Denn fehlende Therapieplätze sind etwas, worauf ich auch sehr sensibel reagiere. Also ich werde mir das an-schauen. Das ist das, was ich Ihnen jetzt sagen kann.

Präsident Johann Hatzl: Damit ist nun die Fragestun-de beendet.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Wirtschaftsstandort Wien – Versäumnisse der SPÖ-Regierung gefährden die Zukunft Wiens!" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn Abg Mag Neuhuber, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. Ich bringe gleich für weitere Wortmeldungen in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren einmal zu Wort melden können und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist. 

Herr Abg Mag Neuhuber hat 10 Minuten. Ich bitte ihn, das Wort zu ergreifen.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zu Beginn meiner Ausführungen zwei Arbeitsthesen quasi außer Streit stellen. Erstens: Die Möglichkeiten, die eine Kommune, aber auch ein ganzes Land oder ein Staat in der heutigen Zeit der, wenn Sie so wollen, Globalisierung oder der immer stärkeren Internationalisierung der Märkte haben, die Möglichkeiten, auf die Wirtschaft Einfluss zu nehmen, sind zugegebenermaßen enden wollend, und die SPÖ ist daher nicht an allem, was in Wien schlecht ist, schuld. Das möchte ich einmal zu Beginn sagen. Dennoch gibt es aber bei Ländern wie auch bei Städten Unterschiede in ihrer Entwicklung. 

Zweite Hypothese: Wien ist ohne jeden Zweifel eine Stadt mit sehr hoher Lebensqualität, wir sind – siehe Mercer-Studie und viele andere – Weltmeister, was die so genannten Soft Facts betrifft. Das heißt, Wien ist eine reiche Stadt, Wien ist eine Stadt mit gut ausgebildeten Arbeitnehmern, Wien ist eine Stadt mit hoher Produktivität, Wien ist genauso wie Österreich eine Erfolgsstory nach dem Krieg, wenn Sie so wollen. Ich nehme da auf einen aktuellen Magazin-Artikel "Auferstanden aus den Ruinen" Bezug. Das ist ein bisschen martialisch, ich sa-ge es nur, weil man es gerade heute lesen konnte. 

Aber nichts in der Wirtschaft, meine Damen und Herren, ist so vergänglich wie Aktienkurse, nichts ist so 
alt wie der Aktienkurs von gestern. Und genauso ist es auch mit dem Wohlstand. Das kann schnell auch wieder bergab gehen. Es ist daher gefährlich, vom Wirtschaftswunder Wiens zu sprechen, meine Damen und Herren. Das Synonym für Wirtschaftswunder etwa wäre doch Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg. Na, schauen wir uns an, wo Deutschland heute steht und wo Österreich heute steht. Also die Wirtschaft ist eine Berg- und Talbahn. 

Ich will also heute die Wiener Wirtschaft überhaupt nicht krank reden – das nehme ich gleich vorweg für die nachfolgenden Redner –, das liegt uns ferne, aber es drängt sich schon die Frage auf: Wenn Wien schon so eine gute Lebensqualität hat, wo könnten wir denn stehen, wenn Wien auch noch optimal verwaltet wäre, wenn die Wiener Stadtregierung im Sinne der Wiener Wirtschaft wirklich auch optimal regieren würde? 

Die Beispiele der letzten Tage und Wochen mit Baxter und Sandoz, meine Damen und Herren – und das sind ja keine kleine Firmen und das sind keine Konkurse wie etwa bei Grundig und anderen –, die Beispiele Sandoz und Baxter müssen uns eine Warnung sein. Wir können nach deren Scheitern beziehungsweise Abwandern nicht einfach zur Tagesordnung übergehen, wir müssen analysieren, wie es dazu gekommen ist, und daraus dann Konsequenzen ziehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bei allen positiven Standortfaktoren, meine Damen und Herren, ist immer einer herausgestochen für Wien, das ist ein natürlich gegebener – da haben wir schlicht und einfach Glück –, das ist unsere geographische Lage in der Mitte Europas. Aber die Konkurrenz schläft nicht, und damit bin ich sozusagen auch schon mitten im Befund. 

Ich möchte dazu aus dem "Standard" von Jänner 2005 den Stadtsoziologen Jens Dangschat zitieren, der etwa sagt: „Wiens Stärke ist das Windschattensegeln und das Eigenlob. Damit war die Stadt lange Zeit sehr erfolgreich. In der neuen Städtekonkurrenz im Dreieck Budapest, Prag, Wien bedarf es jedoch einer Neuorientierung und selbstkritischer Überlegungen." – Selbstkritische Überlegungen, meine Damen und Herren, das ist das, was wir ohne jeden Zweifel brauchen. 

Oder wenn ich in weiterer Befundaufnahme den Wirtschaftsforscher Peter Mayerhofer zitiere: „Wien verfügt nicht über das Spezialisierungsmuster hochentwickelter Stadtregionen, denn Wien ist weder dynamische Industriestadt noch ein hochrangiges Dienstleistungszentrum." – Soweit zum Thema Clustering in Wien.

Oder der Rechnungshof, eine wohl neutrale Institution, vom Februar 2005: „Obwohl die Bundeshauptstadt Wien und das östliche Niederösterreich als regionale Einheit zu betrachten sind, mangelt es an einer aufeinander abgestimmten regionalen Zusammenarbeit beider Bundesländer." 

Ich könnte also jetzt noch ewig weiter zitieren. Die Kolleginnen und Kollegen nach mir werden wieder andere Studien und andere Beispiele bringen. Es gibt genügend Pro und Kontra für Wien. Tatsache ist, wir stehen nicht am Abgrund, das ist überhaupt keine Frage, aber der SPÖ-Bummelzug in Wien ist in den letzten Jahren ein wenig ins Stottern gekommen, und die Wiener Wirtschaft bräuchte dringend wieder eine neue und kräftige Lokomotive. (Beifall bei der ÖVP.)
Wichtig wäre vor allem einmal, meine Damen und Herren von der SPÖ, dass Sie bereit sind zu akzeptieren, dass eben nicht alles paletti ist in der Wiener Wirtschaft. Die Wiener Wirtschaft ist gerade durch dieses Negieren der Realität gefährdet. Eine Vogel-Strauß-Po-litik im heutigen Verdrängungswettbewerb der Städte und Regionen kann letzten Endes fatal für den Wohl-stand einer Region ausgehen. 

Positive Beispiele, dass es auch anders gehen kann, dass auch kleine und größere Kommunen etwas tun können, gibt es genug. Beginnen wir mit Gänserndorf an unserer Nordgrenze, das durchaus eine erfolgreiche An-siedlungspolitik mit einem eigenen Produktionsstättenansiedelungsprogramm fährt, bis hin zu München, wo 
im Gegensatz zu Wien eine ganz andere Entwicklung herrscht. Klammer auf: Ich will jetzt nicht die Diskussion über die Arbeitsplätze und Zahlen hier hereintragen – das haben wir schon oft genug bei anderen Beispielen gemacht –, aber Sie wissen, unsere Produktionsarbeitsplätze in Wien sind in den letzten 30 Jahren von 228 000 auf 90 000 gesunken und in München im gleichen Zeitraum gestiegen. Klammer zu. Das muss einen Grund ha-ben. Wieso liegt München da besser als Wien, meine Damen und Herren? Diese Analyse müssen wir endlich einmal angehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Maßnahmen und Ideen, liebe Kolleginnen und Kollegen, gibt es ja wahrlich genug. Das heißt ja gar nicht, dass alles schlecht ist, aber auch Gutes kann man noch einmal verbessern. Durchforsten wir etwa einmal den Wirtschaftsförderungsfonds. Was kann ich dort noch op-timieren? Wie kann ich vielleicht die Wirtschaftsförderungsmaßnahmen noch erhöhen? Wie kann ich die Entbürokratisierung – das ist immer einer der Hauptkritikpunkte der Industrie und der Wirtschaft –, die eh schon ganz gut ist in Österreich – da sind wir etwa im Bereich e-Government durchaus nicht schlecht –, auch noch optimieren? Was muss ich bei den Flächenwidmungen tun, meine Damen und Herren? 

Das ist natürlich ein Thema, das mir besonders am Herzen liegt, und da sieht man quasi einen der Kardinalfehler, den die Wiener Stadtregierung derzeit macht. Beispiel: Flugfeld Aspern. Wir werden, wenn wir wirklich neutral analysieren, mit Sicherheit zu dem Schluss kom-men, dass wir im Bereich Produktionsstätten und Industrie ein Manko in Wien haben, das wir da ausbauen müssten, weil wir mehr Arbeitsplätze in diesem Bereich bräuchten – nicht nur Dienstleistung, sondern auch Produktion –, und dennoch gehen wir das Flugfeld Aspern, die letzte große Grundstücksreserve für Industrie und Produktionsansiedelung in Wien, von der falschen Seite, nämlich vom Wohnbau her an und nicht von den Arbeitsplätzen. Das ist ein Musterbeispiel für verfehlte sozi-aldemokratische Politik. (Beifall bei der ÖVP.)
Bei den Investitionen, was also die Stadt etwa investieren soll, bin ich vorsichtig. Ich möchte da nicht in den Chor derer einfallen, die sagen, wenn es der Wirtschaft schlechter geht, muss der Staat oder die Stadt gleich wieder investieren – das wäre auch die falsche Politik, das ist das Gegenteil von Privatisierung –, aber die Frage ist: Wie können wir Investitionen fördern? Wo ist etwa auch aus Ihren Reihen – darüber habe ich mit dem Kollegen Driemer schon vor Jahren diskutiert – der Ruf nach einem neuen Bauherrenmodell. Ich weiß schon, dass das keine Landessache ist, aber wo ist der Ruf danach? Wir werden Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, in einem derartigen Ansinnen auch bei der Bundesregierung mit Sicherheit unterstützen. Ich hielte das für eine sehr vernünftige Sache, die nicht nur Arbeitsplätze sichert, sondern auch zur Stadterweiterung und -erneuerung beitragen kann.

Wenn ich schon sozusagen bei den Bundesfinanzen bin, wo es ja in den letzten Jahren wirklich sehr viele po-sitive Aspekte, siehe Steuerreform, gegeben hat, dann frage ich mich – und da kommt passenderweise der Herr VBgm Rieder gerade herein –: Wo ist die Landessteuerreform für Wien, meine Damen und Herren? (Beifall bei der ÖVP.) 
Allein auf weiter Flur. Es ist keine Landessteuerreform zu sehen. Da geht es manchmal um gar nicht viel. Aber auch eine Hundeabgabe wird von manchen als Hürde und als Bürde gesehen. Das Gleiche gilt für die Luftsteuer und für die Werbeabgabe für Unternehmer. Das bringt nicht viel, ist wahrscheinlich teuer in der Administration, ist aber doch vor allem eine psychologische Hürde für manche, die meinen, dass die Stadt zu wenig für die Unternehmerinnen und Unternehmer tut.

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Das große Credo wäre also für Sie – ähnlich wie es Oberösterreich gemacht hat: Entwickeln Sie und entwickeln wir alle gemeinsam ein Konzept – dort heißt es "O-berösterreich 2010" – mit den besten Kräften, aus dem hervorgeht, was wir zur Sicherung des Wirtschaftsstandortes, des Wohlstandes, der Arbeitsplätze in den nächsten Jahren tun müssen. Negieren Sie nicht, dass es Pro-bleme gibt. Machen Sie endlich Schluss mit Ihrer Be-schwichtigungspolitik. Die werden wir jetzt wahrscheinlich wieder bei den Rednern der SPÖ hören. Akzeptieren Sie, dass weder Wien noch Österreich eine Insel der Seligen ist. Wir müssen etwas für die Wirtschaft tun. 

Aber das Grundproblem, meine Damen und Herren, ist wahrscheinlich Folgendes: Wenn ich mir Ihre Reihen anschaue und auch den Anteil von Unternehmern bei Ihren Abgeordneten, so sind das, wenn ich mich nicht verrechnet habe, unter 5 Prozent. Also weniger als 5 Prozent sind unternehmerisch tätig, und unter 5 Pro-zent ist ungefähr auch der Stellenwert, den Sie der Wirtschaft in Wien einräumen. – Danke schön, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Barnet gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Frau Präsidentin! Hoher Landtag!

Man muss die ÖVP und Kollegen Neuhuber bewundern, mit welcher wirklichen Energie, mit welcher Dynamik, mit welcher Aggressivität, mit welcher positiven Ag-gressivität, möchte ich sagen, er dieses Thema des Wiener Wirtschaftsstandortes hier in diesen Raum hereingebracht und uns alle begeistert und davon überzeugt hat, dass die SPÖ wirklich daran schuld ist, dass es mit der Beschäftigung in Wien nicht so gut ausschaut.

Diesen Schlagabtausch gibt es ja schon seit Wochen oder eigentlich Monaten, vor allem zwischen der ÖVP und der SPÖ. Es geht um die Frage: Wer ist denn daran schuld, dass es mit der Beschäftigung nicht so gut ausschaut? Und mit gebetsmühlenartigem Wiederholen der Argumente ist es für die SPÖ immer die Bundesregierung, für die ÖVP – heute ein bisserl differenziert, das gebe ich zu, Kollege Neuhuber – nicht nur die SPÖ, so-ndern andere Entwicklungen auch.

Ich gebe ein kurzes Glaubensbekenntnis ab: In Fragen der Wirtschaft glaube ich weder an Gott noch an die Politik, sondern an den Markt. Das bewahrheitet sich schon seit einigen Jahrhunderten. Natürlich meine ich damit einen geordneten Markt, einen mit ökologischen und sozialen Standards, mit Eingriffen, mit ordnenden Prinzipien – Kartellrecht, andere Regulative –, auch und vor allem dort, wo die großen Organisationen wie EU und WTO versagen, weil sie am Schluss den Protektionismus, vor allem der Vereinigten Staaten, aufrechterhalten durch Zölle auf Waren wie Baumwolle oder Stahl. Das ist gerade für Europa ein Problem. Sie wissen das aus der Debatte vor einigen Jahren.

Die ÖVP vor allem hat vor kurzem durch ihren Klubobmann und ihren Stadtrat die Frage des Marktes der Arbeitslosen dargestellt, denn das ist mittlerweile tatsächlich ein Markt. Das AMS verwaltet die Arbeitslosen zwar nur, aber die Beschäftigungsprogramme, die Seminare – was auch immer dort angeboten wird – für Langzeitarbeitslose ist mittlerweile ein Markt, ein Milliardenmarkt, den sich zwei Große teilen: das Wirtschaftsförderungsinstitut der Wirtschaftskammer und das Berufsförderungsinstitut letztendlich der Arbeiterkammer. Die tei-len sich den Markt der Arbeitslosen, der vielen Arbeitslosen und der Beschäftigungsprogramme für sie. 

Ich habe irgendwie den Eindruck, dass offensichtlich die ÖVP glaubt, dass das WIFI in Wien schlechter behandelt wird vom AMS als das BFI und dass deswegen die Kritik von Hahn und Tschirf kommt. Dann muss ich die ÖVP einfach fragen: Ja, wer ist denn die Aufsichtsbe-hörde des viel kritisierten AMS? Wer ist seit dem Jahr 2001 die Aufsichtsbehörde? Der Bundesminister für Wirt-schaft und Arbeit Dr Martin Bartenstein, in den Reihen der Wiener ÖVP hoffentlich kein Unbekannter, auch wenn er aus Steiermark ist. Denn seit der Bundesministeriengesetz-Novelle 2001 oder eigentlich Mitte oder Ende 2000 ist diese Kompetenz dem Wirtschaftsminister zugeordnet. Wenn Sie glauben, dass das AMS schlecht funktioniert, dass es Arbeitslose verwaltet, anstatt sie zu vermitteln, dann richten Sie sich an Ihren Bundesminister. Geben Sie ein Rezept oder ein Konzept ab. 

Ich hätte eines, das heißt Privatisierung der Arbeitslosenverwaltung, Privatisierung der Arbeitslosenvermittlung, weil das Private einfach besser können als das AMS. Das heißt nicht, dass man das Arbeitslosengeld aus der Hand der Öffentlichkeit geben soll, aber man kann es zusammenlegen. Da wäre auch so eine Frage: Zusammenlegung von Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Sozialhilfe in zumindest eine verwaltende Stelle. Das wäre nicht schlecht.

Was kann die Stadt dennoch tun? Kollege Neuhuber, da bin ich etwas anderer Meinung als Sie. Natürlich kann die Stadt dort investieren, wo es den Wirtschaftsstandort unterstützt, nämlich in die Infrastruktur. Und da kommt auch wieder die Kritik der SPÖ – freu dich nicht zu früh, lieber Kollege Ekkamp –, die besagt: Der Gorbach, der rückt nichts heraus, der sitzt auf den Moneten und gibt nichts her. Also der Bund ist schuld. Faktum ist – und das weiß jeder –: Wien ist bevorzugt gegenüber jeder anderen Großstadt Österreichs. (Abg Godwin Schuster: Welche?) Linz, Salzburg – und du weißt es – haben nicht den Zuschuss von 50 Prozent für überrangige Verkehrs-mittel. (Abg Godwin Schuster: Welche Zuschüsse haben denn die?) Linz, Salzburg, Graz haben es alle nicht, das hat nur Wien und das schon seit sehr langer Zeit. (Abg Godwin Schuster: Nenne ein Beispiel!) Das ist unter einem sozialdemokratischen Finanzminister eingerich-
tet worden und das hat kein anderer Finanzminister ge-ändert, du weißt das. Natürlich bekommt Wien 50 Pro-zent zu den überrangigen Verkehrsmitteln. (Beifall beim BZW.) 

Der Herr Stadtrat hat hier gestern wieder erklärt und gesagt, das ist der Grund, warum die U-Bahn nicht weitergebaut wird. Der wirkliche Grund, warum die U6 nicht weitergebaut wird, ist, dass ihr gegenüber dem Gorbach nicht einmal die 50 Prozent der Stadt Wien garantieren könnt. (Heiterkeit bei LhptmSt Dr Sepp Rieder.) Da lehnt er sich natürlich zurück und sagt: Zuerst einmal her mit dem eigenen Geld, dann zahle ich meine 50 Prozent da-zu. Aber nur von ihm die 50 Prozent einzufordern und die eigenen nicht darzustellen, das ist zu wenig. 

Deswegen sage ich: Der Schlagabtausch ist interessant, aber er ist eigentlich keine Kompetenz des Landtages. Diese Aktuelle Stunde ist in die Luft gegangen. (Bei-fall beim BZW.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl Ing Margulies.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin!

Es ist in den vergangenen Wochen und Monaten nicht nur in Deutschland wieder eine kapitalismuskritische Debatte in Gang gekommen, sondern auch in Österreich. So ist es ganz legitim, mittlerweile von der "Blut-spur des Liberalismus" zu sprechen. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die KollegInnen aus der ÖVP haben mich nicht verstanden. Das war der Kollege Amon, der davon gesprochen hat. (Lebhafte Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Man merkt einfach die Reflexe, und hätte tatsächlich ich das gesagt, dann würde jetzt die Dirty-Campaigning-Abteilung der ÖVP wieder eine Doppelschicht fahren. Aber macht nichts. Also lesen Sie zunächst einmal Ihre eigenen In-terviews, die Sie geben, bevor Sie sich wirklich zu Wort melden und sich lustig machen über andere.

Denn Kollege Amon – das muss ich schon sagen in dem Zusammenhang – hat natürlich in der konkreten Frage der Auseinandersetzung der wirtschaftspolitischen Situation, wie sie sich gegenwärtig darstellt, genau so Recht wie Heiner Geißler, der ebenfalls davon spricht, dass der Kapitalismus über Leichen geht. Aber in den fünf Minuten, die mir zur Verfügung stehen – und eine davon ist schon um –, bleibt natürlich nicht die Zeit, sich umfassend damit auseinander zu setzen. Ich möchte da-her ganz kurz noch auf die Wiener Wirtschaftspolitik zu-rückkommen.

Uns ist selbstverständlich klar, dass sich die Wiener Wirtschaftspolitik nicht generell vom in Österreich herrschenden Umfeld und auch nicht vom europäischen Um-feld abkoppeln kann. Dennoch sind wahrscheinlich Fehler passiert. 

Ich kann mich noch erinnern an eine Studie, die vor drei Jahren, glaube ich, fertig geworden ist – ich bin mir leider nicht ganz sicher, aber die Stadt Wien war in diese Studie eingebunden –, in der insbesondere zur Vorsicht bei der ausschließlichen oder sehr starken Orientierung auf den Biotech-Cluster gemahnt worden ist, unter anderem mit dem Hinweis darauf, dass genau in München ein starker Biotech-Cluster im Entstehen ist und dass wir "nachwappeln", überspitzt formuliert. 

Für die klare Entscheidung von Baxter oder die Entscheidung von Sandoz, nicht in Wien weiter oder wieder verstärkt Fuß zu fassen, kann man ebenfalls nicht allein Wien verantwortlich machen. Das ist vollkommen klar – die Firma Baxter trifft ihre eigenen Entscheidungen, Sandoz ebenfalls – und dennoch ist es bezeichnend, dass es wahrscheinlich sinnvoller gewesen wäre, schon vor Jahren verstärkt auf Innovation und Forschung zu setzen, auch jenseits von Biotech und IKT.

Nichtsdestoweniger möchte ich auch in diesem Zusammenhang, bevor wir uns wirklich mit den standort-
politischen Vorteilen, die rein auf der wirtschaftlichen Ebene gegeben sind, befassen, daran zurückerinnern, was Bernhard Görg in seiner Abschiedsrede gesagt hat. Das war nämlich sehr wichtig und das ist ein zentraler Bestandteil, auch wenn er sich in der wirtschaftspolitischen Positionierung der Wiener Grünen findet: Dass die Stärke von Wien als Wirtschaftsstandort sich vor al-lem an den weichen Standortfaktoren messen lässt, und diesen ist unseres Erachtens in den letzten Jahren ebenfalls viel zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt worden. 

Wien hat unter anderem – auch sozusagen ob der bundespolitischen Entscheidungen, die dazu geführt ha-ben, dass Wien im Verhältnis weniger Geld zur Verfügung gestellt hat – nicht mehr daran gearbeitet, innovativ ins Sozialsystem zu investieren, Wien hat nicht mehr da-ran gearbeitet, Umweltmusterstadt zu bleiben oder zu werden, so wie Wien es tatsächlich über Jahre hinweg immer wieder bei jeder Stadteinfahrt plakatiert gehabt hat, und auch im Bereich der Kultur hat Wien in den ver-gangenen Jahren einiges versäumt, was mit dazu beigetragen hätte – gerade was diese weichen Standortfaktoren betrifft –, Wien im Vergleich zu anderen Städten tat-sächlich wieder zu einer höheren Popularität zu verhelfen. 

Darüber hinaus hat Wien es auch versäumt, im 
Bereich der Nahversorgung und im Bereich der kleinen und mittleren Unternehmen entscheidende Impulse zu setzen, und in dem Sinn ist es natürlich berechtigt, jetzt davon zu sprechen, dass es Versäumnisse in der Wie-
ner Wirtschaftspolitik gegeben hat. Diese Versäumnis-
se dürfen aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass eine schwarz-blau-orange oder wie auch immer gefärbte Bun-desregierung mit ihren Rahmengesetzgebungen mit da-zu beigetragen hat, dass es Wien auch nicht leicht hat, eine innovative Wirtschaftspolitik zu gestalten. – Ich dan-ke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

StR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich meine nicht so sehr wie mein Vorredner, dass irgendeine Blutspur das Problem unserer Wirtschaftspolitik in Wien ist (Abg Mag Maria Vassilakou, eine Zeitung in die Höhe haltend: Nicht die GRÜNEN! Amon! ÖVP!), oder auch wie der Herr Amon von der ÖVP, sondern ich meine, unser Problem ist die Kriechspur, auf der sich die Wirtschaftspolitik in Wien bewegt, und die Ereignisse der letzten Wochen waren ja ein beredtes Zeugnis dafür. 

Da fährt der Herr Bürgermeister gemeinsam mit dem Finanzstadtrat oder auch mit dem Herrn Nettig von der ÖVP monatelang, ja jahrelang könnte man fast sagen, nach Amerika, verhandelt dort mit Firmen, mit der Firma Baxter zum Beispiel, kommt dann zurück, macht immer eine tolle Pressekonferenz, wie die Reisetätigkeit dieser Herren die Ansiedlungen in Wien fördern würde. Und was ist das Ergebnis? Das Ergebnis ist, dass Baxter ab-springt, das Ergebnis ist, dass Sandoz auswandert. Und warum, meine Damen und Herren, ist das so dramatisch? Weil diese Firmen ja das Herz unseres Biotechnologie-Clusters sein sollten. 

Wir sollen aber natürlich nicht nur schwarz-weiß malen, denn es hat in den letzten Wochen natürlich auch positive Erfolge gegeben. Der Herr Kollege Strobl wird das sicherlich noch ausführen. Wir sollten nicht nur schwarz-weiß malen, denn Konzerne wie etwa der Papiererzeuger Mondi oder auch der Bierkonzern Heineken haben sich in Wien angesiedelt. 

Es gibt also Erfolge und Misserfolge, und interessant ist es doch, sich zu fragen, wo die Ursachen dafür liegen. Österreich hat seit 1. Jänner dieses Jahres das international attraktivste System der Firmenbesteuerung. Es war genau das Ziel der Steuerreform, eben durch die Gruppenbesteuerung Österreich, aber vor allem Wien natürlich als Konzernstandort für internationale Konzerne at-traktiv zu machen. Wenn man mit den Managern spricht, meine Damen und Herren, dann bestätigen die das natürlich. Wenn man etwa mit den Managern von Mondi spricht, dann sagen die natürlich, dass diese Steuerreform der Grund für die positive Entscheidung war. Oder auch wenn man mit den Managern von Heineken spricht, dann bestätigen die natürlich, dass die Gruppenbesteuerung seit 1. Jänner der wesentliche Grund ist, warum man seine Entscheidung für Wien als Konzernsitz getroffen hat. 

Aber wo liegen die Gründe für die Misserfolge bei Baxter, bei Sandoz? Auch hier sollten wir nicht selbst Theorien aufstellen, sondern die verantwortlichen Manager sprechen lassen. (Abg Christian Oxonitsch: Genau!) Und was die Manager etwa von Sandoz gesagt haben, das müsste ja ein Alarmsignal sein, das müsste eigentlich die Alarmglocken bei uns schrillen lassen. 

Herr Vizebürgermeister, Herr Klubobmann! Der Herr Rummel, der Chef von Sandoz, hat gesagt (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Na, was hat er gesagt? – Abg Christian O-xonitsch: Was hat er gesagt? Geographische Gründe!) – ich zitiere das wörtlich –, dass die Attraktivität des bayrischen Biotechnologie-Clusters entscheidend war (Abg Christian Oxonitsch: Geographische Gründe!) – ich gebe Ihnen gerne das Zitat –, dass die aufstrebende Biotech-Szene in München verantwortlich war. Herr Klubobmann, es ist daher natürlich kein Wunder, dass Sandoz diese Entscheidung treffen musste, wenn man sich in Bayern umschaut, etwa in Martinsried bei München, wie dort eine Biotech-Szene, ein Biotechnologiestandort floriert, wie die Dynamik der Betriebsansiedlungen dort boomt. Wenn man sich anschaut, wie in Bayern die Technologiepolitik jetzt greift, dann wird einem sofort völlig klar, warum diese Firmen natürlich diese Entscheidungen treffen müssen und warum die Versäumnisse bei uns umso dramatischer sind. 

Herr Stadtrat! Es rächen sich die Versäumnisse irgendwann einmal, aber Sie haben jahrelang alle unsere Vorschläge wider besseren Wissens in den Wind geschlagen, Sie haben unsere Ideen ignoriert, alle unsere Ideen, die wir seinerzeit auf den Tisch gelegt haben: Die Wien Technologie AG etwa, den Vorschlag, so wie in Bayern, wie in Martinsried bei München neue Technologieparks, Biotechnologieparks zu schaffen, Gründer- und Innovationszentren, eine neue Risikokapitalförderung. Und wie haben Sie reagiert, Herr Stadtrat? Sie haben die Schuld wieder einmal auf die Bundesregierung geschoben. Ihnen ist nichts anderes eingefallen, als dass die Bundesregierung schuld ist, dass das Ganze in Wahrheit kein Match Wien gegen München ist, sondern Österreich gegen Deutschland und dass daher die anderen schuld sind. 

Aber, Herr Klubobmann und Herr Stadtrat, die Förderung für Biotechnologie ist natürlich eine Aufgabe der Stadt, ist eine Aufgabe von Wien. Die Förderung von Clustern, die ja regional begrenzt sind, ist natürlich eine Aufgabe der Regionalpolitik. Das ist keine bundesweite Aufgabe und das ist daher auch keine Aufgabe der Regierung, sondern das ist Ihre Aufgabe. 

Herr Klubobmann! Herr Stadtrat! Ich meine daher und wir fordern Sie auf: Bekennen Sie sich zu dieser Verantwortung! Und wenn Sie selbst nicht mehr weiterwissen, wenn Sie mit Ihrem Latein am Ende sind, dann nehmen Sie doch einmal auch Vorschläge von anderen Fraktionen an. (Beifall bei der FPÖ. – LhptmSt Dr Sepp Rieder: Wo sind sie? – Abg Godwin Schuster: Wir haben noch keine gehört!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Friedrich Strobl. Ich erteile es ihm.

Abg Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Herr Kollege Neuhuber von der ÖVP hat als Erstredner gesagt, wir müssen etwas für die Wirtschaft tun. Wir tun etwas für die Wirtschaft. Wir hier in Wien, wir als Regierungsfraktion, wir als Sozialdemokraten, wir tun etwas für die Wirtschaft. Und Sie könnten uns dabei un-terstützen. Aber wenn mein Vorredner jetzt davon gesprochen hat, man sollte Vorschläge auch diskutieren, dann frage ich Sie: Wo sind Ihre Vorschläge? Sie haben keinen Vorschlag gebracht. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Da haben Sie nicht zugehört!) Sie bringen nur Kritikpunkte und die meistens in sehr unsachlicher Art und Weise. Ich möchte aber wirklich nicht zu viel Zeit damit verlieren, auf den Herrn Dr Schock einzugehen.

Ich möchte aber sagen, dass es mich schon gefreut hat, dass Herr Kollege Neuhuber heute hier gesagt hat, es ist nicht so, dass Wien so schlecht ist, wie es in der Vergangenheit auch seitens der ÖVP immer wieder dar-gestellt wurde. Sie haben ganz richtig gesagt, dass wir eine hervorragende Lebensqualität haben, dass wir einen hervorragenden Wirtschaftsstandort haben, und Sie wollten auch die Wirtschaft nicht krank reden. Das ist der richtige Ansatz, das sage ich ganz klar dazu. Aber Sie haben von einem Bummelzug gesprochen. Ich sage Ihnen, wir haben einen Eilzug, wir haben einen Schnellzug, und wir haben eine Lokomotive. Wir haben nur ein Problem: Die Schienen, die verlegt werden, werden im-mer bergauf gelegt, und deswegen können wir nicht so schnell fahren, wie wir es eigentlich vermögen würden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition, immer über Baxter und über Sandoz und so weiter sprechen, wenn auch Herr Dr Schock ge-rade jetzt wieder über Sandoz gesprochen hat: Na, was hat denn der Manager von Sandoz gesagt? Es sind geo-graphische Gründe, hat er gesagt. Und vergessen Sie bitte nicht, es ist ja nicht so, dass Baxter oder Sandoz in Wien nicht mehr präsent sind. Das ist doch ein Unsinn. Sie tun ja so, also ob es die alle nicht mehr geben würde. Es ist nach wie vor so, dass Baxter sehr wohl den größten Standort außerhalb der USA in Wien hat. Die Forschung ist immer noch da. Bei Sandoz ist das auch der Fall.

Und wenn wir schon über den Standort Österreich, den Standort Wien sprechen und Sie immer wieder zitieren, dann zitiere ich Ihnen jetzt auch etwas, nämlich von Herrn Jan Oliver Huber, Generalsekretär des Branchenverbandes Pharmig, das ist der Verband der pharmazeutischen Industrie Österreichs: „Wir müssen den Pharmaunternehmen in Österreich vernünftige Rahmenbedingungen bieten. Damit meinen wir nicht zuletzt einen ra-scheren und unbürokratischeren Marktzugang für neue Arzneimittel, und zwar zu fairen Preisen“, fordert Huber von den Partnern aus Gesundheitspolitik und Sozialversicherung. Weiter heißt es, Österreich könne und wolle im Wettbewerb mit den neuen EU-Mitgliedsstaaten nicht mit den niedrigen Lohnkosten mithalten – das ist eine durchaus vernünftige Aussage –, daher müsse die Wirtschaftspolitik gezielt alle übrigen Hebel in Bewegung setzen, um den Standort Österreich für pharmazeutische Forschung, Produktion und Unternehmenszentralen at-traktiv zu halten. Bei den Forschungsausgaben etwa liege Österreich noch weit hinter vergleichbaren EU-Mit-gliedstaaten wie Schweden und Finnland, meint Herr Hu-ber abschließend.

Die Forschungsausgaben, das ist ein wesentlicher Punkt. Schauen wir uns doch einmal an, wie denn die Forschungsquote auf Bundesebene ausschaut und wie sie in Wien ausschaut. In Wien haben wir eine Forschungsquote, die 4,12 Prozent des Bruttoregionalproduktes ausmacht, und auf Bundesebene haben wir 2,27 Prozent. Hier ist Nachholbedarf. Das könnten Sie vielleicht in tollen Reden und Ausführungen innerhalb der ÖVP und der Bundesregierung einmal ansprechen, und vielleicht bewegen Sie etwas für Wien. Auf diese Weise könnten Sie uns auch unterstützen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine Diskussion über Wirtschaftspolitik zu führen, ist durchaus le-gitim, na, selbstverständlich reden wir darüber, aber Sie, Herr Kollege Neuhuber, haben in Ihrem Beitrag gesagt, wenn die Konjunkturlage schlecht ist, dann kommt im-mer der Ruf nach der Investition, und Sie meinen, das 
ist nicht der richtige Ansatz. Und da unterscheiden wir uns grundsätzlich. Der richtige Ansatz ist sehr wohl, dass, wenn die Konjunkturlage schlecht ist, die öffentliche Hand gefordert ist und mit Investitionen einspringen muss. Das ist wichtig für die Wirtschaft.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Abschluss möchte ich Ihnen noch eines sagen: Wenn Sie über Wirtschaftspolitik sprechen, wenn Sie über Steuerreform sprechen und wenn Sie über die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung sprechen, dann wissen Sie auch und Sie sollen es genau wissen, was das Ergebnis dieser Wirtschaftspolitik ist, dieser verfehlten Wirtschaftspolitik auf Bundesebene: Das Ergebnis sind 324 011 Ar-beitslose! Das ist das Ergebnis Ihrer Politik. (Lebhafter Widerspruch bei der ÖVP.) Das ist nicht in Ordnung, und das müssen wir verändern! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Serles. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wilfried Serles (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Weil heute hier von Bernhard Görg die Rede war und von seiner Abschiedrede, darf ich mich darauf beziehen. Kollege Margulies hat gemeint, Görg hätte die Bedeutung der weichen Standortsfaktoren in Wien besonders hervorgehoben, und ich glaube, er liegt damit richtig. Ich möchte einen weichen, aber gleichzeitig auch harten Standortfaktor herausheben, der vernachlässigt wird, das ist die Bildung und das Wissensmanagement. Dr Görg ist mit der Einrichtung der Sir-Karl-Popper-Schule hier in Wien einen richtigen und notwendigen Weg gegangen. Wir brauchen Eliten, weil Eliten das Rückgrat der wirtschaftlichen Erfolge von morgen sind. 

Wenn ich heute "Die Presse" lese und realisiere, wie Herr Prof Zeilinger mit seinem edlen Vorhaben, eine Elite-Universität einzurichten, irgendwie alleine auf weiter Flur steht, dann frage ich mich, Herr Vizebürgermeister: Warum setzen Sie sich auf dieses Thema eigentlich nicht schon längst drauf? Warum setzten Sie sich mit dem Prof Zeilinger nicht an einen Tisch? Warum helfen Sie ihm nicht, durch die Einrichtung eines Fonds, einer Privatstiftung als Träger einer derartigen Elite-Universität das zu realisieren, was in Wien so bitter notwendig ist: Hoch ausgebildete spezialisierte Wissenschaftler, die nicht ins Ausland abwandern müssen, sondern hier in Österreich Unternehmungen, die sich hier ansiedeln wol-len, zu Spitzenleistungen verhelfen.

Das ist der Punkt, um den es geht. Sie haben im Bereich der Bildungspolitik – auch wenn das primär eine bundespolitische Aufgabe ist, das sei Ihnen zugestanden –, Sie haben im Bereich des Wissensmanagements in Wien in den letzten Jahren geschlafen. Und das ist der Hauptgrund dafür, warum Baxter nicht kommt und warum Sandoz geht. Das darf ich Ihnen wirklich sagen. (Beifall beim BZW.)
Ich glaube, die Diskussion heute ist in eine richtige Richtung gegangen. Sie hat gezeigt, dass es Dynamik gibt in der heimischen Wirtschaft, Dynamik auf Bundesebene, eine Dynamik, die wir hier in Wien gerne hätten. Ich male hier nicht schwarz-weiß und ich schiebe Ihnen nicht den Schwarzen Peter zu, aber wenn Bundeskanzler Schröder vor kurzem bei Bundeskanzler Schüssel in Wien war und sich hier ein Zwischenresümee der Presse anhören musste, das in etwa gelautet hat, wir erleben ein zweites Cordoba – vielen, die sich im Fußball nicht so gut auskennen wie der Herr Bürgermeister, sei es gesagt, damals hat Österreich drei zu zwei gegen Deutschland gewonnen –, das Ländermatch Österreich gegen Deutschland hat einen Zwischenstand, bei dem Österreich eindeutig führt, dann muss das bitter sein für den deutschen Kanzler. Und noch bitterer für den deutschen Kanzler muss es sein, wenn heimische Medien – ich meine jetzt deutsche Medien – geradezu hymnisch über die Wirtschaftsentwicklung in Österreich berichtet. 

„Vom Trittbrettfahrer der allgemeinen deutschen Nachkriegswohlfahrt", schreibt etwa die Frankfurter Allgemeine Zeitung, „hat sich Österreich zum autonomen Erfolgsmodell gemausert." Und das Hamburger Manage-ment Magazin hat unlängst sogar mit der Titelgeschichte aufgemacht, dass Österreich das bessere Deutschland sei. 

Richtig wahrgenommen wird diese Entwicklung in Wahrheit erst seit einigen Monaten, seit es sich lang-
sam herumspricht, dass erfolgreiche österreichische Un-ternehmen auf Einkaufstour sind, und zwar gerade in Deutschland, etwa Strabag, um nur einen Konzern zu nennen, der in Deutschland und international höchst erfolgreich ist. 

Herr Vizebürgermeister! Wir hätten diese Dynamik gerne in Wien. Wir hätten diese Dynamik gerne in Wien, und wir würden gerne vermehrt ausländische, auch deutsche, Unternehmungen erleben, die in Wien zuziehen. Wir erwarten uns von Ihnen ein dynamisches 
Vorangehen, aber Ihnen, Herr Vizebürgermeister, fällt nichts anderes ein, als den Herrn Außenwirtschaftsbeauftragten Nettig irgendwo in einem neuen Hochhaus in Wien in ein schönes Büro zu setzen, so nach dem Motto: Nettig, geh du voran! Das kann es ja wirklich nicht sein! Von jemandem, der am Ende seiner politischen Laufbahn steht, sind doch keine Impulse mehr zu erwarten, wenn es darum geht, wie man ausländische Unternehmen hier in Wien erfolgreich ansiedelt. 

Die Verweigerung von Baxter und der Wegzug von Sandoz, so traurig das ist – ich weide mich nicht daran –, die sprechen eine klare Sprache. So schaut es aus in Wien! So ist es leider bestellt um den Wirtschaftsstandort Wien.

Deshalb, Herr Vizebürgermeister: Tun Sie uns was Gutes! Bestellen Sie einen anderen Außenwirtschaftsbeauftragten! Lassen Sie jemand anderen vorangehen! Der Herr Nettig ist es mit Sicherheit nicht mehr. (Beifall beim BZW.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! 

Kollege Margulies hat es vorhin zitiert, ich zitier es kurz noch einmal aus der "Presse": „Blutspur des Liberalismus. VP-Amon für höhere Löhne." Und weiters: „ÖAAB-Generalsekretär fordert Anteile am Gewinn ein." Und weiters: „Unternehmen haben genug verdient," – hören Sie zu! – „so ÖAAB-Generalsekretär Amon, nun seien die Arbeitnehmer dran." 

Warum zitiere ich das? Ich bin mit dem ÖAAB, verehrte Damen und Herren von der ÖVP, absolut d'accord. 

Das Lohn- und Steuerdumping als Wettbewerb zur Sicherung des Standorts Österreich und Wien ist nicht das Erfolgsrezept. Denn das können wir in Österreich und in Wien bei Gott nicht gewinnen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Diesen Dumping-Wettbewerb können wir nicht gewinnen. Also wenn wir eine Chance haben, Standortpolitik zu machen für Wien und für Österreich, dann müssen wir in die so genannten weichen Standortvorteile investieren. (Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Und das hat ja bereits Kollege Serles auch erwähnt, nämlich das vielfach vernachlässigte Kapitel Bildung, wenn ich auch, Kollege Serles, absolut nicht einer Meinung mit Ihnen bin. Ich glaube nämlich nicht, dass Elitenbildung das Patentrezept ist, das den Bildungsstandort Österreich sichert, sondern vielmehr, dass Breitenbildung, hochqualitative Bildung für die breite Masse wohl eher das ist, was den Standort Österreich vorantreibt. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Lassen Sie mich vielleicht nur darauf eingehen: Was haben Sie getan? Was hat die blau-schwarze Bundesregierung getan in den letzten Jahren für den Bildungsstandort Österreich und für den Bildungsstandort Wien? Wer hat das Bildungsministerium seit Jahren in der Hand? Wer hat die Universitäten ausgehungert? Wer hat die Schulen ausgehungert? Wer hat das PISA-Debakel zu verantworten? Wer ist daran schuld, das der Bildungsstandort Österreich und der Bildungsstandort Wien heute bei weitem schlechter dasteht als vor einigen Jahren? Das sind Sie! 

Aber Sie stellen sich hierher und möchten über die Standortversäumnisse der Wiener Politik sprechen und möchten kein Wort darüber verlieren, was eigentlich und wer schuld ist an der Bildungsmisere, die es in dieser Stadt gibt. 

Doch mein eigentliches Thema ist nicht der Bildungsstandort, das war sozusagen nur ein kurzer Exkurs vorher. Mir geht es um was anderes.

Die Wirtschaftskammerwahl, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist vorbei, und für gewöhnlich ist es so, dass im Vorfeld der Wahlen alle das wahre Rückgrat der Wiener Wirtschaft entdecken. Da spricht man dann von Kleinstunternehmen, da spricht man von den neuen Selbstständigen, da spricht man von den Tausenden von Menschen in dieser Stadt, die mit einer Kleinstfirma, meistens einer Einpersonenfirma, teilweise sogar um ihre Existenz ringen müssen. Und da verspricht man ja alles mögliche. Da hat sich sogar der Herr Wirtschaftskammerpräsident für eine Arbeitslosenversicherung ausgesprochen, für eine Notstandshilfe ausgesprochen und und und. Und kaum ist die Wahl vorbei, ist das ganze Thema begraben, existiert nicht mehr. Man spricht nur mehr von Sandoz und von Baxter und von Standortpolitik, und das tut man jahrelang, jahrelang tagein, tagaus. Und ungefähr drei Monate vor der nächsten Wirtschaftskammerwahl erinnert man sich plötzlich daran und man verspricht wieder dieselben Dinge, die zu unternehmen man zwischendurch verabsäumt hat. 

Tatsache ist, dass, während wir hier sitzen und über den Standort Wien sprechen, das wahre Rückgrat der Wiener Wirtschaft nicht Sandoz und nicht Baxter ist. Denn das hat die Entwicklung der letzten Monate und der letzten Tage ja auch eindrucksvoll einmal mehr belegt. Tatsache ist, dass das wahre Rückgrat der Wiener Wirtschaft in der Tat jene Tausende von Menschen in dieser Stadt sind, die Kleinstunternehmen haben, die die Nahversorgung sichern oder die in vielen, vielen neuentstehenden Branchen immer mehr selbstständig werden. 

Und wenn wir schon über Versäumnisse sprechen, dann lassen Sie uns über jene Versäumnisse sprechen, die Sie betreffen. Kein soziales Absicherungsnetz, keine Arbeitslosenversicherung, ein kontraproduktives Steuer- und Abgabensystem, übrigens auch von Schwarz-Blau eingeführt, veraltete Wirtschaftsförderung, eine veraltete Nahversorgungsförderung.

Verehrte Damen und Herren! Wenn Wien etwas tun hätte können, dann das: Ein neues soziales Absicherungsnetz für Kleinstunternehmer einführen, zum Beispiel die Sozialhilferichtsätze erhöhen, damit sie nicht unter der Armutsgrenze leben müssen, falls das Unternehmensexperiment sozusagen schief geht, eine Moder-nisierung der Wirtschaftsförderung und auch der Nahversorgungsförderung und einiges mehr, was Sie nicht getan haben, liebe Kolleginnen und Kollegen von der So-zialdemokratie. Obwohl Sie seit vier Jahren allein regieren. Das sind die wahren Versäumnisse, und deshalb braucht es starke GRÜNE in Wien. (Beifall bei den GRÜ-NEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Abg Pfeiffer. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist schon sehr symbolisch, wenn die ÖVP eine Aktuelle Stunde zum Thema "Wirtschaftsstandort Wien – Versäumnisse der SPÖ-Regierung" verlangt, dass sich nahezu alle Redner mit einer Kritik an der ÖVP beschäftigen, anstatt dankbar zu sagen: Danke, liebe ÖVP, end-lich reden wir einmal über ein wichtiges Thema, das un-sere Stadt betrifft. 

Wir waren im Rahmen unserer Klubreise auch in Albanien und sind dort im Stadtparlament von Tirana gesessen. Ich muss sagen, dass solche Reden, wie ich sie von den GRÜNEN hier gehört habe, dort eher für veraltet gehalten werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Innerhalb von eineinhalb Monaten sind zwei Leitbetriebe der Biotechnologie aus Wien gegangen und haben sich zurückgezogen. Ein Debakel, muss man sagen, für den Wiener Standort und ein Debakel für die Betriebsansiedlungspolitik, die hier in unserer Stadt durch Ihre Re-gierung, meine sehr geehrten Damen und Herren von den Sozialdemokraten, betrieben wird. Ein Rückschlag für die Bioregion Wien mit verheerenden Signalwirkungen in der internationalen Szene. Anstatt Zuzug, wie er jahrelang geherrscht hat, kommt jetzt der Abbruch. 

Es fehlt weiterhin die dritte Säule, nämlich die Verfahrenstechnologie in Wien, und wenn das "WirtschaftsBlatt" schreibt in einem Artikel, es gibt kein kompetentes Lobbying im nordamerikanischen Raum, dann sollte uns das doch auch zu denken geben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist auch ein Rückschlag für den Nordwesten Wiens, für Währing, Döbling, für die Brigittenau: Der Biocluster Heiligenstadt steht wieder bei der Stunde Null. Keine Hoffnung auf bal-dige Realisierung der dort möglichen 8 000 Arbeitsplät-ze, keine Belebung der Kaufkraft, die so notwendig wäre in diesem Bereich, keine Verkehrsreduzierung, weiterhin 22 000 Auspendler, Arbeitsauspendler in Döbling, deren Lebensqualität dadurch leidet und die Verkehrserreger sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor nunmehr sieben Jahren, im April 1998, war ich mit der Idee des Bioclusters Heiligenstadt beim Rektor der BOKU und habe mit dem Herrn Prof Kattinger ebenfalls gesprochen. Die erste Pressekonferenz habe ich am 17. November 2000 dazu gegeben. Da hat es schon die Feasibility-Study durch VBgm Görg gegeben. Im Jahr 2001 hat der Herr Bürgermeister bei seiner Regierungserklärung gesagt: Ja, in der Muthgasse, das kommt. 2001, meine sehr geehrten Damen und Herren: In sechs Sitzungen, Rechnungsabschluss, Budgetdiskussion, habe ich immer wieder darauf hingewiesen. Ich habe berichtet, ich habe erklärt, ich habe angeregt, ich habe Anträge gestellt, ich habe gewarnt, und ich habe Sie beschworen. Und was haben Sie gemacht? Nichts hat die rote Stadtregierung bewegen können, zielorientiert, fachlich und erfolgreich zu agieren in diesem Bereich. (Beifall bei der ÖVP.) Und darum tragen Sie hier die alleinige Schuld für dieses Vorkommnis. 

Der Flächenwidmungsplan ist immer noch nicht fertig. Das ist ja ungeheuerlich! Die Projektidee ist falsch. Anstatt eines kommunal geförderten Technologiezentrums gehört endlich ein privatwirtschaftlicher Cluster an-geregt und ermöglicht. Aber wenn nicht einmal ein Flächenwidmungsplan da ist, wird sich niemand Privater ü-berhaupt interessieren für diesen Bereich. 

Und es muss endlich aufhören, dass sich das monocolore Denken in einer langen Suche nach möglichen Konstruktionen erschöpft, wie man die Dinge im Griff be-halten kann. 

Es gibt eine ungekonnte Ausgangsplanung, die Kosten und Nachforderungen mit sich gebracht hat, und es gibt immer noch keine Förderung der kommunalen Infrastruktur. Ich sage nicht der betrieblichen, sondern der kommunalen Infrastruktur. Anschluss an höherrangige Straßen, Ver- und Entsorgung in den Bereichen, die wir ja alle kennen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir fordern ein Umdenken. Der Herr VBgm Rieder soll endlich mit seiner Imperiumsbildung im Rahmen des WWFF aufhören, der Herr StR Schicker soll endlich einen Flächenwid-mungsplan erstellen und der Herr Bgm Häupl soll nicht länger zusehen, wie seine beiden Stadträte hier die Din-ge vergeigen. So kann es nicht weitergehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Es geht um Zehntausende Arbeitsplätze in diesem Bereich der Biotechnologie, es geht um die Kompetenz in einer Bioregion Wien, damit wir einen globalen Player abgeben können, und es geht um die Zukunft unserer Stadt in einer sauberen und boomenden Zukunftstechnologie. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir fordern Sie auf, werden Sie endlich tätig, denn schon seit zwei Jahren könnte Baxter forschen in diesem Bereich, hätten Sie zeitgerecht damit begonnen. Schuld sind Sie nicht, weil der Dollar gestiegen ist, sondern weil Sie nichts gemacht haben! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr GÜNTHER. Ich erteile Ihnen das Wort.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Herr Finanzstadtrat!

Bei der gestrigen Beantwortung der Anfrage betreffend den Außenwirtschaftsbeauftragten der Stadt Wien hat Bgm Häupl durchaus zugegeben, dass vor allem im Produktionsbereich strukturelle Probleme sind und dass Firmen von Wien in Billiglohnländer abwandern. Selbstverständlich ist das so, und selbstverständlich muss man sich da gemeinsam, und zwar die ganze Stadt gemeinsam, nicht nur die regierende SPÖ, den Kopf zerbrechen, wie man diese strukturellen Maßnahmen in den Griff bekommen kann. 

Aber zum Beispiel die Entscheidung Baxter. Wa-
rum ist es dazu gekommen? Der Bürgermeister hat ges-
tern gesagt: Ja, das war eine betriebswirtschaftliche Ent-scheidung. Na, selbstverständlich war es eine betriebswirtschaftliche Entscheidung. Aber ich kann nicht einfach sagen, es ist eine betriebswirtschaftliche Entscheidung. Und warum wird diese betriebswirtschaftliche Entscheidung getroffen? Bei Baxter war sicher einer der Gründe das Austauschen des Managements und die Sparmaßnahmen, die dort eingesetzt haben. Aber wie viele Jahre haben wir mit Baxter verhandelt? Und ich habe noch Pressedienste im Kopf aus dem Jahr 2004, wo es heißt: Ja, das Projekt Baxter wackelt, aber der Finanzstadtrat ist der Hoffnung, dass das alles doch noch positiv geht. Da ist so lange hinausgeschoben worden und es hat ge-heißen: Na, na, wir werden das schon in den Griff bekommen. Wir haben unseren Außenwirtschaftsbeauftragten wahrscheinlich auch damals einige Male in die USA geschickt. Er war nicht wirklich erfolgreich. Hätte man damals schneller einen Abschluss getroffen, dann wäre es wahrscheinlich heute schon möglich, dass Baxter in Wien mit einem großen Bereich tätig ist. 

Warum es nicht schneller gegangen ist, weiß ich nicht. Einer der Gründe oder eine der Begründungen da-mals war, dass Wien für diesen Standort zu hohe Mietkosten verlangen würde und Baxter zu wenig zahlen möchte. Die Frage ist: Ist diese Entscheidung wirklich an den Betriebskosten und an den Mietkosten gescheitert? Wenn das der Grund ist, dann ist es wirklich ein Trauerspiel für Wien.

Die zweite Entscheidung, die von Sandoz, ist besonders unangenehm. Es heißt zwar, es bleibt hier in Österreich die Produktion erhalten. Das stimmt, aber wir alle wissen, was es bedeutet, wenn die Verwaltung weggeht und wenn die Entscheidungsträger weggehen. Wir haben das in vielen Bereichen erlebt. Ich erwähne da nur Semperit. Das ist schon lange her, aber so bald das weg war, war auch der Wirtschaftsstandort Österreich damals gefährdet. Oder ich nenne die Bank Austria, wo die Entscheidungen heute in München getroffen werden. Es ist zwar in Wien nicht übertrieben viel zugesperrt worden, und die Wiener Bank Austria ist erfolgreich, aber sie ist auch die Cashcow der maroden HVB in München. Sie war zuerst für Wien erfolgreich, jetzt ist sie nicht mehr für Wien erfolgreich. 

Und dann kommt der Kollege Strobl hier heraus und sagt: Na, furchtbar ist es, was passiert. Wien investiert in Forschung und Entwicklung 4,12 Prozent. Ich frage mich, wo er sie her hat. Denn im Wiener Budget habe ich noch keine Forschungs- und Entwicklungsausgaben gesehen. Dass der Bund 2,27 Prozent an Forschungs- und Entwicklungsausgaben ausgibt, ist bekannt. (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Die Quote!) Die Quote, ja. Eine Quote, das war schon so gedacht, Herr Vizebürgermeister. (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Das ist eine österreichweite Forschungsquote!)

Aber wo hat es begonnen? Bei 0,98 Prozent im Jahr 1999. Und damals waren andere Minister, nämlich auch andersfarbige Minister, wie der Minister Einem, für Forschung und Entwicklung zuständig. Und hier ist nichts geschehen. Jetzt, in den letzten Jahren. Dies ist ein lang-samer Aufholprozess, aber es ist das erste Mal auch über dem EU-Durchschnitt, denn der liegt bei 2,19 Pro-zent. Ist knapp darüber, aber Gott sei Dank darüber. Das ist die Tätigkeit der Wirtschaft.

Der Kollege Barnet hat darauf hingewiesen, der Infrastrukturminister gibt schon auch Geld aus für den Wirtschaftsstandort Wien oder für den Wirtschaftsstandort Österreich und vor allem Wien, und hier laufen viele Bundesmittel nach Wien. Das ist wichtig für die Wirtschaft und den Wirtschaftsstandort Wien. Denn gestern hat der Herr Bürgermeister gesagt: Ja, eine Firma ist weggegangen, er hat dabei Sandoz gemeint, und gleichzeitig waren fünf Anfragen von anderen Firmen. Die sind aber nur gekommen, weil der Wirtschaftsstandort Wien auf Grund der Steuererleichterungen, die der Kollege Schock sehr deutlich erklärt hat, ein interessanter ist. Das bezieht sich nicht nur auf Wien, aber selbstverständlich ist eine Großstadt wie Wien als Wirtschaftsstandort für westliche Industrien von Interesse bei derartigen Möglichkeiten. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Ekkamp. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Eine Diskussion über den Wirtschaftsstandort Wien ist nicht nur zulässig, sondern auch immer notwendig. Es ist aber auch sehr vielschichtig heute diskutiert worden. Mir ist da etwas aufgefallen. Der ÖAAB-Abgeordnete zum Nationalrat, Herr Amon, hat anscheinend seine Ge-sinnung, seine politische Einstellung ein wenig geändert. Aber vielleicht wäre das ein Fall für einen Mandatsaustausch: Kenesei zur ÖVP, Amon zu den GRÜNEN. Das wäre vielleicht ein Weg, dass man das ein bisschen besser in den Griff bekommen könnte. 

Wie ich schon gesagt habe, ist manchmal auch Kritik notwendig, aber bevor man Kritik übt betreffend einen Wirtschaftsstandort, sollte man einen Vergleich anstellen. Es ist so: Wenn man Betriebe vergleicht, dann vergleicht man die Bilanzen oder auch die Gewinn- und Ver-lustrechnung, und dann nimmt man eine Bewertung vor, meine sehr verehrten Damen und Herren! Aber vom Einbringer dieser Aktuellen Stunde, vom Kollegen Neuhuber, habe ich wenig gehört, wenig Ideen gehört. Die gehören genauso dazu. Er hat nur gesagt: Eine Wiener Landessteuerreform ist notwendig. Das ist an und für sich sehr, sehr wenig gewesen. Ja, Steuern abschaffen, da werden wir wahrscheinlich überhaupt einen Applaus in ganz Österreich, in ganz Europa bekommen, wenn 
wir uns hinstellen und sagen: Keiner bezahlt mehr eine Steuer.

Aufgefallen ist mir schon etwas bei der ÖVP, ein Verhaltensmuster, nämlich wie ein Abgeordneter dieses Hauses die Abberufung des sehr wohl verdienten und engagierten, für die Stadt Wien engagierten Walter Nettig verlangt hat. Da haben einige in der ÖVP applaudiert. Das ist schon ein sonderbares Zeichen, wie man zu so einem verdienten Mann der Stadt Wien steht, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es ist heute viel von Standortfaktoren gesprochen worden. Das ist wichtig auch für Betriebsniederlassungen. Weiche, harte Standortfaktoren. 

Eines gleich vorweg: Ein wichtiger Standortfaktor ist die Forschungsquote. Der Kollege Strobl hat es schon ausgeführt, das darf man nicht verwechseln mit Forschungsausgaben. Eine Quote wird durch Ausgaben erst ausgelöst. Und da ist Wien deutlich besser als der Bund. Und das ist vielleicht nicht so schlecht.

Investe sind angesprochen worden. Ich erinnere noch einmal: 2°Milliarden EUR Direktinveste, Bund: 4°Milliarden EUR. Zugegeben, man hat sich schon gesteigert. Aber trotzdem: Bei einem siebenfachen Budget ist das noch nicht das, was man sich wünscht. 

Ich habe schon gesagt: Eine Steuersenkung zu verlangen ist ein bisschen wenig. Und ich glaube, Steuerdumping ist auch nicht der richtige Weg für einen Wirtschaftsstandort, ist nicht der richtige Weg für Österreich, ist auch nicht der richtige Weg für Europa. Denn was ist denn wirklich, wenn sich ein jeder nach unten lizitiert? Dann bezahlt überhaupt kein Betrieb mehr eine Steuer. Was folgt dann? 

Das heißt, meines Erachtens, meine sehr verehrten Damen und Herren, wird es notwendig sein, über eine Harmonisierung der Steuern in der ganzen Europäischen Union zu diskutieren, um das endlich einmal durchzusetzen.

Weitere Standortfaktoren, heute schon angesprochen: Infrastruktur. Ich glaube, da gibt es schon ein bisschen einen Handlungsbedarf vom Bund, auch wenn da der Minister Gorbach verteidigt wird, ob Schiene, Straße, Wasserstraße. Es ist vieles angekündigt worden. Es ist zitiert worden, dass der Herr Gorbach für Wien noch etwas über hat. Da möchte ich schon erinnern an das so genannte – bitte, ich sage das in Schilling, weil es damals abgeschlossen worden ist – 30°Milliarden ATS Pa-ket. Das ist ein gültiger Vertrag, und der geht bis 2008. Aber was, meine sehr verehrten Damen und Herren, wird sich nachher abspielen? Wir kennen ja gewisse Aussagen von der Bundesregierung: Das Rote Wien muss ge-knackt werden. Also, es steht schon im Hintergrund, dass man da bei den finanziellen Mitteln die Stadt ein bisschen benachteiligt und ein bisschen aushungern wird. Wir werden uns aber dahin gehend schon einiges einfallen lassen und klären. Aber das ist die Realität. 

Weitere Standortfaktoren: Ausbildungsstandort. Bestes Beispiel der ÖVP gestern. Sie stimmt gegen den WAFF, ohne große Begründung für die Dotierung. 

Ist es etwa ein Versäumnis der Stadt Wien, dass die Kaufkraft in Wien sehr stark ist? Ist es etwa ein Versäumnis der Stadt Wien, dass das Bruttoregionalprodukt sehr, sehr groß ist in Wien? Ist es ein Versäumnis der Stadt Wien, dass seit 1997 400 Millionen EUR in Technologieprojekte investiert wurden? Ist es ein Versäumnis, dass 8 248 Unternehmen neu gegründet wurden? Das sind 28 Prozent. Das zweite Bundesland ist Niederösterreich mit 5 760 Neugründungen. Das sollen Versäumnisse sein, meine sehr verehrten Damen und Herren? 

Ich komme zum Schluss, weil die Zeit ist aus. Ich glaube trotz aller Kritik, Wien ist ein guter Standort, ein guter wirtschaftlicher Standort, und wir lassen uns diesen Standort von der Opposition nicht schlecht reden. Die Fakten sprechen eindeutig für unsere Politik in dieser Stadt. Und Wien ist und bleibt ein europäischer Topstandort mit sozialem Gewissen, meine sehr verehrten Damen und Herren. Und die Garantie dafür ist die Wiener Sozialdemokratie. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich unterbreche die Sitzung jetzt auf 30 Minuten. Ich lade Sie ein zur Gedenktafelenthüllung beim Eingang des Wiener Rathauses am Rathausplatz zur Erinnerung an die Befreiung Wiens von der Diktatur des Nationalsozialismus und die Wiedererrichtung der Demokratie in den Apriltagen 1945. Sie kommen am schnellsten durch die Arkaden und durch die Volkshalle an die Vorderseite des Rathauses. 

Wir nehmen dann die Sitzung um 11.55 Uhr wieder auf.

(Unterbrechung der Sitzung von 11.23 Uhr bis 11.55 Uhr.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Sehr geehrte Damen und Herren! Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf. 

Entschuldigt hat sich für die weitere Sitzung Herr Abg Kenesei. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus vier und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien zwei Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Von den Abgen Mag STEFAN und Mag Kowarik wur-de ein Antrag an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport betreffend Familienförderungsgesetz gerichtet. Das Ver-langen auf dringliche Behandlung dieses Antrags wurde von der notwendigen Anzahl von Abgeordneten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Behandlung des Dringlichen Antrags vor Schluss der öf-fentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Landtagssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung des Dringlichen Antrags un-terbrochen. 

Die Abgen Christian Oxonitsch, Siegi Lindenmayr, Mag Hilmar Kabas, Dr Matthias Tschirf und Mag Ma-
ria Vassilakou haben am 15. März 2005 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend ein Gesetz, mit dem die Wiener Gemeindewahlordnung 1996 geändert wird, eingebracht. Diesen Antrag hat der Präsident dem Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen. 

Die Abgen Dr Elisabeth Vitouch, Heinz-Christian Strache, Mag Barbara Feldmann, Mag Maria Vassilakou und Heinz Vettermann haben am 1. April 2005 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage be-treffend Änderung des Wiener Kinogesetzes eingebracht. Diesen Antrag hat der Präsident dem Ausschuss für Kultur und Wissenschaft zugewiesen.

Die Abgen Trammer, Mag Schmalenberg und Barnet haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Wiener Familienförderungsgesetz eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport zu. 

Die Abgen Friedrich Strobl, Ekkamp, Oxonitsch, Schuster, Novak, Frauenberger und Lindenmayr haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend die Änderung des Gesetzes über den Kulturförderungsbeitrag (Kulturförderungsbeitragsgesetz 2000), LGBl für Wien Nr 23/2000, eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zu. 

Die Abgen Klicka und Kurt Wagner haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage be-treffend ein Gesetz, mit dem das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 geändert wird, eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Gesundheit und Soziales zu.

Abg Oxonitsch hat gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend die Neuerlassung des Gesetzes über die Neuregelung der Elektrizitätswirtschaft (Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz 2005 – ElWG 2005) eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zu.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor. Die Postnummern 12, 2, 13, 14, 3, 1, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10 und 11 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Ge-gen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen.

Postnummer 12 betrifft die erste Lesung der Vorla-
ge eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landes-Sicher-heitsgesetz geändert wird.

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Wehsely. Ich bitte Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich lege dem Wiener Landtag heute einen Gesetzentwurf vor, der das Landes-Sicherheitsgesetz dahin ge-hend ändert, dass nunmehr ein für alle Mal klar ist, was eine grobe Belästigung ist, insbesondere – und das ist mir ganz wichtig – dass hier explizit klar gemacht wird, dass es dabei vor allem darum geht, Belästigungen von Frauen hintanzuhalten, die einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen lassen wollen - ein Recht, das seit 30 Jahren in Österreich gilt -, dass sie das Recht haben, sich den Kliniken, wo diese Abbrüche vorgenommen werden, ohne Belästigung zu nähern. 

Ich bitte um Zustimmung.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Danke schön!

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen diese Zusammenlegung Einwand erhoben? Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Trammer. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei.): Vielen Dank. Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wien will Plastikembryos verhindern. Nicht mehr und nicht weniger. Und dazu braucht Wien ein Gesetz. Wir vom BZW sehen diese geplante Änderung des Landes-Sicherheitsgesetzes als reine Anlassgesetzgebung und diese ist bei der Abtreibungsfrage eindeutig kontraproduktiv. Abtreibungsgegner, die vor Kliniken und medizinischen Einrichtungen protestieren, sollen mit Polizeigewalt daran gehindert werden, Gegenstände, insbesondere Plastikembryos, zu verteilen. Das BZW kann diese ge-plante Gesetzesänderung nur als reinen Unfug bezeichnen, denn im geltenden Recht des Landes-Sicherheits-gesetzes § 3 Abs 1 heißt es in der Unfugabwehr, ich zi-tiere: „Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes können Personen, die an öffentlichen Orten andere Personen 

1. in unzumutbarer Weise belästigen oder 

2. am widmungsgemäßen Gebrauch von öffentlichen Einrichtungen nachhaltig hindern, 

anweisen, ihr Verhalten einzustellen oder wenn dies nicht tunlich ist, den Ort zu verlassen.“ 

Das bedeutet, dass das Belästigen von Personen ja schon ganz eindeutig im Landes-Sicherheitsgesetz geregelt ist und daher bezeichne ich diese geplante Gesetzesänderung als reine Schattenboxerei. Und das ist, wie die SPÖ-Politik das gerne macht, ich habe diesen Vergleich schon einmal gebracht, einen roten Teller nehmen, heißes Wasser hineingeben und den Menschen das als Tomatensuppe verkaufen. So schaut es auch hier wieder aus. 

Worum geht es denn der Frau StRin Wehsely in Wirklichkeit? Als aufrechte Demokratin, wie sie sich in einem Interview einmal selbst bezeichnet hat, will sie die im Versammlungsgesetz verankerte Demonstrationsfreiheit aushöhlen. Und dies ist dieselbe Stadträtin, die die Demonstrationen gegen die blau-schwarze Bundesregierung unterstützt hat! Da habe auch ich mich belästigt ge-fühlt und habe auch Angst vor Übergriffen gehabt, aber das hat niemanden interessiert! Die Kosten für diese Demonstrationen beliefen sich für den Steuerzahler im Übrigen alleine bis zum Juli 2000 auf 33 Millionen ATS nur für Überstunden der Polizei! 

Zurück zum Landes-Sicherheitsgesetz. Also wenn die Abtreibungsgegner gescheit sind, melden sie täglich eine Demonstration an und somit ändert sich an der neuen geplanten Gesetzgebung rein gar nichts. Daher ist dieses Gesetz für mich eine Nullnummer. 

Uns geht es in keinem Fall um die Frage der Fristenlösung. Die steht für uns nicht zur Diskussion, wir bekennen uns zur Fristenlösung. Aber wir hätten uns in dieser sensiblen Frage auch ein sensibles Vorgehen der Stadträtin gewünscht.

Demokratisch wäre es gewesen, alle Parteien und Interessensgruppen in diese heikle Frage einzubinden. Es gibt einen Arbeitskreis Frauen. Genau dort hätte man sich der Problematik auch annehmen können. Soweit zum Demokratieverständnis der Mehrheitsfraktion SPÖ. 

Ich kenne die Abtreibungsproblematik aus eigener Berufserfahrung sehr gut. Ich habe keine moralischen Ansätze und gestehe jeder betroffenen Frau zu, für sich und ihren Lebensweg die Entscheidungen zu treffen und die Verantwortung zu übernehmen. Nur weiß auch ich aus Erfahrung, dass sich viele Frauen, besonders junge Frauen, die sich in einer Schul- und Berufsausbildung befinden, bei einer ungewollten Schwangerschaft für ein Kind entschieden hätten, hätten sie die Möglichkeit einer umfassenden Beratung und Hilfestellung gehabt. Die psychische Belastung eines Schwangerschaftsabbruchs dauert mitunter ein Leben lang. Hier könnte sich die Frauenstadträtin Wehsely positiv einbringen, wenn sie eine Stadträtin für alle Frauen sein will. 

Das BZW bringt in diesem Sinn einen Beschlussantrag ein, der folgende Punkte beinhaltet: 

„Der Landtag wolle beschließen, dass eine psychoso-ziale Beratung vor, während und nach der pränatalen Di-agnose durchgeführt wird, dass der Arzt/die Ärztin nach der medizinischen Beratung auf psychosoziale Beratungsmöglichkeiten, Familienberatungsstellen kostenlos und anonym hinzuweisen hat, ausdrücklich und durch Aushändigung einer Broschüre eine verpflichtende, mindestens dreitägige Nachdenkpause nach der Beratung eingehalten wird, eine Trennung von Beratung und Durchführung der Abtreibung vorzusehen ist. Demzufolge dürfen der beratende Arzt/die Ärztin und der die Abtreibung durchführende Arzt erstens nicht ein- und dieselbe Person sein. Regelmäßige Studien samt Statistik über die aktuelle Situation, Entwicklung, Motive und Fol-gen von Abtreibungen sollen durchgeführt werden. Der Ausbau von Mutter-Kind-Heimen, Familienberatungsstellen mit Schwerpunkt Schwangerschaftsberatung unter stärkerer Einbeziehung der Väter sowie entsprechender Information für männliche Jugendliche sollen durchgeführt werden.“ 

Somit bringe ich diesen Beschlussantrag ein. (Beifall beim BZW.)

Ich darf aus einem wissenschaftlichen Bericht der Zeitschrift “Dialog“ zitieren: „Europäischer Vergleich: Mit Ausnahme Österreichs, Luxemburgs und Portugals liegen für die anderen Staaten der EU in mehr oder weniger regelmäßigen Abständen Angaben über die Häufigkeit von Schwangerschaftsabbrüchen vor. In den meisten Fällen handelt es sich dabei um Zahlen, die von den in einem Register erfassten Ärzten, Ambulatorien oder Krankenhäusern, die Abtreibungen durchführen, an eine zentrale Stelle gemeldet werden, so genannte Providerregistration. In vielen Ländern erlauben die Statistiken re-lativ genaue Rückschlüsse, auch die Relation zwischen Geburtenzahl und Abbruchhäufigkeit. Es gibt eine anonyme Geburt und selbstverständlich soll auch ein anonymer Schwangerschaftsabbruch außer Streit stehen.“ 

Es geht nicht darum, wie viele Schwangerschaftsabbrüche pro Jahr vorgenommen werden. Es geht darum, wie viel psychisches Leid verhindert werden könnte, wür-den in Wien die Rahmenbedingungen für ein “Ja“ zum Leben bestehen. Noch einmal: Wir vom BZW stehen für Fristenlösung, lehnen aber Abtreibungen zwecks Geburtenkontrolle ab. 

Frau Stadträtin, Sie und ich, wir sind beide Mütter und wenn wir uns unsere Kinder so ansehen und wenn uns der Gedanke jetzt käme: Hätten wir abgetrieben - was wäre aus diesen wundervollen Geschöpfen geworden... (Abg Martina LUDWIG: Das ist unglaublich! Unglaublich! – Aufregung bei der SPÖ.) 

Ich appelliere an Sie, Frau Stadträtin, ich appelliere an Sie: Nehmen Sie diesen Gesetzesentwurf zurück und suchen Sie den Dialog, um dieses sensible Thema zu behandeln. (Abg Martina LUDWIG: Das ist ja wirklich un-glaublich! – Große Aufregung bei der SPÖ.)

Noch einmal (Beifall beim BZW.), wir sagen... 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Kollegin Trammer, ich möchte Sie nur erinnern: Sie müssen Ihre Rede an alle richten und Sie können nicht eine Person, in dem Fall war das jetzt die Frau Stadträtin, ansprechen. 

Abg Heike Trammer (fortsetzend): Gut, es sind sehr viele in diesem Saal Mütter, danke für den Hinweis, dann ändere ich meine Rede. Aber ich appelliere trotzdem noch einmal an Sie, Frau Stadträtin: Nehmen Sie diesen Gesetzesentwurf zurück und suchen Sie den Dialog, um dieses sensible Thema zu behandeln. Wir vom BZW sa-gen Ja zur Fristenlösung, wir sagen Ja zum Leben und wir sagen Ja zur Familie. 

In diesem Sinne haben wir auch heute einen Initiativantrag für den Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Familie in Wien eingebracht. (Beifall beim BZW.) 
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Dr Vana gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht heute sicher nicht um das Verbot irgendwelcher Plastikembryonen und schon gar nicht geht es um irgendwelche Appelle an Mütter, Frauen. Es geht heute um die Ablehnung von Psychoterror gegen Frauen und um die Ablehnung von Gewalt gegen Frauen und das ist heute ein wichtiges, frauenpolitisches Thema (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.) und geht insofern die ganze Gesellschaft an und alle hier im Saal, egal, ob wir Kin-der haben oder nicht, ob wir sie planen oder nicht oder ob wir abgetrieben haben oder nicht. 

Seit sieben Jahren ist die Situation den freien Zugang zu Abtreibungseinrichtungen betreffend sehr unbefriedigend. Seit sieben Jahren gibt es die Belästigungen gegen Frauen, die jetzt auch von einem Gericht als Psychoterror anerkannt wurden, unzumutbare, mehr als un-zumutbare Belästigungen, Drohungen, Einschüchterungen, Anagitationen, Beschimpfungen, Auflauern entweder beim Zutritt in eine Abtreibungsklinik oder beim Verlassen einer Abtreibungsklinik. Dieser Psychoterror trifft nicht nur die betroffenen Frauen, er betrifft auch das Per-sonal. Die Arbeitsbedingungen sind mittlerweile für das Personal an privaten Abtreibungseinrichtungen zum Teil unzumutbar geworden, weshalb auch schon seit Jahren versucht wird, hier eine Lösung zu finden. 

Die GRÜNEN haben auch schon seit Jahren auf dieses Problem hingewiesen und hier versucht, eine Lösung zu finden gemeinsam mit den Vertretern und Vertreterinnen der privaten Abtreibungsambulatorien, gemeinsam mit Fraueninitiativen, gemeinsam mit den Demonstrantinnen gegen die radikalen AbtreibungsgegnerInnen - mit großem I -, die sehr gut organisiert sind, die auch ein hohes finanzielles Rückgratbacking haben und sehr gut vernetzt sind. 

Ich weiß nicht, ob Sie alle, meine Damen und Herren, die Pamphletbroschüre der radikalen AbtreibungsgegnerInnen in Ihrem Postfach hatten. Wir hatten es. Also hier kann ich nur sagen, diese Art der Öffentlichkeit, diese Möglichkeiten zur Öffentlichkeitsarbeit haben die Gegner und Gegnerinnen dieser Form des Psychoterrors nie ge-habt. Also hier sieht man, wie hier agiert wird, wie gut vernetzt und wie gut finanziell abgestützt agiert wird. Es wurde auch zum Teil mit Unterstützung der ÖVP agiert. Es gibt ja den berühmten Schüssel‑Brief an den Leiter von HNI, den Herrn Fischer, der hier eindrucksvoll und eindeutig dem Herrn Fischer Unterstützung signalisiert hat, auch beim Sicheinsetzen der ÖVP gegen die aktuelle Gesetzeslage zur Fristenlösung. 

Ich denke, es ist höchste Zeit, meine Damen und Herren, dass hier etwas passiert, dass hier ein politisches Signal gesetzt wird. Die GRÜNEN haben dieses Signal seit langem gefordert. Es ist für mich das erste Mal, dass wir über das debattieren. Wir haben schon ei-nige Runde Tische, einige Arbeitskreise zu dem Thema gehabt. Ich begrüße ausdrücklich, dass jetzt endlich etwas passiert, aber Frau StRin Wehsely, du kannst dir den Vorwurf nicht ersparen, erst jetzt sehr spät und auch erst auf Grund von öffentlichem und auch ein bisschen auf Grund von innerparteilichem Druck zu agieren. Diesen Vorwurf kann ich dir, obwohl ich es ausdrücklich begrüße, dass etwas passiert, nicht ersparen. Wir haben schon lange Jahre über dieses Thema debattiert. Wir GRÜNEN haben Vorschläge und Anträge zu dem Thema auf Bundesebene und auch in Wien eingebracht, die zum Teil mit der Begründung abgelehnt wurden, es ginge rechtlich nicht - im Bund geht es jetzt aber plötzlich vielleicht doch - und mit der Begründung, man wolle ja das Problem nicht auf die Straße verlagern und schauen wir einmal, wie das weitergeht und man hätte ja keine rechtliche Handhabe. 

Und ein zweiter Vorwurf, den ich dir nicht ersparen kann, Frau Stadträtin, ist, dass du ein falsches Instrument wählst. Das Landes-Sicherheitsgesetz ist ein Instrument, das ein fragwürdiges ist, gerade dann, wenn man Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit aufrechterhalten will und nicht in den Geruch kommen will, hier demokratische Rechte einzuschränken, gäbe es andere rechtliche Instrumentarien. Ich betone: Es ist ein bisschen ein, ich sage jetzt bewusst nicht das Wort “Mar-ketinggag“, aber ich schaue mir an, ob das, was hier 
ja auch in den Medien jetzt sehr stark zum Ausdruck kommt, nämlich dass die SPÖ‑Stadtregierung endlich etwas gegen die AbtreibungsgegnerInnen tut, nicht eigentlich viel Lärm um nichts ist. Viel Lärm um nichts des-halb, weil es sehr wohl bisher schon die rechtliche Möglichkeit gegeben hätte, genau das, was ihr jetzt vorhabt, nämlich die unzumutbare Belästigung auch als solche anzuerkennen, diese rechtliche Möglichkeit hätte es bis-her schon auf Basis des existierenden Landes-Sicher-heitsgesetzes gegeben. Es wurde nur nicht exekutiert. 

Wir haben immer gefordert, dass man sich hier genau anschaut, ob der Tatbestand der unzumutbaren Be-lästigung nicht auch auf die radikalen Abtreibungsgegner und ‑gegnerinnen zutrifft. Es gab verschiedentlich, ich nenne es einmal Hilferufe der Leiter/Leiterinnen, Vertreter/Vertreterinnen der privaten Abtreibungskliniken an die Polizei, doch bitte auf Grund dieses Paragraphen einzuschreiten. Die Polizei hatte offensichtlich keine Dienstanweisung und hat es so interpretiert, dass diese Form des Psychoterrors - und es war schon ausjudiziert - und der Gewalt keine unzumutbare Belästigung ist. Das heißt, hättet ihr wirklich etwas gegen die radikalen AbtreibungsgegnerInnen tun wollen und nicht nur Populismus, dann hättet ihr schon eine Dienstanweisung an die Bundespolizei geben können, dass die Polizei auch wirk-lich kommt und hier die unzumutbare Belästigung auch als solche interpretiert wird. (Abg Godwin Schuster: Wir können keine Dienstanweisung geben! Das ist Bundessache! – Abg Martina LUDWIG: Aber jetzt ist es klar! – Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich betone ausdrücklich, dass ich der Klarstellung im Gesetz und es ist keine Verschärfung, es ist keine Änderung, es ist eine Klarstellung - ihr schreibt ja auch selber in den Erläuterungen, das ist eine Klarstellung -, nun ausdrücklich zustimmen werde, weil es symbolisch von höchster Wichtigkeit ist, hier ein klares, politisches Signal zu setzen, auf welcher Seite man steht, nämlich auf der Seite der Frauen, die ein Recht in Anspruch nehmen wollen und das Recht auf freien und ungehinderten Zugang zu Abtreibungsambulatorien haben. Ich stimme auch zu, weil es ein langjähriger Wunsch der schon er-wähnten Zielgruppe und aller Experten, Expertinnen auf diesem Gebiet ist, die hier diskutieren und seit langem verlangen, dass etwas passiert und jetzt hoffen, dass mit dieser Klarstellung auch etwas passiert und ich hoffe auch und werde mir das sehr genau anschauen. Wir alle werden uns sehr genau anschauen, ob diese Regelung zu Verbesserungen für die betroffenen Frauen führt, ob der Psychoterror aufhört, auch gegen das Personal und ob es hier wirklich zu einer besseren Situation vor allen Abtreibungsambulatorien kommt.

Die Debatte heute soll uns aber nicht darüber hinweg täuschen, dass in punkto Schwangerschaftsabbruch und Möglichkeiten für einen Schwangerschaftsabbruch in Wien nicht alles sozusagen Gold ist, was glänzt und auch in Wien nicht alles optimal ist und es hier Lücken gibt. Lücken, wo gerade auch die SPÖ in letzter Zeit im Bund einen Vorstoß gemacht hat, nämlich sicherzustellen, dass wirklich in allen öffentlichen Spitälern Schwangerschaftsabbrüche auch wirklich real vorgenommen werden können. Das ist in Wien derzeit nicht der Fall, in-teressant also, dass im Bund etwas gefordert wird, was in Wien noch nicht sichergestellt ist. 

Wir fordern seit langem, dass diese Norm, die es ja seit 1.1.2003 gibt, nämlich dass an allen gynäkologischen Abteilungen in öffentlichen Spitälern Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt werden können - wir haben damals auch ausdrücklich zugestimmt, auch deshalb, weil die Kosten für den Schwangerschaftsabbruch von 700 EUR, was ja wirklich unvorstellbar hoch ist, auf zirka 274 EUR wesentlich gesenkt wurden, was unserer Ansicht nach immer noch unvorstellbar hoch ist und für viele Frauen eine Barriere bedeutet, einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen zu können – und der wir 
zugestimmt haben, auch umgesetzt wird. Sie wissen, das ist derzeit nicht der Fall. An einigen österreichi-
schen Spitälern wird aus unterschiedlichsten Gründen und mit unterschiedlichen Begründungen keine Möglichkeit zum Schwangerschaftsabbruch geboten, sei es mit der Begründung, dass gar keine Beratung existiert. Sie wissen ja, im Gesetz ist vorgeschrieben, dass bei einem Schwangerschaftsabbruch auch eine Beratungsleistung verpflichtend ist. Das gibt es nicht an allen Spitälern. An manchen Spitälern wird gesagt, das sei eine Kostenfrage. Ich denke mir, das darf es nicht sein, das könnte man doch lösen. 

An einigen Spitälern wissen wir aber auch aus Erfahrungsberichten von Frauen - da wird meine Kollegin Pilz auch noch wesentlich mehr darauf eingehen -, dass 
es dagegen doch auch persönliche Widerstände des lei-tenden und ausführenden Personals gibt, Schwangerschaftsabbrüche vorzunehmen. Ich denke, das kann es nicht sein. Ich denke, es kann in Wien nicht dem moralischen Empfinden von Leitern oder Leiterinnen von gynäkologischen Abteilungen überlassen bleiben, ob Schwan-gerschaftsabbrüche durchgeführt werden oder nicht. 
Ich denke, hier fehlt seit langem das politische Signal, klar zu sagen, wir wollen Schwangerschaftsabbrüche 
an allen öffentlichen - ich korrigiere, man muss genau 
sein, die Möglichkeit selbstverständlich, die Möglichkeit zu Schwangerschaftsabbrüchen an allen öffentlichen Spitälern. 

Wir bringen daher, meine Kollegin Sigrid Pilz und 
ich, den Beschlussantrag ein: „Die zuständigen Stellen haben eine Dienstanweisung zu geben, die sicher-
stellt, dass an allen gynäkologischen Abteilungen innerhalb des Wiener Krankenanstaltenverbundes Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen werden können, es an allen gynäkologischen Abteilungen innerhalb des Wiener Krankenanstaltenverbundes ein entsprechendes Beratungsangebot für ungewollt schwangere Frauen gibt, an allen gynäkologischen Abteilungen innerhalb des Wiener Krankenanstaltenverbundes das qualitative und quantitative Angebot an reproduktiven Gesundheitsleistungen den Bedürfnissen von ungewollt schwangeren Frauen angepasst ist und an allen gynäkologischen Ab-teilungen innerhalb des Wiener Krankenanstaltenverbun-des für die Behandlung und Betreuung von Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen wollen oder vorgenommen haben, ausreichend Personal eingesetzt ist, das sich positiv zur Fristenregelung und zum Selbstbestimmungsrecht der Frau bekennt und die Frauen unterstützend beim Abbruch betreut." 

Punkt 2 dieses Antrags ist die Information: „Die Möglichkeiten eines ambulanten Schwangerschaftsabbruchs an den gynäkologischen Abteilungen sind zu verbessern und die zuständigen Mitglieder der Landesregierung mö-gen Vorschläge erarbeiten, wie die unter Punkt 1 und 2 angesprochenen Forderungen durch Änderungen in den landesgesetzlichen Vorschriften umzusetzen sind.“ 

Ich denke, inhaltlich müsste dieser Antrag eigentlich jenem entsprechen, den die SPÖ erst unlängst im Bund gestellt hat, nämlich auf Bundesebene Regelungen vorzusehen, dass in allen öffentlichen Spitälern Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen werden, nicht nur können, sondern werden und insofern denke ich mir, dürfte hier einem entsprechenden positiven Signal seitens der Wiener Stadtregierung, dass man das, was man 2003 beschlossen hat, auch gedenkt umzusetzen, eigentlich nichts im Wege stehen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ein zweiter Antrag, den wir stellen, betrifft die Rahmenbedingungen für Schwangerschaftsabbruch, auch die Prävention von ungewollten Schwangerschaften na-türlich, die Verhütung, denn die beste Verhütung einer ungewollten Schwangerschaft ist bekanntlich die Prävention. Wir folgen hier auch einer Empfehlung und Entschließung des Europäischen Parlaments vom 3. Juli 2002, das allen Mitgliedsstaaten empfiehlt, Menschen einen kostengünstigen und ungehinderten Zugang zu re-produktiven Gesundheitsleistungen, zum Schwangerschaftsabbruch - das wird explizit auch so formuliert - und zu Verhütungsmitteln angedeihen zu lassen. Deshalb stellen wir den Antrag. Ich habe vorhin schon darauf hingewiesen aus welchem Grund, nämlich weil wir sagen, dass die Kosten eines Schwangerschaftsabbruchs in Österreich und auch in Wien nach wie vor viel zu hoch sind. Ich denke, 280 EUR für einen Schwangerschaftsabbruch sind für viele Frauen eine echte Barriere. In privaten Abtreibungskliniken kostet es noch mehr, um die 400, 500 EUR. Ich denke, da wäre das, was in anderen europäischen Ländern schon üblich ist, nämlich die Abtreibung auf Krankenschein, doch durchaus auch für Österreich eine Möglichkeit, hier einen wirklich ungehinderten Zugang für alle Frauen zu diesem Recht auf Schwangerschaftsabbruch zu finden.

Zum Beispiel in Staaten wie Dänemark, Frankreich und Norwegen ist es Usus und auch unbestritten, dass man einen Schwangerschaftsabbruch auf Kosten der Krankenkasse vornehmen kann. Ich denke, das wäre auch in Österreich wesentlich. Und auch die Kosten von Verhütungsmitteln, Sie wissen, sind in Österreich nach wie vor sehr hoch. Auch hier folgen wir der Entschließung des Europäischen Parlaments von 2002, die den Mitgliedsstaaten empfiehlt, doch vor allem für bestimmte Zielgruppen wie Jugendliche Verhütungsmittel doch kos-tenlos abzugeben. 

Wir stellen daher den Antrag: 

„Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, dass Schwangerschaftsabbruch mittels Krankenschein von den Krankenkassen bezahlt wird. Ebenso sollen die Kos-ten für Verhütungsmittel als allgemeine Kassenleistung anerkannt werden. Darüber hinaus soll eine Informations- und Aufklärungskampagne über Verhütungsmethoden für die unterschiedlichen Zielgruppen gestartet werden." 

Ich habe hier bei diesem Antrag positive Signale aus der SPÖ, auch weil es, denke ich mir, eurer Programmatik und dem, wofür ihr eintretet, entspricht. Also ich denke, diesem Antrag zuzustimmen, dürfte nichts im Wege stehen. 

Wir haben in dem Zusammenhang einen dritten Antrag vorbereitet, der ursprünglich in dem Antrag, den ich jetzt gestellt habe, enthalten war. Aber dadurch, dass wir positive Signale erhalten haben, dass diesem Antrag von Seiten der SPÖ zugestimmt werden kann, haben wir den Antrag geteilt und haben einen dritten Antrag betreffend die Zugangserleichterung für die "Pille danach" vorbereitet. Sie wissen, die "Pille danach" ist ein Instrument der Notfallsverhütung, nicht des Schwangerschaftsabbruchs oder dergleichen. Es kommt bei der "Pille danach" nicht einmal zu einer Schwangerschaft. Auch der Frauengesundheitsbericht, über den meine Kollegin Sigrid Pilz dann auch noch ausführlicher sprechen wird, äußert sich hier sehr, sehr positiv über die “Pille danach“, insbesondere dann, wenn es um die ungewollte Schwangerschaft bei Jugendlichen geht. Aber die "Pille danach" ist in Österreich rezeptpflichtig und dadurch, dass die "Pille danach" ja mindestens innerhalb oder maximal innerhalb von 72 Stunden nach dem ungeschützten Verkehr eingenommen werden muss, haben hier Spitäler eine besondere Verantwortung bei der Abgabe der "Pille danach", weil es oft für die Betroffene nicht möglich ist, innerhalb von 72 Stunden einen niedergelassenen Arzt oder Ärztin zu erreichen. Das heißt, Spitäler muss man hier besonders in die Verantwortung nehmen. Eine Nachfrage und Anfrage hat ergeben, dass nur 19 Pro-zent aller Spitäler überhaupt die "Pille danach" ausgeben und zwei Drittel aller Spitäler auch für die "Pille danach" Ambulanzgebühr verlangen, was auch wieder eine Zugangsbarriere für viele ist. 

Wir stellen daher den Antrag: 

„Der Landtag wolle beschließen, die Stadträtinnen für Gesundheit und Soziales, Frau Mag Brauner, und für Frauenfragen, Frau Mag Wehsely, mögen prüfen, wie der Zugang der "Pille danach" insbesondere während Nacht- und Wochenendzeiten beziehungsweise in Wiener Spitälern verbessert werden könnte. Das Ergebnis der Prüfung ist im Ausschuss für Gesundheit und Soziales und im Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Kon-sumentenschutz und Personal innerhalb dieses Jahres vorzustellen."

Ein Antrag auf Zuweisung an den Ausschuss.

Ich komme dann zum letzten Antrag, den die Wiener GRÜNEN heute stellen, zu dem auch meine Kollegin Sigrid Pilz noch ausführlicher Stellung nehmen wird, der sich auch mit dem unbeeinträchtigten Zutritt von Frauen zu privaten Abtreibungsambulatorien befasst und zwar: Wir haben im Vorfeld dieser Debatte einige Diskussionen mit den Vertretern und Vertreterinnen der privaten Ab-treibungsambulatorien gehabt und haben sie gefragt, was denn dann eine mögliche Erleichterung für ihre Si-tuation wäre, wenn der Psychoterror der radikalen Abtreibungsgegner, -gegnerinnen vor den Abtreibungskliniken nicht aufhört. Wir sind eigentlich mit einem Vorschlag, den meine Frau Kollegin Pilz und ich gemacht haben, auf positives Echo gestoßen, nämlich dass man doch ähnlich wie in Salzburg den privaten Abtreibungsambulatorien in öffentlichen Spitälern Räumlichkeiten zur Verfügung stellen sollte, wo sie Schwangerschaftsabbrüche vornehmen können. Selbstverständlich nur dann, wenn sie das wollen. Denn was wir natürlich nicht wollen, ist, dass die privaten Ambulatorien aus dem öffentlichen Raum verschwinden, was man ja vielleicht böswillig als eine Flucht vor den radikalen AbtreibungsgegnerInnen bezeichnen könnte. Das ist nicht die Intention des Grünen Vorschlags, das möchte ich an dieser Stelle besonders betonen, sondern dass man dann, wenn die Abtreibungsambulatorien das wollen, entsprechend Räumlichkeiten in öffentlichen Krankenanstalten zur Verfügung stellt. 

Wir stellen daher den gemeinsamen Antrag: 

„Der Landtag wolle beschließen: Die Stadträtinnen für Gesundheit und Soziales, Frau Mag Brauner, und für Frauenfragen, Frau Mag Sonja Wehsely, mögen prüfen, ob und zu welchen Bedingungen die Bereitstellung von adäquaten Räumlichkeiten innerhalb von Krankenanstalten des KAV für private Abtreibungsambulatorien möglich ist. Gegebenenfalls soll eine erforderliche Novellierung im Wiener Krankenanstaltenrecht vorgeschlagen werden. Das Ergebnis der Prüfung ist im Ausschuss für Gesundheit und Soziales innerhalb dieses Jahres vorzustellen."

Ich möchte abschließend noch einmal betonen, weil ja heute seitens der GRÜNEN mehrere RednerInnen auf der Tagesordnung stehen, was auch zeigt, dass uns das Thema ein sehr wichtiges ist und eines, bei dem wir es uns nicht leicht gemacht haben und deshalb auch ein unterschiedliches Abstimmungsverhalten haben werden. 

Ich möchte noch einmal betonen, dass es allen GRÜ-NEN, die heute hier abstimmen, um die Verhinderung der Gewalt an Frauen und die Verhinderung des Psychoterrors geht. Ich verstehe aber auch, obwohl ich dem Gesetz nachdrücklich zustimme, auch weil ich lange Jahre mit den betroffenen Zielgruppen gemeinsam gearbeitet habe, um hier Verbesserungen für die Betroffenen möglich zu machen und es von der Zielgruppe als Möglichkeit zur Verbesserung gesehen wird, dass weite Teile der GRÜNEN es sehr, sehr schwer bei dem Landes-Sicherheitsgesetz haben, das wir massiv abgelehnt ha-ben und nach wie vor massiv ablehnen, weil – wie die Kollegin Jerusalem heute schon im Rahmen einer mündlichen Anfrage gesagt hat – es die Einschränkung der demokratischen Freiheit bedeuten kann, je nachdem wie man es auslegt. Ich verstehe, dass es hier ambivalente und unterschiedliche Meinungen gibt. Das ist die Vielfalt der GRÜNEN. 

Ich denke, es ist aber allen klar, dass die GRÜNEN selbstverständlich zu den Möglichkeiten des ungehinderten und freien Zugangs zum Schwangerschaftsabbruch stehen, was die Anträge zeigen, die wir eingebracht ha-ben, die hier auch Verbesserungen und... (Abg Godwin Schuster. Wir sind für alles!) Täuschen Sie sich nicht! Es kommt in der Zielgruppe nicht so gut an wie Sie glauben, weil gesehen wird, auch von allen Betroffenen, dass es auch ein Marketinggag sein kann. Täuschen Sie sich nicht!

Es ist eine ambivalente Geschichte, es hätte auch andere rechtliche Möglichkeiten gegeben. Wir hoffen auf andere rechtliche Möglichkeiten, auch im Bund. Ich stim-me heute zu, andere Teile der GRÜNEN werden das nicht tun. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Mag Feldmann gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wir diskutieren heute eine Novelle zu einem Gesetz, das einen unverfänglichen Namen trägt: Das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz. Konkret geht es hier um nichts anderes als um eine präzisierende Bestimmung des Wegweiserechts vor Gesundheitseinrichtungen, ge-nauer vor Abtreibungskliniken.

Personen, die andere Personen in unzumutbarer Weise belästigen, insbesondere wenn auf Personen, die sich einer sozialen oder medizinischen Einrichtung nähern, psychischer Druck wie zum Beispiel durch nachdrückliches Ansprechen oder versuchte Übergabe von Gegenständen ausgeübt wird, können künftig durch die Polizei weggewiesen werden.

Ich habe jetzt “künftig“ gesagt, so als ob es sich bei dieser Novelle um eine Änderung handelt, die eine neue rechtliche Situation schafft. Das ist es nicht. Darum wird in den Materialien zu diesem Gesetz auch von Klarstellung gesprochen. Viele namhafte Juristen meinen, dass die geltende Rechtslage vollkommen ausreichend gewesen wäre. Da schreibt die Bundespolizeidirektion Wien: „Schon die geltende Rechtslage ermöglicht es, insbesondere Personen, die an öffentlichen Orten andere in unzumutbarer Weise belästigen, anzuweisen, ihr Verhalten einzustellen beziehungsweise den Ort zu verlassen.“

Dennoch, wir stehen dazu, dass niemandem und schon gar nicht Frauen in dieser schwierigen, psychisch äußerst belastenden und sensiblen Situation eine unzumutbare Belästigung widerfahren soll. In solch einer Situation befindet sich eine Frau, die ungewollt schwanger ist. Die aggressiven Handlungen von manchen Demonstranten grenzen an Psychoterror. Diese Vorgangsweise ist ein respektloses Bedrängen von Frauen in Kri-sensituationen, die sich die Entscheidung, eine Abtreibung durchzuführen, sicherlich nicht leicht gemacht ha-ben, die zumeist unter einem enormen Druck stehen und unter diesem Entschluss leiden.

Wir unterstützen auch andere Initiativen wie zum Bei-spiel das Antistalking-Gesetz, das Psychoterror verbietet. Aber in unserer Gesellschaft muss es möglich sein, Meinungsunterschiede, Ansichten und Anliegen, auch wenn sie noch so emotional sind, ohne Psychodruck, ohne Stigmatisierung und ohne Übergriffe zu artikulieren. (Beifall bei der ÖVP.) Daher werde ich heute diesem Gesetz auch meine Zustimmung erteilen.

Allerdings wird bei der Exekution dieses Gesetzes auf das Spannungsverhältnis zwischen den geltenden Rechtsnormen, die unter gewissen Voraussetzungen eine Abtreibung ermöglichen, und den Grundrechten der Versammlungsfreiheit und dem Recht auf freie Meinungsäußerung besonderes Augenmerk zu richten sein.

Ich zitiere wieder die Bundespolizeidirektion Wien: „Es liegt auf der Hand, dass gerade im Zusammenhang mit Versammlungen hinsichtlich der Auslegung, welches Verhalten als unzumutbare Belästigung anzusehen wäre, hohe Ansprüche zu stellen sein werden.“ Ich möchte hiermit ganz klar festhalten, dass wir keinen Verwaltungsstraftatbestand wollen, so wie die Freiheitlichen in ihrem Antrag fordern, weil wir ausdrücklich gegen die Kri-minalisierung der Demonstranten und Lebensschützer sind. Weiters möchte ich nur darauf aufmerksam machen, dass ein Verwaltungsstrafverfahren für alle Beteiligten nachteilige und auch erst recht psychische Probleme mit sich führen kann wie zum Beispiel bei Zeugeneinvernahmen.

Es ist mir jetzt anlässlich der heutigen Diskussion ein besonderes Anliegen, die Position der ÖVP hinsichtlich der Fragen zum Schutz des menschlichen Lebens darzulegen. Für uns steht der Schutz des menschlichen Lebens im Vordergrund. Das klare Ziel muss es sein, jedes Leben, das geborene und das ungeborene, zu schützen. (Beifall bei der ÖVP.)
Nichtsdestoweniger sind Schwangerschaftsabbrüche soziale Realität. Aktive Aufklärung, Kompetenz und fürsorgliche Beratung der betroffenen Frauen, aber auch der Männer und Angehörigen zwecks Erhalt des werden-den menschlichen Lebens und die Schaffung von kinder- und familienfreundlichen Rahmenbedingungen für die Gesellschaft sind der beste Weg, Abtreibungen zu vermeiden. (Beifall bei der ÖVP.)
Wie wir alle wissen, wurde 1975 die Straffreiheit für Schwangerschaftsabbrüche unter bestimmten Bedingun-gen in die österreichische Rechtsordnung eingeführt. In der damals sehr emotional geführten Debatte fand auch schon Bundeskanzler Bruno Kreisky deutliche Worte, die nichts an ihrer Aktualität verloren haben. Ich zitiere: „Man muss alles tun, um im Bereich der Politik diesen ganzen Paragraphen so obsolet zu machen, wie dies mit den Mitteln der Politik, Psychologie und auch der Moral nur geht, um die Frau zu veranlassen, dass sie dann, wenn sie empfangen hat, das Kind behält.“

Der Appell Bruno Kreiskys sollte uns auch heute parteiübergreifend ein Auftrag sein, alles Menschenmögliche zu tun, um Frauen in einer solchen schwierigen Si-tuation nicht allein zu lassen. Frauen dürfen in dieser Si-tuation einfach nicht alleine gelassen werden. Sie brauchen Mitgefühl, konkrete Unterstützung, sofortige Hilfe und teilweise langfristigen Beistand. (Beifall bei der ÖVP.)
Daher ist Folgendes verstärkt zu tun: Ausreichende Beratung und psychologische Betreuung und ein verstärktes Angebot an Beratungseinrichtungen über eine Lösung zum Erhalt des menschlichen Lebens. Oft steht die Frau unter sehr starkem psychischen Druck von Fa-milienangehörigen, genauer gesagt des Kindesvaters, diesen Schwangerschaftsabbruch durchführen zu lassen. Hier geht es darum, ein konkretes Aufzeigen von in-dividuellen Lösungsmöglichkeiten in einer eben nicht sel-ten schwierigen familiären Situation zu ermöglichen. 

Weiters ist die ausreichende finanzielle Unterstützung für das Großziehen eines Kindes sehr wesentlich. So ist die öffentliche Hand gefordert, gesellschaftliche und vor allem finanzielle Rahmenbedingungen für den Schutz zu gewährleisten. Da ist vieles schon geschehen, wie zum Beispiel das Kinderbetreuungsgeld, Mutterschutzbestimmungen im Arbeitsrecht, finanzielle Vergünstigungen aus sozialen Gründen oder für einkommensschwache Familien. Aber dennoch, es muss noch wesentlich mehr getan werden.

Hier haben wir folgenden Vorschlag, dass wir eine Anlaufstelle im Wiener Arbeitnehmerinnen Förderungsfonds, dem WAFF, für schwangere Frauen in einer beruflichen und wirtschaftlichen Notlage einrichten. Der Verein HMI gibt an, in 7 Jahren 1 100 Frauen angestellt zu ha-ben, um diesen Frauen aus einer Notlage zu helfen und ihnen die Entscheidung für das Kind überhaupt erst einmal zu ermöglichen. Ich nehme an, dass das teilweise aggressive Verhalten und Vorgehen von Demonstranten genau auf dieser Begründung beruht. Das wäre nicht notwendig, wenn seitens der Stadt Wien ausreichend Bewusstseinsbildung und Aufklärung betrieben würde und die von uns geforderte Stelle beim WAFF eingerichtet werden würde, sobald als möglich, wenn es geht. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist klar, dass eine finanzielle Unabhängigkeit Frauen zusichert, dass sie nicht fremdbestimmt entscheiden müssen oder sich unter Druck für diesen Schritt entscheiden. Ich halte es für notwendig, da es, so wie in vielen anderen Ländern der EU, bei uns keine offiziellen Statistiken gibt, dass solche Statistiken von der Wiener Stadtregierung erhoben werden, auch eine Motivforschung, klarerweise unter Wahrung der Anonymität, um den beratenden Stellen und der Politik die möglichen Grundlagen für die Betreuung und Beratung zur Verfügung zu stellen.

Ich bringe jetzt meinen Beschlussantrag ein, dessen Antragstext ich kurz verlesen darf: 

„Der Wiener Landtag spricht sich für eine deutliche Verstärkung der Betreuungs- und Beratungsmaßnahmen in Wien für jene Frauen, die eine Schwangerschaft abzubrechen beabsichtigen, aus. Dabei soll ein ganzheit-licher Ansatz im Vordergrund stehen, der in dieser schwierigen Situation auch den Kindesvater mit einschließt und in die Verantwortung nimmt. 

Der Wiener Landtag spricht sich für eine Anlaufstelle im Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds aus, die ausschließlich für schwangere Frauen in einer beruf-lichen und wirtschaftlichen Notlage eingerichtet wird. Weiters für eine umfassende statistische Erfassung 
der Schwangerschaftsabbrüche und für die Erhebung der Motivlage unter voller Wahrung des Rechtes auf Da-tenschutz und Anonymität und für eine personelle 
und räumliche Trennung des beratenden von dem den Schwangerschaftsabbruch durchführenden Arzt, um die Möglichkeit zu bieten, von allen angebotenen Hilfs- und Beratungsmaßnahmen Gebrauch machen zu können.“ 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Herrn Landeshauptmann und an den Ausschuss der Ge-schäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Gesellschaft, die Rechtsordnung muss sagen, Kinder sind willkommen, jedes einzelne Kind, und Frauen werden in entscheidenden, schwierigen Lebenssituationen, die das menschliche Leben berühren, nicht alleine gelassen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Josef Wagner gemeldet. Ich er-teile ihm das Wort.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe mich bei den vorhergehenden Debattenbeiträgen ein bisschen gewundert, ob wir wirklich tatsächlich über eine Novelle des Wiener Landes-Sicherheits-gesetzes reden, weil sehr vieles, was Sie hier vorgebracht haben und auch an Anträgen eingebracht haben, glaube ich, sehr richtig und gut ist und unterstützenswert ist, soweit es die Frage von Frauen, von ungewollter Schwangerschaft, von Schutz des Lebens, auch von Schutz der persönlichen Sphäre, der Meinungsfreiheit und so weiter betrifft. Ich frage mich nur, warum Sie das nicht... (Beifall bei der FPÖ.) Ich frage mich nur, warum Sie das nicht in den entsprechenden anderen Ausschüssen und Gremien getan haben. (Abg Dr Sigrid Pilz: Haben wir! Haben wir schon! Haben wir schon!) Wenn Sie das getan haben, tut es mir Leid, dass es nicht berücksichtigt wurde. Ich glaube, dass die Frau Stadträtin Ihnen damit jetzt ungewollt die Möglichkeit gegeben hat, alles aufzuzeigen, was im sozialen Bereich der Stadt Wien schief läuft, um hier bei einer Debatte über ein Landes-Sicherheitsgesetz Themen hereinzubringen, die mit Lan-dessicherheit im ursächlichen Sinne wenig zu tun haben. 

Ich möchte mich daher im Wesentlichen schon auch auf die Frage der Landessicherheit und der im Landes-Sicherheitsgesetz geregelten Bestimmungen zur Unfugabwehr oder zur groben Belästigung beschäftigen, weil ich meine, dass das ein ganz wesentlicher Punkt ist, der aber weit über das hinausgeht, was hier von der Stadträtin und von der SPÖ-Fraktion als so genannte Anlassgesetzgebung herangezogen wurde. 

Es kann nicht so sein, dass wir hier im Landes-Sicherheitsgesetz explizit bei Unfugabwehr, bei grober Belästigung, die Frage der Belästigung von Personen, von Frauen, die sich einer Klinik, einer sozialen Einrichtung nähern, abwehren wollen. Wir müssen, glaube ich, das schon weiter fassen und so sehen, dass dieser Schutz vor Belästigung und die Maßnahmen gegen Unfug in der Stadt weiter gehen sollten. Sie sind ja auch grundsätzlich im Gesetz geregelt und die Bundespolizeidirektion Wien hat ja in ihrer Stellungnahme ausdrücklich darauf hingewiesen, dass auf Grund der vorhandenen Gesetzeslage die Bundespolizeidirektion Wien und deren Organe selbstverständlich in einem ausreichenden Ausmaß zur Wegweisung einschreiten können, wenn grobe Belästigung vorliegt. Diese grobe Belästigung kann sich wohl nur auf alle Belästigungen, die Menschen empfinden, wo immer sie sich aufhalten oder was immer sie tun wollen, beziehen und nicht nur auf Frauen, die sich klinischen Einrichtungen nähern. 

Daher wundert mich diese Einschränkung, die Sie damit tun, weil Sie in Wahrheit damit alle anderen Tatbestände - oder, Entschuldigung: Tatbestände, ich komme darauf zurück, es ist ja kein Straftatbestand - in den Hintergrund rücken und damit ermöglichen oder signalisieren, es ist jemand, der grobe Belästigungen von Personen in Parks vornimmt, der in gewissen Einkaufsstraßen gewisse Geschäftsviertel zu fast ruinösen Entwicklungen führt, weil Menschen sich dort nicht mehr einzukaufen trauen, davon nicht betroffen. Es gibt Beispiele genug in Wien, wo es solche Situationen gibt, wo dieser § 3 des Landes-Sicherheitsgesetzes anzuwenden ist und teilweise auch angewendet wird. Ich weiß nicht, warum Sie offensichtlich der Meinung sind, dass es in der Frage von Personen, die sich sozialen Einrichtungen nähern, nicht angewendet wurde. Es wurde angewendet. Es wurde nur leider in einer Form angewendet, die nicht ausreichend ist. Daher stellen wir einen Abänderungsantrag, auf den ich dann noch kurz im Detail eingehen möchte. 

Ich möchte aber erklären, was unsere Absicht ist und das ist hier von der ÖVP, glaube ich, missverständlich interpretiert worden, dass Sie meinen, wir wollen Strafen. Nein. Wir wollen in Wahrheit den Schutz der Wiener Bevölkerung, den auch Sie alle hier schon angesprochen haben und wollen, vor groben Belästigungen. Wir wollen selbstverständlich insbesondere auch den Schutz von Frauen, die ungewollt schwanger sind und sich in sozialen Einrichtungen, Abtreibungskliniken, was immer, beraten lassen wollen oder dort auch eine Abtreibung durchführen wollen. Das ist selbstverständlich. Aber wir wollen auch, dass dieser Schutz gewährleistet wird. Wir sehen keine ausreichende Handhabe, wenn die Polizei nach den geltenden Rechtsvorschriften zwar jene, die grobe Belästigungen durchführen, abmahnen können, wegweisen können, die aber nach 10 Minuten zurückkehren und die Polizei beginnt von vorne: Abmahnen, wegweisen, ein drittes Mal. (Abg Martina LUDWIG: Schutzzonen!) Bitte? (Abg Martina LUDWIG: Schutzzonen!) Nein, Schutzzone, die kann... Es gibt ja das Modell der Schutz-zonen für besondere Plätze in Wien. Ich will... (Abg Martina LUDWIG: Das ist ja ein besonderer!) Eine Abtreibungsklinik ist ein besonderer Platz für eine Schutzzone? Also ich sage Ihnen, das will ich jetzt hier nicht ad hoc beantworten. (Abg Martina LUDWIG: Das wäre einer!) 

Meine Meinung ist, wir können entweder darüber reden, dass ganz Wien eine Schutzzone vor Belästigungen, vor groben Belästigungen und vor Unfug ist. Dann brauchen wir keine Schutzzonen. Oder es gibt Plätze in Wien, die auf Grund der sozialistischen Gesetzgebung und der Entwicklung so weit gekommen sind wie jene Plätze, wo wir heute Schutzzonen haben. Das ist offensichtlich ja von der SPÖ bisher nicht entsprechend gehandhabt worden, dass dort Maßnahmen zu setzen sind, dass Personen zu schützen sind und daher gibt es jetzt Schutzzonen in Wien. Aber das ist Ihre Situation in Wien. Und die Schutzzonen, gegen die Sie ja ursprünglich waren, wenn ich es richtig in Erinnerung habe, wollen Sie jetzt plötzlich vor Kliniken und vor anderen sozialen Einrichtung? Also wenn Sie hergehen und sagen, ich möchte eine Schutzzone vor jedem Magistratischen Bezirks-amt, weil es dort eine Gesundheits... (Abg Martina LUD-WIG: Nein, das sage ich nicht!) Na, Sie haben ja gerade Schutzzonen gefordert! (Abg Martina LUDWIG: Nein! Nein! Nein!) Ich sage Ihnen, Sie haben gerade Schutzzonen gefordert! (Abg Martina LUDWIG: Das habe ich nicht!) Sie haben gesagt, der Schutz wird am... (Abg Martina LUDWIG: Nein, nein, das habe ich nicht!) Ja, ich nehme es zur Kenntnis, dass Sie sich missverständlich ausgedrückt haben.

Ich sage, dass die Gesetzeslage in Wien mit einer Einschränkung ausreichend ist und daher stellen wir einen Abänderungsantrag. Wir brauchen eine Möglichkeit für die Polizei, dass sie im wiederholten Falle und zwar nur, wenn wiederholt grobe Belästigungen von denselben Personen stattfinden, die wieder an den Ort zurück kehren und weiter belästigen, dass in diesem Fall auch eine Verwaltungsstrafe ausgesprochen werden kann, dass das ein Verwaltungsstraftatbestand ist, so wie es ja in vielen anderen Regelungen des Wiener Lan-des-Sicherheitsgesetzes als Verwaltungsstraftatbestand normiert ist, sodass die Polizei Strafen aussprechen kann, sodass die Polizei im Notfall einschreiten kann und Personen, die sich durch Wegweisung nicht davon abschrecken lassen, weiterhin Personen grob zu belästigen, auch festnehmen kann.

Ich möchte Ihnen den Abänderungsantrag kurz sagen, den wir hier einbringen, wobei wir den § 3 “Abwehr von Belästigungen und Sicherung des Gemeinge-brauchs“ in den Absätzen 1 bis 3 unverändert lassen wollen, so wie er derzeit im Gesetz ist, also nicht diese explizite Benennung der Frauen, die sich sozialen Einrichtungen nähern, wobei - Frau Stadträtin, erlauben Sie mir schon einen Hinweis: Sie sind Juristin. So wie das formuliert ist, mit dem “insbesondere“, nicht nur, dass es eine Anlassgesetzgebung ist, sie aber dann auch noch einzuschränken! Ich möchte das korrekt zitieren, damit Sie mir nicht sagen, ich hab jetzt hier etwas falsch zitiert: „Als unzumutbare Belästigung im Sinne des § 1 Abs 1 Z 1 ist insbesondere auch anzusehen, wenn auf Personen, die sich einer sozialen oder medizinischen Einrichtung nähern, psychischer Druck“ und so weiter „ausgeübt wird.“ Also jemand, der aus der Klinik herauskommt, kann dann belästigt werden und ist nicht davon betroffen. MitarbeiterInnen, Personal in der Klinik wären auch nicht davon betroffen. Da sieht man, wie wenig überlegt hier die SPÖ eine Gesetzesvorlage einbringt, um in den Me-dien so da zu stehen als wie „endlich geht die SPÖ gegen Abtreibungsgegner vor und schützt die Frauen.“ Ja, so ist es ja nicht! Die rote Karte für Abtreibungsgegner, Frau Stadträtin, und die Gesetzesnovelle “Wegweisung bei Belästigungen von Frauen“. Die Wegweisung bei Be-lästigungen von Frauen gibt es ja schon! Ich weiß nicht, was Sie hier neu einführen wollen! Sie stellen das so dar, als würde hier von Ihnen ein Schritt gesetzt, der eine we-sentliche Verbesserung für die Wiener Bevölkerung, ins-besondere für die Frauen ist. Das ist leider nicht der Fall!

Abänderungsantrag: „Der § 3 Wiener Landes-Sicher-heitsgesetz, die Absätze 1 bis 3 bleiben gleich. Wir Freiheitliche fordern einen Abänderungsantrag, indem ein Absatz 4 eingefügt wird.

Der Absatz 4 lautet: Wer den Handlungen der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes gemäß Abs 1 und 3 wiederholt zuwider handelt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 700 EUR, im Falle der Uneinbringlichkeit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu einer Woche zu bestrafen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Wir meinen, dass im Bereich der Wiener Landessicherheit Maßnahmen notwendig sind, um insgesamt das Sicherheitsgefühl der Wienerinnen und Wiener zu ver-bessern, um Unfug abzuwehren, um grobe Belästigungen hintan zu halten. Und ich glaube, Sie wie auch der Herr Bürgermeister und ich hören immer wieder, nachdem ursprünglich von den Freiheitlichen die Forderung nach mehr Polizei, nach mehr Polizisten in Wien aufgestellt wurde, dass auch er jetzt 100 Polizisten, 1000 Po-lizisten, 1000 zusätzliche Polizisten fordert. Eine Zeitlang wollte er auch schon den Polizeiapparat übernehmen. Na ja, wenn dann von dem, was von der Sozialistischen Partei hier an Verbesserungen in die Sicherheit angekündigt wird, das übrig bleibt, dass man so eine Novelle einbringt, die in Wahrheit an den Tatsachen nichts verändert, außer dass sie eine Anlassgesetzgebung darstellt, damit man in der Öffentlichkeit Wahlpropaganda begehen kann, dann können wir dieser Gesetzesänderung nicht zustimmen. 

Ich bitte Sie aber, jenem Abänderungsantrag zuzustimmen, der wirklich bessere Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung, aber auch zum Schutz der betroffenen Frauen schaffen würde. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Mag Straubinger gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-ren! 

Wir haben heuer 30 Jahre Fristenlösung in Österreich, 30 Jahre geltendes Recht und 30 Jahre, wo das von bestimmten Gruppierungen immer noch nicht anerkannt und nicht akzeptiert wird. Es ist zwar das gute Recht dieser Gruppierungen, mit der Fristenlösung nicht einverstanden zu sein. Aber sie haben kein Recht, Frauen, die auf dem Weg zu diesen Kliniken sind, als Mörderinnen anzusprechen. Sie haben kein Recht, ihnen Plastikembryos in die Hand zu drücken. Und Sie haben auch kein Recht, ihnen Betgesänge ins Ohr zu säuseln. 

An der Stelle muss ich schon noch zur Frau Kollegin Trammer sagen: Wenn Sie sagen, es ist eine Anlassgesetzgebung, nur weil Plastikembryos überreicht werden, dann sage ich Ihnen, es geht nicht nur um die Plastikembryos, aber das wäre auch schon ein Grund, eine Ge-setzgebung zu machen. (Beifall bei der SPÖ.)
Und was ich auch wirklich nicht verstehe: Wenn Sie hier sagen, Abtreibung ist kein Mittel der Geburtenkontrolle - glauben Sie wirklich, dass für irgendeine Frau Ab-treibung ein Mittel der Geburtenkontrolle ist? Das ist ja nicht einmal vorstellbar, glaube ich, dass man so etwas als Mittel der Geburtenkontrolle einsetzt!

Die Frauen, die in diese Kliniken dort hingehen, sind in einer psychischen Notsituation, denen geht es nicht gut, die haben sich das reiflich überlegt und das ist für diese Frauen einfach der letzte Ausweg. Was diese so genannten Lebensschützer, die sich vor den Kliniken aufhalten, dort machen, ist nichts anderes als unmenschlich. 

Die Lösung, eine Schutzzone vor den betroffenen Kli-niken zu installieren, wäre uns auch lieber gewesen, aber das ist eine Bundesregelung. Das ist etwas, was Wien nicht machen kann. Die Bundesregierung hat leider beschlossen, sie nur vor Schulen, Kindergärten und so-viel ich weiß auch vor Pensionistenwohnhäusern und Ka-sernen zuzulassen, aber vor medizinischen Einrichtungen hat sie das als für nicht notwendig angesehen. Für das BZÖ als Regierungspartner war das übrigens kein Problem. Die KollegInnen sind ja seit ihrer Änderung die Gleichen geblieben. 

Damit das endlich ein Ende hat, damit dieser Zustand endlich ein Ende hat, ist jetzt auf Landesebene eine Lö-sung gefunden worden, die durchsetzbar und auch rechtlich haltbar ist, die eine Handhabe gegen diese Fanatiker möglich macht. Sie schaut so aus, dass nun im § 3 klar ausgeführt wird, dass, wenn auf Personen, die sich einer sozialen oder medizinischen Einrichtung nähern, psychischer Druck wie zum Beispiel durch nachdrückliches An-sprechen oder versuchte Übergabe von Gegenständen ausgeübt wird, die Polizei in Zukunft in solchen Fällen einschreiten muss. Und das ist auch der Unterschied zur jetzigen Situation. Die Polizei muss die Person auffordern, ihr Verhalten einzustellen und sie muss sie wegweisen, wenn sie damit nicht aufhört. 

Von der Opposition wird teilweise bekrittelt, dass das kein Verwaltungsstraftatbestand ist und es bei wiederholter Betätigung keine Geldstrafe oder keine Anzeige nach sich zieht. Sie können mir glauben, mir wäre es auch lieber, wenn diese Personen eine saftige Geldstrafe be-kommen würden. Mir wäre es lieber, wenn die es sich ir-gendwann einmal fünf Mal überlegen würden, ob sie dort noch einmal hingehen und das Geld aus den USA dann irgendwann einmal nicht mehr ausreicht, um dort auf und ab zu marschieren und Frauen zu bedrängen. Aber diese Handhabe, dieses Verwaltungsstrafverfahren hätte auch einen Preis. Es hätte nämlich diesen Preis, die Frauen vor Gericht als Zeuginnen einvernehmen und sie unter Umständen sogar zwangsvorladen zu müssen. (StRin Karin Landauer: Das stimmt schlicht und einfach nicht! – Aufregung bei Abg Kurth-Bodo Blind.) 
Doch, das ist aber so, denn sie haben eine Beweisführung in einem Verwaltungsstrafverfahren und das entscheidet die Polizei. Und wenn es eine Geschädigte gibt, dann würde sie wahrscheinlich auch als Zeugin an-gerufen werden. Sie sozusagen das Erlebte noch einmal erleben zu lassen, das ist ein bisschen ein zu hoher Preis, den man dafür zahlen müsste. 

Aber was ist denn das wirklich Wesentliche? Ich habe mir im Vorfeld überlegt, was für mich das Wesentliche wäre, wäre ich in einer solchen Situation und würde ich dort hingehen. Ich sage Ihnen, für mich wäre wesentlich, dass ich dort nicht allein gelassen werde, dass ich dort das Gefühl habe, es steht jemand auf meiner Seite, nämlich zum Beispiel ein Polizist und dass ich dort das Gefühl habe, der Staat steht auf meiner Seite und dass mir klar vermittelt wird, ich bin im Recht, du bist im Recht und die sind im Unrecht und ich glaube, das ist das Wesentliche. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist schade, dass sich nicht alle im Wiener Landtag vertretenen Parteien dazu durchringen können, dem Gesetz zuzustimmen, weil sie sich damit einfach auf die Seite jener stellen würden, die unsere Unterstützung und unsere Hilfe notwendig haben. Besonders Leid tut mir das natürlich bei den GRÜNEN, die sich mit einer einzigen Ausnahme nicht auf unsere Seite stellen. (Aufregung bei Abg Dr Sigrid Pilz.) Aber glauben Sie Ihrer Frauensprecherin! Die wird sich schon gut überlegt haben, wa-rum sie diesem Gesetz auch zustimmt!

Und die Resolutionsanträge, die von den GRÜNEN eingebracht wurden, sind schon auch eine Ablenkung davon, dass sie dem Gesetz einfach nicht zustimmen wollen, aus welchen Gründen auch immer. (Abg Dr Sigrid Pilz: Das ist eine schlichte Unterstellung! – Abg Dr Martina LUDWIG: Keine Alternative!)
Vielleicht noch zwei Sätze zu den Themen der Resolutionen. Die Situation in Wien ist so wie überall im Bund, dass kein Arzt gezwungen werden kann, eine Abtreibung vorzunehmen. Das wissen Sie natürlich. Es gibt in Wien fünf öffentliche Krankenhäuser, wo Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt werden und das ist nicht vergleichbar mit Ländern wie zum Beispiel Vorarlberg, wo man eine fünfstündige Zug- oder Autoreise auf sich neh-men muss, um einen Abbruch durchführen zu lassen. 

Die Kosten, die Sie angesprochen haben, da stimme ich Ihnen zu, aber es ist in Wien auch so, dass die Frauen einen Antrag auf Kostenübernahme stellen können. Es gab zum Beispiel im Jahre 2004 491 Anträge, von de-nen 95 Prozent bewilligt worden sind. Aber es geht heute um etwas anderes, es geht heute um Psychoterror gegen Frauen, gegen Frauen, die in einer Notsituation sind, die meistens einen schweren Gang vor sich haben, und es geht hier um ein Landes-Sicherheitsgesetz. Und ich bitte Sie, stellen Sie sich gemeinsam mit uns auf die Seite der Frauen und zeigen wir ihnen, dass sie nicht allein sind in ihrer schwierigen Situation. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Saßmann gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Gerold Saßmann (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Hoher Landtag!

Ich stehe nicht an, hier ein Bekenntnis abzugeben. Ich stehe nicht an, das Bekenntnis abzugeben, dass ich auf der Seite der Frauen stehe, gegen die Psychoterror von radikalen Abtreibungsgegnern durchgeführt wird. Ich lasse mir von niemandem hier unterstellen, dass es anders wäre. 

Ich sage es hier noch einmal: Es ist unmenschlich, eine Frau, die sich zu so einem schweren Schritt entscheidet - denn das fällt sicher keiner Frau leicht, das zu tun - zu belästigen, ihr ein Plakat hinzuhalten, ihr einzureden, du bist eine Mörderin, oder sie sonst irgendwie zu bedrängen. Das sage ich und nichts anderes hat Frau Abg Trammer hier gesagt. Im Moment haben wir leider Gottes ein bisschen eine Schieflage; (Abg Martina LUD-WIG: Das stimmt aber nicht ganz!) nichts anderes hat die Frau Abg Trammer gesagt. Sie hat dreimal darauf hingewiesen, dass wir zur Fristenlösung stehen, und sie hat dreimal darauf hingewiesen, dass Psychoterror gegen diese Frauen nicht in Ordnung ist. (Beifall beim BZW.) Aber bei der Debatte hier gibt es eine bestimmte Schieflage. Bei der Debatte hier geht es von der einen Seite um die Abtreibung, und rechtlich und sachlich gesehen geht es ums Wiener Landes-Sicherheitsgesetz. Es tut mir ein bisschen Leid, dass ein so wichtiges Thema wie Abtreibung und Terror gegen Frauen, die solche Schritte durchführen oder durchführen müssen, mit dem Wiener Landes-Sicherheitsgesetz, mit dem § 3 des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes, abgehandelt wird. 

Frau StRin Wehsely hat zum Eingang der Debatte gesagt, die unzumutbare Belästigung würde durch diese Novelle des Landes-Sicherheitsgesetzes präzisiert. Nein, Frau StRin Wehsely, die unzumutbare Belästigung wird nur in einem Punkt präzisiert, nämlich im konkreten Anlassfall. Im konkreten Anlassfall Abtreibungsgegner, und die unzumutbare Belästigung wird sonst überhaupt nicht präzisiert und wird sonst überhaupt nicht angesprochen. Was ist mit aufdringlichen Werbemaßnahmen, was ist mit anderen aufdringlichen Verhaltensweisen von religiösen Eiferern, von politischen Eiferern, von Gegnern von Pelzen, von Gegnern von Rauchern, von Gegnern von Alkohol, was ist mit diesen Dingen? Was ist, wenn es tatsächlich noch einmal ein derartig virulentes Problem geben wird wie Psychoterror gegen Frauen? Gehen wir dann hier im Wiener Landtag her und verlängern dann den Kanon des § 3, machen wir dann eine große Liste von Dingen, die jetzt definitiv verboten sind, und die an-deren Dinge sind erlaubt? Das kann es ja wohl bitte nicht sein. Das kann es bitte nicht sein, und hier sollte man bitte die Kirche im Dorf lassen. So ein Verhalten, wie es bisher von den Abtreibungsgegnern an den Tag gelegt wurde, wäre auch bisher mit der Regelung des § 3 des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes zu ahnden gewesen, nur hat es niemand gemacht. (Beifall beim BZW.)
Da geht es dann darum, dass Personen, die unter psychischem Druck stehen, beschützt werden, oder Personen, die unter psychischem Druck stehen, Sanktionen angedroht werden. Das ist ein äußerst unbestimmter Gesetzesbegriff. Da würde ich mich dann freuen, wenn ich Exekutivbeamter bin und von jemandem angerufen werde und gesagt wird, ich bin unter psychischen Druck gestellt worden. Und ich als Exekutivbeamter sa-ge, aha, ja, worin äußert sich das, wie kann ich das sehen?; nun, ich bin halt unter psychischen Druck gesetzt worden. Aber da präzisiert man natürlich, weil der Gesetzgeber, oder diejenigen, die das Gesetz ausgearbeitet haben, sind sich ja offensichtlich dieses Defizits bewusst und daher sagen sie, psychischer Druck ist beispielsweise nachdrückliches Ansprechen oder die versuchte Übergabe von Gegenständen. Und ich glaube, das hat Frau Abg Trammer gemeint. Das kann ja nicht sein, dass es nur die versuchte Übergabe von Gegenständen, ob das jetzt ein Plastikembryo, ein Kreuz oder ein Rosenkranz oder das nachdrückliche Ansprechen von Personen ist. Wenn ich dann ein Polizist oder Exekutivbeamter bin und dann kommt irgendjemand zu mir und sagt: „Ich bin psychisch unter Druck gesetzt worden, weil dort, wo ich hingehen wollte, um mir eine Beratung zu holen, da sind zwei so Zwei-Meter-Prügeln gestanden mit großen Plakaten umgehängt und da hat man einen Fötus und ein glückliches Baby, und da hat man eine große Aufschrift gesehen, Abtreibung ist Mord“. Ist das kein psychischer Druck? Und was mache ich dann bitte als Exekutivbeamter? Dann schaue ich im Landes-Sicherheits-gesetz nach und dann sage ich, das steht leider nicht drinnen, es scheint demonstrativ nicht auf. Das kann es ja bitte nicht sein. Hier sieht man ja die praktischen Grenzen dieser ganzen Angelegenheit. Die Polizei, hat Frau Abg Straubinger, ich glaube, es war Frau Abg Straubinger, die das gesagt hat, müsse jetzt eingreifen oder einschreiten. Ja, Frau Abg Straubinger, wenn die zwei Sachen drinnen stehen, aber ansonsten muss die Polizei überhaupt nicht einschreiten. Ich sage Ihnen nämlich, warum die Polizei, oder wann die Polizei einschreiten sollte, aber zum Schluss. Die Grenzen dieses § 3 des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes, die liegen bitte im verfassungsrechtlichen Bereich. Und ich sage Ihnen, die Abtreibungsgegner, weil die so gut unterstützt sind - und die sind gut unterstützt und gut organisiert - nun, die sind ja auch nicht auf der Nudelsuppe daher ge-schwommen. Und was machen sie jetzt schon und was werden sie in Zukunft machen? Sie werden einen Schim-melbrief irgendwo in der Schublade haben, den schicken sie dann als Fax oder als E-Mail an die BPD Wien ab und sagen, am Montag, am Mittwoch und am Donnerstag werden wir eine Demonstration abhalten, und die ist dann halt leider zufällig vorm Fleischmarkt oder da am Gürtel, wo diese Kliniken sind. Nun, und was machen wir dann, wenn sich der dann nicht so verhält, wie es im § 3 des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes vorgelegt ist, wenn der sich dann einfach friedlich hinstellt, ja, was machen wir dann, ist es dann sanktioniert, ist es dann in Ordnung? 

Weil Sie gesagt haben, Schutzzone. Irgendwer hat gesagt, Schutzzone. Bei der Schutzzone brauchen wir schon ein drohendes strafbares Verhalten. Und eine Strafnorm gegen einfaches Herumstehen und Transparente Tragen, die kenne ich nicht. Ich kenne nicht einmal eine Strafnorm gegen jemandem etwas in die Hand drü-cken Wollen, und ich kenne schon gar keine Strafnorm dagegen, dass man jemandem etwas ins Ohr flüstert oder dass man ihm irgendetwas sagt. So unangenehm das auch sein mag, aber die gibt es nicht, und daher kann es dort auch keine Schutzzone geben, und daher bringt dort eine Schutzzone auch überhaupt nichts. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt schon eine Lösung für das ganze Problem, es gibt eine Lösung für das ganze Problem. Wir haben heute zu Be-ginn der Sitzung vom Herrn Landeshauptmann von der Wiener Sicherheits-Partnerschaft gehört zwischen den Bundes- und Landesbehörden. Und das geht, bei manchen Dingen funktioniert das, bei der Überwachung der U-Bahn, bei der Überwachung der Parks und bei der Schutzzone am Karlsplatz, da funktioniert das und bei diesem Thema funktioniert das nicht, dass sich der Herr Landeshauptmann mit den Behörden des Bundes oder mit anderen Zuständigen zusammensetzt. Da funktioniert das auf einmal nicht, da ist es dem Herrn Landeshauptmann auf einmal nicht mehr so wichtig wie die Schutzzone am Karlsplatz. (Abg Martina LUDWIG: Schon auch!) Dann kann er das ja bitte ändern. 

Und ich sage Ihnen, wenn der Herr Landeshauptmann und die zuständigen Stellen - und es ist da natürlich die SPÖ angesprochen - ehrlich bemüht sind, dieses Problem zu lösen, dann hätten Sie das schon längst gemacht. Der § 3 des Wiener Landes-Sicherheitsge-setzes, diese Regelung ist nur demonstrativ, das heißt, es gibt keinen neuen Tatbestand. Auf Grund dieses Tatbestandes des § 3 des Wiener Landes-Sicherheitsge-setzes hätte man das machen können, man hätte sich nur hinsetzen müssen, man hätte die Polizei instruieren müssen, man hätte ihnen Dienstanweisungen geben müssen - was man sowieso muss -, man hätte denen vermitteln und kommunizieren müssen, was sie tun sollen, und man hätte sich dafür einsetzen müssen, dass sie das auch tun. Das kann man mit dem § 3 so wie er derzeit besteht. Wenn wir jetzt eine Änderung dieses Paragraphen bestimmen und es passiert sowieso wieder nichts, was leider Gottes zu befürchten ist, dann war die ganze Sache leider Gottes nur eine Augenauswischerei. (Beifall beim BZW.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Dr Pilz gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Frau Präsidentin! Frau Stadträtin!

Es steht außer Debatte und ich denke, es muss zwischen der SPÖ und den Grünen nicht weiter diskutiert werden, dass die Grünen klar auf Seiten der Frauen stehen, wenn Frauen ihr Recht wahrnehmen wollen, eine Abtreibung durchführen zu lassen, und es ist auch weiter völlig klar, dass wir auf Seiten der Frauen stehen und uns gegen jede Art von Belästigung, Unter-Druck-Set-zung und Einschränkung dieses Rechts aussprechen. (Abg Godwin Schuster: Das Abstimmverhalten ist doch klar!) Darüber wollen wir nicht diskutieren. (Beifall bei den GRÜNEN.) Und ich finde es auch wirklich schlimm - wo ist die Frau Straubinger jetzt, da hinten, ja -, wenn Sie uns etwas unterstellen, wofür wir in keinem Fall zur Verfügung stehen. Wir - und lassen Sie mich ganz ausreden - wir unterstellen Ihnen nicht, da polizeistaatliche Maßnahmen zu wollen, und Sie hören auf, uns zu unterstellen, wir wollen uns nicht ausdrücklich für die Frauen und ihren Schutz einsetzen, und in diesem Sinne ganz klar die Frauen politisch stärken. 

Wenn wir das außer Streit stellen, können wir über Methoden reden, über Formen, wie es sein kann, wie wir es sicherstellen können, dass die Frauen in dieser Situation mit Würde und Achtung, und wie Sie sagen, Frau Straubinger, mit der Unterstützung der Öffentlichkeit, der öffentlichen Haltung, hier ihren Eingriff vornehmen lassen können. Im Gegensatz wohl zu den meisten da her-innen habe ich die LUCINA-Abtreibungsklinik einmal be-sucht, weil den Grünen soviel an Klagen, und zuletzt auch schon an psychischer Belastung der BetreiberInnen mitgeteilt wurde, dass es mir wichtig war, auch einmal hinzugehen. Und ich habe danach von diesem Besuch im Frauengesundheitsbeirat berichtet und es tut mir jetzt daher sehr, sehr Leid, dass StRin Wehsely hier jetzt die Zuständige ist und nicht Frau StRin Brauner, denn dort gehört die Debatte hin, und nicht ins Sicherheitsgesetz. 

Und es ist sehr schade, dass sie nicht einmal da ist, wenn wir eine so wichtige gesundheitspolitische Frage diskutieren.

Denn was war, als ich diese LUCINA-Klinik besucht habe? Lassen Sie es mich ausführen - wir haben im Frauengesundheitsbeirat ausführlich darüber gesprochen, dass die Situation der Frauen unerträglich ist und Frau Wimmer-Buchinger hat klar gesagt, hier muss vom frauengesundheitspolitischen Standpunkt aus etwas ge-macht werden, und damals wurde noch Kaspar beauftragt, eine Lösung zu finden. 

Das alles ist eingeschlafen und Faktum war, dass ich bei der LUCINA-Klinik - ich bin dort hingegangen, man sieht mir nicht an, dass ich Gemeinderätin bin, aber man sieht mir an, dass ich Frau bin - natürlich sozusagen die Realsituation erlebt habe. Ich wurde angesprochen, ich wurde belästigt, mir wurde versucht, ein Embryo in die Hand zu geben. Es ist die Erfahrung der ohnmächtigen Wut, die Frauen da machen. Wäre ich nicht Gemeinderätin, wäre ich ausfällig geworden, so war ich froh, dass ich sozusagen in einer Lebenssituation war, wo ich mir persönlich das nicht zu nahe kommen lassen wollte, wie ich mir vorstelle, dass es schlimm sein muss für Frauen in einer Konfliktsituation und mit dem Entschluss, eine Ab-treibung vornehmen zu lassen. Es ist unerträglich.

Wir haben dann versucht, konkrete und wirksame Maßnahmen in der Gemeinde Wien durchzusetzen, denn das Sicherheitsgesetz und eine Verschärfung desselben, oder sei es auch nur eine Präzisierung desselben, ist kein wirksames Instrument. Es ist kein wirksames Instrument, denn es ist ein weiterer Akt im Katz-und-Maus-Spiel, den wir hier erwarten. Man wird wegweisen - wenn überhaupt weggewiesen wird, man hätte es ja in der Vergangenheit auch schon tun können, es wurde zu wenig gemacht - und kaum hat man weggewiesen, wird das Spiel von vorne beginnen. Fanatisierte Abtreibungsgegner werden sich davon nicht abhalten lassen, und Frau StRin Wehsely hat das ja bereits eingestanden. 

Also, was ich nicht möchte, ist, dass nun durch ein präziseres Gesetz, ein Gesetz, das wir Grünen grundsätzlich sehr kritisch sehen und dem wir auch nicht zugestimmt haben, dass wir durch eine Präzisierung also die Bürgerrechte in Frage stellen und einschränken. Sie können nämlich das Gesetz, und sei es auch mit dem Hinweis, der hier im Gesetz selber gegeben ist, nämlich auf medizinische Einrichtungen und soziale Einrichtungen, gegen ganz andere Menschen kehren. 

Und wenn die SPÖ hier von einer Schutzzone in ganz Wien spricht, dann wissen wir, was davon zu hal-ten ist. Alles und jedes kann unter dieser Präzision verboten werden. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist ein Schmarrn!) Zum Beispiel können Tierschützer weggewiesen werden vor medizinischen Einrichtungen, wenn sie sich dagegen aussprechen, dass hier Tierversuche für medizinische Zwecke gemacht werden. (Abg Godwin Schuster: An den Haaren herbeigezogene Argumente!) Es kann noch etwas passieren, nämlich - und das ist mein Beispiel von der LUCINA-Klinik – bei der LUCINA-Klinik gab es daneben von den fanatisierten Abtreibungs-
gegnern und -gegnerinnen eine Beratungseinrichtung, eine Beratungseinrichtung, in die die Frauen gelockt wur-den. Ja, gelockt wurden. Die haben geglaubt, sie gehen in eine Einrichtung, wo man (Abg Martina LUDWIG: Was schlagen Sie vor!) - ich komme gleich dazu - wo man ihnen helfen wird, und statt dessen wurden sie dort unter Druck gesetzt. Was würden Sie tun, wenn dann genau so eine Einrichtung sich zum Bespiel dagegen verwehrt, dass Frauen, die das Recht auf Abtreibung sichergestellt haben wollen, vor dieser Einrichtung den Frauen sagen, dass sie hier verlockt werden. Wollen Sie dann in der Situation sein, dass dann diese Einrichtungen ihrerseits nach der Polizei rufen? Machen Sie kein Gesetz, das sich gegen viele Gruppen richten kann, die Sie nicht intendiert haben wollen, was Sie aber nicht ausschließen können, denn das Gesetz sagt für mich, dass es nicht nur um Abtreibung geht, sondern um medizinische Einrichtungen. 

Sie fragen mich, was ich vorschlage. Wir haben es vorgeschlagen. Damals, als ich bei der LUCINA-Klinik war, habe ich sehr ausführlich und eingehend mit den dort beschäftigten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ge-sprochen und es wäre diesem Ambulatorium sehr wichtig gewesen, in die Räumlichkeiten der öffentlichen Krankenanstalten einziehen zu können. Einziehen zu können, dort Räumlichkeiten zu haben, dass niemand - und sei er noch so fanatisch - differenzieren kann, welche Frau wa-rum in ein öffentliches Spital geht. Das, und das ist der Unterschied zu diesem Gesetz. Dieses Gesetz kostet nichts, die Möglichkeit, die Spitäler zu öffnen für diese Einrichtungen würde natürlich eine Investition der Stadt Wien bedeuten und man hat einen äußerst, einen äußerst halbherzigen Versuch unternommen, das umzusetzen. 

Ich habe damals einen Antrag gestellt - das war im April 2002 also vor durchaus schon drei Jahren - wo wir beantragt haben: „Die Gemeinde Wien verpflichtet sich, der LUCINA-Krankenanstalt bis spätestens Ende 2002 geeignete Räume zur Verfügung zu stellen, die ihr eine ungestörte Arbeit ermöglichen und die betroffenen Frauen vor Verbalattacken durch Abtreibungsgegner beim Betreten der LUCINA schützen soll.“ 

Das Problem war bekannt, das war ein Lösungsvorschlag der Grünen. Sie sollen sich erinnern, was Sie selber auf konkrete Vorschläge, die konkret in dieser Stadt von den Grünen gemacht wurden, geantwortet haben. Was sagte mir die Frau Pittermann dann in ihrem Bericht? Dass das alles sehr bekannt sei, dass es da radikale Abtreibungsgegner gäbe, und im Wissen um die unerträgliche Situation der betroffenen Frauen infolge der verbalen Attacken der Abtreibungsgegner wurde von Seiten des Wiener Krankenanstaltenverbundes ein Lösungsversuch initiiert. (Abg Martina LUDWIG: Genau!) 
Nun, jetzt horchen wir noch weiter: Im Bereich des Neubaues der Krankenanstalt Rudolfstiftung wurde ein Mietobjekt angeboten, ein zweites Mietobjekt wurde nach Fertigstellung des Neubaues in der Juchgasse angeboten. So. LUCINA hat nicht angenommen, und wissen Sie warum? Weil es der Stadt Wien nicht ernst war. Man hat nämlich 400 m²angeboten, 400 m² wollte man LUCINA vermieten - das war offensichtlich die freie Fläche - und hätte dafür 80 000 ATS monatliche Miete verlangt. 

Nun, das ist deftig angesichts des Faktums, dass LUCINA 200 m² gebraucht hätte und 22 000 ATS monatliche Miete hätte bezahlen können. Das hat dazu geführt, dass man sagt, nun, dann werden wir ein bisschen weiter verhandeln und der Effekt, die Lösung schlussendlich war, Lucina musste liquidieren, die Gemeinde Wien hat ihre trägen Verhandlungen eingestellt, Lösung gab es keine, (Abg Martina LUDWIG: Das stimmt ja nicht!) Lösung gab es keine. Wenn man so schwach anfängt und so stark nachlässt, dann braucht man sich nicht wundern, dass man dann mit einem Gesetz, das zwar nichts kostet, aber hohen Symbolcharakter hat, bei den Grü-nen keine Zustimmung findet.

Die zweite Möglichkeit - Monika Vana hat sie bereits angesprochen - die zweite Möglichkeit, und die für uns adäquate ist das Angebot seitens der Gemeinde Wien, in ihrem Krankenanstaltenverbund die Möglichkeit zur Ab-treibung so bereitzustellen, dass die Frauen den Eindruck haben, dort bin ich am richtigen Ort, dort werde ich mit Würde behandelt, dort werde ich unterstützt und ich muss mir nicht noch einmal benachteiligt oder glattweg schlecht vorkommen. 

Diese Möglichkeit ist sehr, sehr spät in Wien mit 2003 angeboten worden zum Tarif von 274,91 EUR. Ich habe eine Anfrage gestellt, damals auch wieder an Pittermann, und zwar am 15.3.2004. Da wollte ich wissen, wie denn nun nach gut einem Jahr die Frequenzen sind, nachdem man ja mit sozialdemokratischem Beschluss zu dieser Möglichkeit der Abtreibung gekommen ist, und es war meine Hoffnung, dass man hier die Möglichkeit auch wirklich anbietet und nicht lediglich zulässt. Die Zahlen sprechen eine andere Sprache. Da wurden beispielsweise in Summe 2002 343 und 2003 568 Abbrüche vorgenommen, wobei die Aufteilung völlig unterschiedlich 
ist. Also bei Angeboten in den öffentlichen Häusern, wo es gynäkologische Abteilungen gibt, wäre das doch für die Frauen leicht zugänglich. Davon ist aber gar keine Rede. Wenn man das SMZ-Ost als wahrhaftig kein kleines Krankenhaus ansieht, so gab es dort 2002 7 Ab-brüche, 2003 ist der Mut offensichtlich wieder gänzlich geschwunden, man hatte keinen einzigen Schwangerschaftsabbruch.

Wenn die Politik der Gemeinde Wien so ausschaut, im eigenen Bereich sehr schlappe Angebote zu machen, keine Beratung zur Verfügung zu stellen und zu hoffen, das sollen halt die privaten Abtreibungsambulatorien ma-chen, dann werden die Frauen nicht aus der Situation kommen, dass fanatisierte Menschen sie dann als willfähriges Opfer betrachten. Diese Zahlen - ich kann noch ein paar dazu sagen – Rudolfstiftung 164, Semmelweisklinik 189, KFJ 109, Wilhelminenspital 12, also Sie sehen, das ist ja wohl kein Angebot, das ist ja wohl nichts, von dem die Frauen den Eindruck haben müssen, hier gibt es eine Haltung, die uns in unserer Situation unterstützt. Dazu kommt noch - und das kam in einem ausführlichen Gespräch mit Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des Ambulatoriums Fleischmarkt hervor, dass die Frauen den Eindruck haben, in den öffentlichen Häusern werden sie nicht gut behandelt, in den öffentlichen Häusern sind sie lästige Kundschaft, in den öffentlichen Häu-sern werden sie nicht auf die Weise betreut, wie sie es dringend brauchen, und dass daher von der Haltung und auch von der menschlichen Zuwendung die privaten Am-bulatorien da auch die einzig denkbare, nämlich die ak-zeptierende und nicht abwertende Haltung gegenüber den Frauen einbringen. 

Es ist also notwendig, und da spreche ich jetzt von der letzten Anfrage, die ich gestellt habe, die stammt vom 9.3.2005, und ich hoffe, ich kann in den nächsten Tagen mit der Antwort rechnen. Ich hoffe, dass die Gemeinde Wien sich nicht darauf beschränkt, ein fragwürdiges Gesetz zu erlassen, das nichts ändert, sondern nur symbolisch hier den Eindruck zu erwecken versucht, man würde entschlossen sein, sondern dass sie in ihrem Bereich, im Bereich des Krankenanstaltenverbundes, Konsequenzen zieht, und mir folgende Anfragen positiv beantworten, nämlich: Bauen Sie das Beratungsangebot in den öffentlichen Spitälern aus? Werden Sie Ihr Personal anweisen, auch für die nötige fachliche und personelle Ausstattung wirklich zu sorgen? Oder werden Sie wei-terhin schulterzuckend zur Kenntnis nehmen, das machen halt etliche nicht, die wollen es halt nicht machen und da können wir halt nichts machen? Wenn das weiterhin Ihre Haltung ist, dann werden Sie sich auf symbolische Politik beschränken, die nichts nützt, die Bürgerrechte einschränkt und den Frauen konkret nicht hilft. Und daher lehnen wir dieses Gesetz ab, so sehr uns auch die Unterstützung der Frauen wichtig ist. Fangen Sie an, wirkliche Hilfe zu geben und verzichten Sie auf Symbolik, die nichts hilft. Danke. (Beifall bei den GRÜ-NEN.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Abg LUDWIG gemeldet, ich erteile ihr das Wort. 

Abg Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtinnen! Meine Damen und Herren!

Ich kann sagen, ich bin sehr froh und glücklich darüber, dass wir heute hier ein ganz klares Signal setzen an jene Menschen, einerseits sowohl an die betroffenen Frauen, denen wir zeigen, wir stehen an ihrer Seite, als auch an jene Menschen, die in den letzten Jahren - und es ist von dieser Stelle hier schon öfters gesagt worden – Psychoterror und Gewalt gegen Frauen ausüben und in ganz unappetitlicher Art und Weise Frauen, die sich in einer ganz besonders schwierigen Situation befinden, seit Jahren in Wien terrorisieren. Es ist schade, dass es keine bundesweite Regelung gibt, denn im Rahmen der Novellierung des Bundes-Sicherheitsgesetzes, hat sich ja gerade StRin Wehsely sehr darum bemüht, hier bundesweit eine einheitliche Regelung zu finden, aber offensichtlich hat es der Bund für nicht notwendig gehalten. 

Ich sage auch Danke an die Frau Stadträtin, dass es ihr gelungen ist, nämlich von Beginn an, als sie ihr Amt angetreten hat, liebe Monika, (An Abg Dr Monika Vana gerichtet.) dies als eines der ersten Themen anzugehen und sie sich sehr bemüht hat, in sehr vielen Gesprächen eine bundeseinheitliche Regelung zu suchen - der Bund ist hier nicht mitgegangen, das ist schade - und dann als weiteren Schritt sehr, sehr rasch sozusagen eine Wiener Lösung anzustreben versucht hat, die wir heute hier auch beschließen können, und dies auch nach Einschätzung der Polizei, weil es eben heute hier auch sehr wohl um eine Konkretisierung im Landes-Sicherheitsgesetz geht, und auch die Polizei eventuell, wenn sie sich es durchgelesen hat, die Situation so einschätzen wird, dass sich die Situation vor den Abtreibungskliniken entschärfen wird. 

Es ist für die Frauen eine unzumutbare Situation - auch das wurde zumindest in der Einleitung von allen Rednerinnen und Rednern gesagt -, es kam dann aber am Ende leider immer ein bisschen anders, und ich möchte auch Dr Fiala zitieren, der eine private Abtreibungsklinik betreibt, und der hier auch eine sehr umfangreiche Stellungnahme abgegeben hat und darin sehr wohl gesagt hat, dass dieser Psychoterror vor dem Eingang, bevor man zu einer Abtreibung geht, auch tatsächlich eine sehr negative medizinische Auswirkung letztendlich auf diese Frauen hat. Im übrigen hat Dr Fiala auch gesagt, es gäbe sehr wohl sehr viele und genügend Beratungseinrichtungen in Wien. 

Also, hier scheint es zumindest von Seiten dieses Fachmannes nicht so zu sein, dass es hier vollkommen ungenügende Einrichtungen gäbe.

Es freut mich, dass die ÖVP heute bei diesem Beschluss mitgeht. Ich glaube, das ist – zumindest, was die ÖVP-Wien anbelangt - ein sehr klarer Standpunkt in einem sehr, sehr sensiblen Bereich. Das freut mich sehr und ich denke, wir können hier heute gemeinsam zeigen, dass wir klar auf Seiten der Frauen stehen und für den Schutz vor allem dieser Frauen in Wien eintreten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Umso trauriger finde ich es - und auch wenn da versucht worden ist, das ein bisschen schon wieder runterzuspielen, aber ich möchte nicht ablenken von der Tatsache -, dass die Grünen mit Ausnahme ihrer Frauensprecherin, der Monika Vana, heute offensichtlich nicht daran denken, dieser Novellierung zuzustimmen. Das finde ich insofern sehr traurig, weil man jetzt eigentlich gehofft hat, es gäbe tatsächlich eine Alternative, die zu-mindest Sie, Frau Dr Pilz, hier heraußen vorschlagen würden. Aber die einzige Alternative, die Sie vorgeschlagen haben, ist, dass private Abtreibungskliniken künftig in öffentlichen Einrichtungen Platz finden sollen. 

Ich meine, das ist natürlich auch ein Weg, und wir ha-ben es ja tatsächlich im Falle der Abtreibungsklinik, die im 2. Bezirk war, probiert. Das ist gescheitert, aus vielen Gründen - ich möchte dann noch kurz darauf eingehen -, aber das kann man doch nicht als Alternative ansehen, in der Zukunft nicht auf eine Problematik einzugehen, die es seit vielen Jahren in dieser Stadt gibt, nämlich dass es private Abtreibungskliniken gibt, die nicht in öffentlichen Spitälern sind und dass dort Frauen terrorisiert wer-den und Gewalt ausgeübt wird. Das kann doch nicht tat-sächlich die Antwort sein. Das heißt, Sie haben ganz konkret keine Antwort und keine Alternative, und umso trauriger finde ich, dass Sie heute hier, wo es ja Ihres Er-achtens ohnedies sozusagen nur um ein Symbol geht, nicht zustimmen können. Das finde ich sehr schade und ich glaube auch, dass Sie hier versucht haben, mit allen Ihren Anträgen abzulenken, weil ich von Ihnen zwar im-mer groß höre und Sie groß reden und sagen, wir wollen den Frauen helfen, aber wenn es um konkrete Umsetzungen geht, dann stimmen Sie leider nicht zu. (Beifall bei der SPÖ.)
Noch ganz kurz zu der Situation, die es damals im 2. Bezirk gab, denn das finde ich, ehrlich gesagt, ein bis-serl überheblich, sich hier herzustellen und zu sagen, da ist halbherzig an die Situation herangegangen worden. Ich und sehr viele Kolleginnen und Kollegen in diesem Raum, aber auch Beamtinnen und Beamte dieser Stadt, haben sich über viele Monate sehr bemüht, hier... (Abg Dr Sigrid Pilz: Es hat nichts genützt!) Es hat nicht geklappt, das stimmt, aber das waren nicht nur die Gründe der Mieter, darf ich Ihnen verraten, und ich möchte ehrlich gesagt nicht noch auf die persönliche Situation der Abtreibungsklinik-Betreiberinnen hier eingehen, aber ich denke (Abg Dr Sigrid Pilz: Und hat leider nicht geklappt!) - und Sie wissen das, weil auch ich mich mit Mitgliedern Ihrer Partei da sehr im Detail auseinander gesetzt habe, und ich halte es eigentlich für nicht ganz fair, dass Sie sich heute hier heraus stellen -, dass wir uns wirklich sehr bemüht haben. Es hat leider nicht geklappt, und ir-gendwie zu sagen, dass das eine halbherzige Geschichte von uns war, das möchte ich zurückweisen. Trotzdem glaube ich es nicht, dass das eine Alternative zu unserem heutigen Gesetzesbeschluss hier sein kann. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich würde es mir gerne ersparen, aber ich kann es uns, glaube ich, nicht ersparen, kurz auf die Wortmeldung der Kollegin Trammer einzugehen. Auch wenn Sie sich, Herr Kollege Saßmann, jetzt sehr bemüht haben, das ein bisserl zu verharmlosen, was Ihre Kollegin hier gesagt hat, (Abg Günther Barnet: Was ist da verharmlost!) Tatsache ist, Sie haben hier gesagt, das Verteilen von Embryos, Plastikembryos, ja, das haben Sie verglichen mit den Demonstrationen gegen die schwarz‑blaue Bundesregierung. Spätestens dann habe ich mir gedacht, Sie haben es nicht verstanden oder Sie haben sich ganz konkret wirklich noch nie mit der Situation je-ner Frauen auseinander gesetzt, die hier durch diese Terrorisierung tagtäglich hindurch gehen müssen. (Abg Heike Trammer: Mehr als je! – Abg Günther Barnet: Und dann dazu mit diesem Problem!) Dann verstehe ich, ehrlich gesagt, diese Vergleiche nicht, die Sie hier ziehen, wenn Sie sagen, Sie haben sich dabei an die Belästigungen von Demonstranten gegen die schwarz‑blaue Bundesregierung erinnert gefühlt und das eins zu eins mit den Belästigungen, die Frauen vor Abtreibungskliniken erfahren, verglichen haben. Das haben Sie von dieser Stelle aus getan. Das ist, finde ich, ein Skandal. Ich habe mir gedacht, Sie haben sich entweder damit nicht beschäftigt oder Sie waren noch nie vor Ort, haben noch nie mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieser Kliniken gesprochen, die auch diesem Terror tagtäglich ausgesetzt sind, sonst würden Sie wahrscheinlich diesen Vergleich nicht ziehen. Noch dazu, wo Sie dann von Kosten gesprochen haben, die dieses Gesetz hier heute verursacht. Sie haben tatsächlich gesagt, das kostet den Steuerzahler auch etwas. (Abg Heike Trammer: Da haben Sie nicht zugehört!) Ich habe sehr gut zugehört und ich bringe Ihnen noch ein Beispiel, wo ich es dann eigentlich ein bisserl schade fand, dass Sie heute hier vor allem diese Diskussion vermischt haben, nämlich die Diskussion, wie stehen wir grundsätzlich zur Abtreibung und die Diskussion, wie können wir Frauen schützen, die legal eine medizinische Einrichtung betreten wollen und legal hier eine Schwangerschaftsunterbrechung durchführen lassen wollen. 

Denn, Sie haben zwei Dinge gesagt. Sie haben erstens gesagt: „In Wien besteht nicht die Rahmenmöglichkeit zum Leben.“ Das finde ich schon einmal irgendwie sehr bemerkenswert, diese Aussage muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen. Ich weise das aber zurück, denn die Stadt Wien ist eine sehr kinderfreundliche, tolle Stadt, und ich halte es für einen Skandal, dass Sie das in einem Atemzug erwähnen. Und das Zweite, was Sie gesagt haben, ist, Sie haben die Frau Stadträtin gefragt, und das muss man einfach erwähnen, weil hier haben Sie Ihre Maske spätestens fallen lassen: „Stellen Sie sich vor, Sie hätten Ihr Kind abgetrieben.“ Wissen Sie eigentlich, was Sie hier sozusagen in den Raum gestellt haben? Und Sie haben diese unappetitliche Vermischung hier herein gebracht über eine Gesetzeslage, wo ich eigentlich gedacht habe, dass alle hier in diesem Raum Befindlichen das verstehen, was Gott sei Dank seit 30 Jahren in diesem Land möglich, und legal möglich ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Noch kurz zu meiner Kollegin Vana. Ich glaube, wir sind uns schon einig, dass der eigentliche Skandal in Österreich der ist, dass es derzeit nicht möglich ist, in allen Bundesländern Abtreibungen durchzuführen. Da glaube ich, sind wir uns einig. Dass du aber diese Debatte, wo wir eigentlich geglaubt haben, dass wir da auch ein bisserl gemeinsam dafür kämpfen, dass es hoffentlich auch für alle Frauen in ganz Österreich bald möglich ist, Abtreibungen durchführen zu lassen, wo doch - Gott sei Dank - unsere Kollegin Burgstaller in Salzburg sehr toll, glaube ich, diese Regelung umgesetzt hat, verschärfst, indem du sagst, das ist der Skandal, dass man in Wien nicht in allen Spitälern und überhaupt und überall, das halte ich irgendwie ein bisserl für befremdlich. Ich glaube, wir sollten schon gemeinsam irgendwie hier schauen, dass es eben in allen Bundesländern möglich ist. Es ist in Wien in vielen Spitälern möglich, ich stehe aber nicht an, und ich glaube, da führen wir auch Gespräche, im Übrigen auch in diesem Arbeitskreis, der heute hier schon angesprochen wurde, wo immer wieder das Thema ja erörtert wurde in diesem überparteilichen Frauenarbeitskreis, dass wir auch natürlich - und wir wer-den das Gesetz auch verfolgen - hier noch weitere Überlegungen anstellen, genauso wie wir das ja auch in der Vergangenheit schon begonnen haben, wie wir noch bessere Rahmenbedingungen auch für Frauen in Wien schaffen können. Aber ich glaube, ganz vordringlich heißt es für uns, gemeinsam zu schauen, dass es in ganz Österreich für alle Frauen möglich ist, und dahin sollte unser gemeinsames Ziel gehen.

Jetzt ganz kurz noch zum Thema Prävention. Auch das halte ich natürlich für notwendig, Frauen und jungen Mädchen bereits in der Schule dementsprechend Aufklärungsunterricht zukommen zu lassen. Da sehe ich auch noch ein großes weites Feld, wo man sich betätigen könnte. Ich glaube, da sollten wir noch gemeinsam Vieles überlegen, weil da passiert tatsächlich viel zu wenig. Vor vielen Jahren gab es schon breite Diskussionen über den Sexkoffer. Ich denke, die Diskussion könnte wieder eine sehr aktuelle werden, denn da haben wir tatsächlich großen Nachholbedarf. Nicht nur, was die Mädchen be-trifft, sondern auch, was die Buben betrifft.

Zur Familienförderung, Kollegin Feldmann, sage ich jetzt nicht viel, weil ich glaube, da haben wir heute noch Gelegenheit dazu, uns zu diesem Thema zu unterhalten. Ich möchte Ihnen nur sagen, dass es im WAFF bereits eine Stelle gibt, die natürlich allen schwangeren Frauen möglich ist, sie zu kontaktieren, nämlich “NOVA“, eines jener Programme, auf die wir sehr stolz sind. Das heißt, hier schauen Sie sich bitte auch einmal an, was es bereits in dieser Stadt gibt, bevor Sie Forderungen auf den Tisch legen.

Und zum Kindergeld muss ich als Argument sagen, Frauen müssen finanziell unabhängig sein, ansonsten stimme ich hier zu. Das Kindergeld ist nur leider eine ganz große Falle, die Frauen leider in die absolute Abhängigkeit führt, wie uns die neuesten Zahlen ja auch bestätigen. Leider schnellen die Arbeitslosenzahlen in Ö-sterreich in die Höhe, außer in Wien, wo wir tatsächlich durch aktive Arbeitsmarktpolitik im Rahmen vor allem des WAFF hier mittlerweile eine gegenteilige Tendenz einleiten konnten. Finanzielle Unabhängigkeit heißt aktive Arbeitsmarktpolitik, heißt offensive Bildungspolitik und heißt dementsprechendes Kinderbetreuungsangebot. Da haben wir uns gestern auch sehr unterschieden im Zugang. 

So, damit möchte ich es aber auch schon beenden. Insgesamt glaube ich, wir gehen heute in Wien wieder einen Schritt in die richtige Richtung. Es ist aber nur, glaube ich, ein Anfang für uns alle und gemeinsam sollten wir auch darum kämpfen, dass es bald österreichweit eine einheitliche Regelung gibt, und ich danke nochmals für die rasche Umsetzung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Tatsächlich sehe ich es ganz anders als meine Vorrednerin. (Abg Martina LUDWIG: Das sind wir ja gewohnt!) Ja, ja. Weil es Ihnen genau nicht gelingt, die Frauen zu schützen, weil nämlich genau Ihre Unfähigkeit, ja weil nämlich genau Ihre Unfähigkeit, diese Frauen zu schützen - und dass es dieses Gesetz nicht tut, das wissen Sie selbst ganz gut – (Abg Godwin Schuster: Nicht einmal Ihr könnt das!), weil genau nämlich Ihre Unfähigkeit dazu führt, dass wir es jetzt im Landes-Sicherheitsgesetz drinnen stehen haben, einem Gesetz, das etwas ganz anderes beabsichtigt. Bitte? (Abg Martina LUDWIG: Sie wollen immer die ganzen Seiten haben!) Richtig. Ich werde begründen, warum die Grünen gegen das Landes-Sicherheitsgesetz sind und werfe Ihnen vor, dass Sie für dieses Landes-Sicherheitsgesetz sind. Aber bleiben wir vielleicht noch einen Moment lang bei diesem Punkt, dass Sie nunmehr öffentlich behaupten, Sie würden die Frauen schützen, indem Sie das ins Landes-Sicherheitsgesetz hineinschreiben, und dass Sie aber im Grunde genommen etwas ganz anderes tun als das, was Sie seit Jahren hätten tun sollen, nämlich die Frauen tatsächlich schützen und dafür sorgen, dass man in den öffentlichen Spitälern abtreiben lassen kann, (Abg Martina LUDWIG: Das kann man in Wien!) und das dort auf die beste Art und Weise tun kann. 

Es hat Ihnen Frau Abg Pilz vorhin ganz genau auseinander gesetzt, warum es in öffentlichen Spitälern oft für viele Frauen die zweite Wahl ist und auch bleiben wird, so es Ihnen nicht gelingt, andere Zustände in den öffentlichen Spitälern herzustellen. Und für diese Unfähigkeit sollen jetzt die Grünen dem Landes-Sicher-heitsgesetz zustimmen, das sie aus ganzem Herzen ablehnen, und wo ich jetzt noch einmal begründen möchte, warum eine Zustimmung zu diesem Landes-Sicher-heitsgesetz mit Sicherheit nicht in Frage kommt. 

Sie wissen es und ich weiß es, dass dieses Landes-Sicherheitsgesetz im Grunde genommen nur dazu da ist und ausschließlich dazu geschaffen wurde, Randgruppen wie Obdachlose, Junkies, Sandler, aus dem öffentlichen Raum zu entfernen, sie möglichst unsichtbar zu machen, sie wegzuweisen, damit man sie nicht sieht und damit niemand mit der Armut konfrontiert wird. (Abg Godwin Schuster: Genau, das ist gerade die Trennlinie!) Das ist der alte Vorwurf, den wir Ihnen machen. Dazu wurde dieses Gesetz geschaffen, (Abg Godwin Schuster: Überhaupt nicht!) und was Sie damit gleichzeitig auch tun und wo wir auch sagen: Stopp, das geht nicht; das 
ist Grundrechte Aushebeln, demokratische Grundrechte aushebeln, einschränken. Und zwar keineswegs in dem Sinn, wie der Herr Bürgermeister heute schon einmal ge-meint hat, wo er nämlich gesagt hat: „Na ja, das Verwaltungsrecht schränkt ein und setzt Grenzen der persönlichen Freiheit". Ja, aber das muss man immer in einer Verhältnismäßigkeit machen erstens, und außerdem müsste es dann für alle gelten. Das ist aber nicht der Fall. Es geht hier ausschließlich um das Zurechtweisen, Zurückweisen, Wegweisen, Repression Ausüben über eine ganz bestimmte Gruppe von Menschen, nennen wir sie jetzt insgesamt einmal Randgruppe. Und das, meine Damen und Herren von der SPÖ, machen Sie gründlich. Das machen Sie gründlich, mit einem Landes-Sicher-heitsgesetz, mit Schutzzonenregelung, mit einem, natürlich auch von der SPÖ im Parlament mitgestimmten § 78 der StVO, und neuerdings vom Herrn Bürgermeister heute noch einmal genau begründet, mit Videoüberwachungen. Es handelt sich insgesamt, wenn man es sich Punkt für Punkt anschaut, jedes Mal um das Aushebeln von Grundrechten in einer Art und Weise und in einem Umfang, wie ich es Ihnen tatsächlich nicht zugetraut hät-te, und wo ich mich sehr wundere, dass Sie das tun. (Abg Godwin Schuster: Sie sollten das wirklich einmal genauer lesen!) Ich bin im genauen Lesen von diesen Schutzzonen-Landes-Sicherheitsgesetzen Weltmeisterin, glauben Sie es mir. Ich kann es schon beinahe auswendig hersagen. Und zwar einfach deswegen, weil ich glaube, dass diese Sache politisch brisant ist und in den nächsten Jahren an Brisanz noch gewinnen wird. 

Denn, was europaweit und natürlich über Europa hinausgehend zu sehen ist, das ist, dass Sicherheit und das Vorgaukeln von Sicherheit und die Notwendigkeit, die da behauptet wird, dass Sicherheit hergestellt werden muss, systematisch dazu benützt wird, um Grundrechte auszuhebeln. Systematisch, Punkt für Punkt, Schritt für Schritt, und Sie spielen mit. Und das ist der Vorwurf, den wir Ihnen machen, und wo wir Sie dazu auffordern und durchaus auch darum bitten, einmal ein bisschen aufmerksamer auf diese Gesetze hinzuschauen und diese Gesetze mit etwas mehr Sensibilität zu be-trachten. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Worum geht es jetzt an sich im Landes-Sicherheits-gesetz: Es geht im Grunde genommen um vier Punkte, und zu zweien möchte ich Ihnen dann auch Beispiele liefern. Es geht um die unzumutbare Belästigung. Jemand sagt: „Das ist mir nicht zumutbar, ich fühle mich belästigt.", und schon geht es los. Wer legt das fest, was ist unzumutbar, was ist eine Belästigung? 

Es geht um ungebührlichen, störenden Lärm, wo wir ja ständig die Auseinandersetzung haben zwischen Jung und Alt. Was für ein Lärm darf sein und was darf nicht sein, was ist ungebührlich und was stört, und wen stört es, und wer schreitet ein, und wer stellt Ruhe und Ordnung wieder her. Es geht um aufdringliche, aggressive Bettelei und es geht um das organisierte Betteln. Und vielleicht werden sich einige von Ihnen an einen Beitrag erinnern, der im Report gesendet wurde. Ich weiß nicht, ob Sie es gesehen haben. Da waren drei Roma aus der Slowakei, und die haben auf der Straße Musik gemacht mit einer Geige, mit einer Ziehharmonika, die haben da musiziert. Und die waren also eine Unzumutbarkeit, eine Belästigung, der Lärm hat gestört, es war organisiertes Betteln und so weiter, also Landes-Sicherheitsgesetz, wie es leibt und lebt. Diese drei Menschen wurden weggewiesen, und es wurden ihnen die Instrumente weggenommen. Diese Instrumente sind aber ihre Lebensgrundlage, weil sie leben davon, dass sie Musik machen und dafür Geld einnehmen. Die Polizei hat ihnen - Landes-Sicherheitsgesetz - sowohl das Geld weggenommen, das sie erbettelt hatten - ich würde sagen, sie haben das Geld auf der Straße mit ihrer Musik verdient -, sie haben schöne Musik gemacht, andere Menschen haben sich gefunden, die das schön gefunden und ihnen Geld gegeben haben. Die Polizei hat ihnen das Geld weggenommen, die Polizei hat ihnen die Instrumente weggenommen, alles auf der Grundlage des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes. Auch das Wegnehmen der Musikinstrumente steht da drinnen, das Geld darf man ihnen wegnehmen, die Instrumente darf man ihnen wegnehmen, organisierte Bettelei und so weiter. Das ist das, was Sie hergestellt haben mit dem Landes-Sicherheits-gesetz. Und ich könnte Ihnen viele derartige Beispiele nennen, wo es nur darum geht, diese Menschen, die man nicht sehen soll, aus dem öffentlichen Raum zu entfernen. 

Es geht ja weit darüber hinaus. Ich will Ihnen jetzt noch gar nicht erzählen, was in U-Bahn-Haltestellen oder sonstigen Plätzen alles Diesbezügliche passiert, alles mit Ihrer Unterstützung und Ihrer Hilfe und Ihrer Zustimmung. Ich denke, ich habe mich verständlich gemacht. Ich glaube, Sie haben verstanden, dass wir erstens der Meinung sind, Sie haben das Problem nicht gelöst und hätten etwas anderes unternehmen sollen, und ich glaube auch, dass ich nicht lange ausführen muss, dass die-ses Gesetz eigentlich zum Ziel hat, Bettler, Obdachlose und Junkies aus dem öffentlichen Raum zu entfernen. Ich glaube, ich habe mich Ihnen mitgeteilt, es ist bei Ihnen angekommen. Sie sind anderer Meinung, das ist ja durchaus legitim, (Abg Godwin Schuster: Ja!) aber verstanden haben Sie mich, gehört haben Sie mich. Danke.

Deswegen möchte ich jetzt ein anderes Beispiel bringen und ich habe nicht zufällig, oder weil ich glaube, ich bin in der falschen Post, den Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft in der Hand. Und da möchte ich Ihnen sagen, was Ihr Gesetz zum Beispiel anrichtet, wenn es um den ungebührlichen, störenden Lärm geht. Da drinnen ist der Fall geschildert, und zwar wunderbar, weil die Begründung des UVS im vollen Text drinnen ist. Das ist ja sensationell, man muss das lesen, das ist ja Kabarett. Also, wäre es nicht traurig, wäre es ja wahn-sinnig lustig, man müsste das ja nur direkt aufführen. Aber, kurz zusammengefasst geht es darum - alles auf der Basis des Landes-Sicherheitsgesetzes -, dass in einer Wohnung ein Geburtstagsfest eines siebenjährigen Kindes stattgefunden hat, das den Hausparteien noch dazu am schwarzen Brett angekündigt war, so quasi, jetzt gibt doch mal ein Geburtstagsfest, wird ein bisschen lauter werden. Dieses findet ja in Wien unentwegt irgend-wo statt, und dieses Fest sollte um 19 Uhr enden. Punkt 19.30 Uhr hat die Frau unterhalb bei der Polizei angerufen, hat gesagt, da ist es laut, die Polizei kommt auch prompt, kommt, ja, und schreitet ein. Das ist ja sensationell. Also, dass es bei einem Geburtstagsfest laut ist, die Polizei dann glatt ausrückt, wenn eine Frau sich durch ungewöhnlichen Lärm gestört fühlt, das ist ja schon an sich sensationell, wo die ist und wo die nicht ist, die Polizei. Da war sie jedenfalls, und die Mutter wurde zu 70 EUR Strafe verurteilt, weil es dort so laut war, und erst die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat sich dann mit dieser Mutter an den UVS gewendet und dann wurde die Geldstrafe aufgehoben und nur eine Ermahnung ausgesprochen, aber dennoch der Tatbestand bestätigt. 

Das heißt, mit Hilfe Ihres Landes-Sicherheitsge-setzes kann im Grunde genommen unentwegt irgendwo wer, sei es in einer Parkanlage oder zu Hause finden, es ist irgendwer zu laut, seien es herumlaufende, spielende Kinder und so weiter, dann kommt die Polizei dann werden sie verurteilt, dann zahlen sie 70 EUR, 700 EUR, 70 EUR, Entschuldigung, (Abg Heinz Hufnagl: Sie werden das schon klären!) ist auch nicht gerade wenig, und es ist vor allem - meiner Meinung nach - als Signal, solche Dinge überhaupt in ein Gesetz zu fassen und diesen Leuten auch noch Recht zu geben, tödlich. 

Ich fasse zusammen: Die Wiener Grünen sind alle für den Schutz der Frauen. Ich bin der Meinung, Abtreibung an den öffentlichen Spitälern gewährleisten das am besten. (Abg Godwin Schuster: Wir reden nur darüber, wir plaudern nur!)

Zweiter Punkt: Es gibt in Frankreich ein Gesetz, ein Bundesgesetz, es ist ein Gesundheitsgesetz, wo ebenfalls für den Schutz der Frauen vor solchen Abtreibungskliniken gesorgt wird. Auch das hätte man sich genauer anschauen können, die haben es nämlich nicht im Landes-Sicherheitsgesetz drinnen haben wollen, weil dieses Landes-Sicherheitsgesetz in Frankreich ein sehr umstrittenes ist, weil sich alle Wohlfahrtsverbände und die Kirche in Frankreich gegen das Landes-Sicherheitsgesetz aus ganz ähnlichen Gründen wie ich das tue, ausgesprochen haben. Das heißt, es hätte Möglichkeiten gegeben, die Frauen tatsächlich zu schützen. Das, was Sie jetzt machen, ist kein tatsächlicher Schutz dieser Frauen und das ist es, was ich Ihnen noch sagen wollte. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Madejski.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Im Laufe dieser Debatte habe ich mir spontan überlegt, ich wollte wirklich nicht dazu reden, weil es auch nicht mein Thema hier ist, aber trotzdem habe ich mir überlegt, man sollte eigentlich doch einige Worte zu die-sem Thema, nicht zu diesem Gesetz, sondern zu diesem Thema generell sagen.

Ich habe den Eindruck gehabt bei meiner Vorrednerin, dass sie eigentlich gar nicht im Mittelpunkt ihrer Betrachtungen die Frauenrechte oder die Frauen in den Mittelpunkt gestellt hat, sondern sie hat von musizierenden Romas, von Parkanlagen, von Geburtstagsfeiern, von Lärmbelästigung geredet, aber worum es hier wirklich geht, um Frauenrechte, um die Betroffenen, habe ich sehr wenig von Ihnen gehört, wirklich sehr wenig. Es ist mir aber ein Anliegen und lassen sie mich persönlich ei-nige Worte hier zu diesem Thema sagen, auch wenn ich ein bisschen abschweife von diesem Gesetz. Ich bin stolz darauf, dass wir heute nach 30 Jahren auch mit den Stimmen der SPÖ das Gesetz so geschaffen haben da-mals mit den Sozialdemokraten, dass es die Möglichkeit der freien Entscheidung der Frauen gibt, wie sie sich entscheiden auf Grund sozialer, wirtschaftlicher oder auch anderer Gründe. Und ich bin stolz darauf, dass wir damals diesem Gesetz zugestimmt haben, und ohne das würde es heute ein bisschen anders ausschauen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es muss die Entscheidung der Frau sein und bleiben, wie sie sich hier auf Grund ihres Umfeldes entscheidet, hier versucht, die beste Lösung für sich, für die Familie oder für ihr Umfeld zu finden und ich sage, dass es eine gute politische Entwicklung war, dass das so ist. Ich möchte jetzt nicht näher auf diese Gesetzesänderung oder auf diese Novellierung eingehen, ich möchte nur bemerken, dass es mir und uns Freiheitlichen nicht gefällt, dass nicht in allen Bundesländern und nicht in allen Spitälern, auch Wiens, die Möglichkeit besteht, hier den eigenen Willen durchzusetzen. Das möchte ich auch nur hier noch anführen, es hat jetzt nichts mit dieser Gesetzesnovellierung zu tun, die wir aus den Gründen, die unser GR Wagner gesagt hat, ja schon abgelehnt haben.

Lassen Sie mich aber einen Schritt zurück machen. Wir haben heute auch eine Tafel enthüllt, es gab vor we-nigen Tagen auch eine Feier beim Herrn Bundespräsidenten, im Nationalrat, überall, zur Gründung der Zweiten Republik, und ich glaube, dass das Thema Frauen sehr wohl damit einen Zusammenhang hat, dass man einen Schluss ziehen und hier eine Brücke bilden kann zu diesen 60 Jahren Zweite Republik. Und ich möchte das deswegen sagen, weil ich ein 1945-Geborener bin. Ich bin 1945 geboren, ich war nicht eingeladen beim Herrn Bundespräsidenten, ist ja ganz klar, er kann ja nicht alle einladen, die 1945 geboren wurden, sondern nur diejenigen, die halt am 27. April geboren wurden, was eine sehr nette, eine sehr schöne Geste, eine Aufmerksamkeit war, weil diese Leute, die dort waren, auch die Geburtsstunde der Zweiten Republik Österreich mit-erlebt haben.

Ich glaube aber - und jetzt schließt sich der Kreis - dass es mir und uns allen nicht ansteht, dass man darüber nachdenkt, denn das Geborensein allein ist ja nicht die Leistung, sondern man muss darüber nachdenken, es hat ja jemanden gegeben, der diese Leute 1945, uns alle, viele, ich habe mir ausheben lassen, wer hier von uns 1945 geboren ist, und es gibt einige hier, geboren hat. Uns haben ja die Mütter, und viele damals natürlich, geboren und die hatten nicht die Chance, meine sehr geehrten Damen und Herren, die hatten leider nicht die Chance zu entscheiden, gibt es eine Notsituation; und jede Frau, die damals in diesen Apriltagen, Maitagen, im ganzen Jahr 1945 darüber nachgedacht hat, soll ich mein Kind kriegen oder soll ich nicht mein Kind bekommen, hätte heute unter normalen heutigen Umständen sagen müssen, nein, wir haben keine Chance, weder sozial noch wirtschaftlich. Die Väter waren entweder in Kriegsgefangenschaft oder noch im Krieg, oder was auch immer, aber sie haben diese Entscheidung treffen müssen oder getroffen. 

Und, meine Damen und Herren, dafür möchte ich mich heute - verzeihen Sie mir das, wenn ich es persönlich mache, meine Mutter ist schon vor 10 Jahren gestorben, 50 Jahre nach der Gründung, bedanken - dass sie allen, die 1945 geboren wurden, das Leben geschenkt haben. Sie hatten nicht die Entscheidungsmöglichkeit, die wir heute haben und ich bin froh, dass heute die Frauen diese Entscheidungsmöglichkeit haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Und ich möchte noch etwas sagen: Diese Frauen haben das deswegen durchgehalten, weil sie den Optimismus gehabt haben, weil sie damals die Regierung gehabt haben und - ich stehe nicht an, mich bei den damaligen Repräsentanten dieses Staates zu bedanken - ihnen die Chance gegeben worden ist durchzuhalten. Wenn Sie sich heute an die Rede Figls erinnern - ich sag das so nebenbei, aber der ist eine Persönlichkeit, die mit Österreich verbunden ist – an die Weihnachtsansprache 1945/1946, wo er gesagt hat, wir können nichts bieten, aber glaubt an dieses Österreich, und diese Frauen damals, die viele Kinder geboren haben noch aus dem Krieg heraus, die haben an diese Zeit der Republik geglaubt. Daher bedanke ich mir hier auch für diesen Einsatz, den diese Leute damals und die Regierung gezeigt haben. 

Und das Letzte noch zum Abschluss: Es steht uns nicht an, meine Damen und Herren, zu urteilen über irgendjemanden, das möchte ich auch hier an die Kollegen des BZW sagen - ich habe das auch so verstanden wie manche andere - urteilen wir nicht darüber, ob etwas schlecht ist oder nicht schlecht ist, die Frauen haben das Recht zu entscheiden. 

Ich bin froh, dass ich das Licht der Welt erblickt habe, in dieser Zweiten Republik leben konnte und ich glaube, alle anderen auch. Nur nicht vergessen - die Damaligen hatten die Chance nicht. Seien wir froh, dass sie sie heute haben, seien wir froh, dass heute die Frauen diese Möglichkeit haben und ich hoffe, dass alle Frauen in Wien, vor allem in Wien - für die Bundesländer können wir nichts machen - in Zukunft vermehrt die Möglichkeit haben, in allen Spitälern ihre persönliche Entscheidung zu treffen. 

Es ist ein Anliegen, Frau Stadtrat, warum Sie das noch nicht zugesagt haben, weiß ich nicht, aber das woll-te ich hier sagen. Es war mir ein Bedürfnis, meiner und unseren Müttern zu danken, dass sie uns das Leben ge-schenkt haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Barnet.

Abg Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Kollege Chorherr, ich verstehe Ihren Ärger nicht ganz. Ich glaube, dass es dieses Thema sich verdient hat, dass wir uns damit ausführlich auseinander setzen, auch mit der Zeit, weil heute vieles gesagt worden ist, von vielen Fraktionen, und bei allen eigentlich ein ernsthaftes Bemühen zu erkennen war. Aber man sollte nicht manches stehen lassen, wie es dann als einzelner Satz gekommen ist und ich gehe davon aus, dass Sie das jetzt ohnedies auch anders sehen. 

Meine Damen und Herren, ich bin froh, dass sich hier in dieser Debatte, und zwar über beide Themen, sowohl die Landessicherheit als auch das, was dann natürlich dazukommen musste, nämlich eine Debatte über Fragen der Abtreibung, die mit diesem konkreten Passus verbunden ist, nicht nur Frauen, sondern auch Männer beteiligen, weil beide Themen auch Männer angehen. 

Zumindest in zwei Fraktionen war dies so, dass auch Männer ihren Standpunkt bezogen haben, weil es beide Geschlechter angeht. Die Debatte war im Ausschuss - und alle, die dabei waren wissen es - eigentlich sachlich und nüchtern. Es war aber klar, dass sich diese sachliche und nüchterne Art nicht bis hierher wird fortsetzen lassen. 

Leider, ja, leider hat sie sich nicht fortsetzen lassen und ich muss dieses Argument an eine Fraktion dieses Hauses richten, weil eine Fraktion nicht bereit war, diesen sachlichen und nüchternen Weg weiter zu gehen. (Abg Dr Monika Vana: Das ist Ihre Fraktion!) Nein, das ist nicht meine Fraktion. Weil sie versucht hat, eine emotionale Debatte zu führen mit Schuldzuweisungen, mit politischen und polemischen Angriffen auf einzelne Personen oder Sätze, auf einzelne Sätze, die Personen ge-sagt haben, ohne diese im Kontext zu sehen. Und da muss ich sagen, insbesondere der Kollegin LUDWIG, das war nicht in Ordnung. Wenn Sie Kollegin Trammer vorwerfen, sie hätte sich nie mit diesem Thema beschäftigt, dann liegen Sie überhaupt völlig falsch. (Abg Martina LUDWIG: Ich habe es ihr nicht vorgeworfen!) Oh ja, das haben Sie, und alle anderen, die in diesem Saal waren, haben das gehört. 

Kollegin Trammer - und alle, die sich damit ein bisschen beschäftigen, wissen es - hat als Krankenschwester gerade in diesem Bereich so viel damit zu tun gehabt, dass man ihr weder vom sozialen noch vom medizinischen noch sonst einem Aspekt sagen kann, sie wüsste nicht, worüber sie spricht, sie habe sich damit nicht auseinander gesetzt, und das ist nicht in Ordnung. Und wenn Sie, und da zitiere ich Sie auch, das als Skandal und skandalös bezeichnen, (Abg Martina LUDWIG: Ja!) dann sage ich zu der Diskussion auch nichts Gutes. Sie tun der Diskussion auch nichts Gutes, die wir über den nächsten Tagesordnungspunkt vermutlich führen werden, nämlich das, was als politische Aussage in diesem Land wirklich skandalös ist, denn damit nivellieren Sie tatsächlich skandalöse Aussagen im Zusammenhang mit ganz anderen Themen, mit einzelnen Sätzen, deren Kontext Sie genau kennen, den Sie aber verschweigen. Und das ist nicht in Ordnung. 

Es ist auch deswegen nicht in Ordnung, weil natürlich über das Landes-Sicherheitsgesetz hinausgehend klar war, dass diese Diskussion rund um die Abtreibung ent-stehen wird, weil am konkreten Beispiel natürlich zwei Persönlichkeitsrechte, zwei Grundrechte, zwei Freiheitsrechte, aufeinandertreffen und im Konflikt zueinander stehen. Das Recht, das individuelle Recht auf eigenständiges Leben, das Entscheiden für sein eigenes und gegen ein anderes, nicht einfach aber trotzdem, und auf der anderen Seite die Meinungsfreiheit, das immer noch negativ argumentieren zu können. 

Niemand in diesem Raum spricht sich gegen die Fristenlösung aus. Aber nicht nur, weil das Gesetz existiert, sondern weil die Alternative inakzeptabel ist, und die heißt in Wien Engelmacherin. Aber, man wird trotzdem, wenn man diesen Kontext diskutiert, sagen dürfen, dass man den Frauen und auch den Männern, die damit verbunden sind, ein Angebot machen kann, sich auch in schwierigen Situationen für das Kind zu entscheiden durch soziale, ökonomische, psychologische und sonstige Hilfestellungen. (Abg Martina LUDWIG: Ja!) 

Und wenn das Kollegin Trammer in diesem Kontext tut, dann muss das zulässig sein, und das, was Sie gemacht haben, war aus meiner Sicht inakzeptabel. 

Und Sie haben dann auch nur einzelne Sätze herausgegriffen, ich sage das. (Abg Martina LUDWIG: Das war eine Frage!) Und die Lösung: Man wird dann im Kontext auch noch die anderen Lösungen diskutieren dürfen, man wird sagen dürfen, dass man für ein Familienförderungsgesetz ist, das den Frauen, den Männern und den ungeborenen Kindern hilft, zusammen zu leben. Man wird darüber diskutieren dürfen, ob die Einrichtungen der Stadt Wien geeignet sind, zu der einen oder der anderen Entscheidung positiv zu helfen. Sie sind es of-fensichtlich nicht, denn sonst würde sich nicht - am Beispiel wieder dieses Gesetzes - alles vor einer Abtreibungs- oder mehreren konkreten Abtreibungskliniken manifestieren und sonst würde der Druck dort nicht auf die Frauen ausgeübt werden können, weil es sonst ein normaler Sachverhalt wäre. Jemand geht in eine medizinische Einrichtung der Stadt Wien und nimmt eine Abtreibung vor, ohne Druck. Niemand kann vor - ich weiß nicht was - Lainz oder irgendeinem anderen Spital einer Frau, die hineingeht, auf das Gesicht zusagen, Sie sind schwanger und wollen abtreiben, und deswegen bekämpfe ich Sie verbal oder sonst irgendwie. 

Das wäre alles nicht notwendig, wenn die Einrichtungen der Stadt Wien angenommen werden würden. Und das ist offensichtlich nicht der Fall, sonst gäbe es diese Debatte nicht. Ich bin daher, zum Schluss kommend, Kollegin LUDWIG, von der Sozialdemokratie enttäuscht. Enttäuscht, weil sie es nicht möglich gemacht hat, eine Debatte zu führen, die alle anderen Fraktionen gewünscht haben, egal ob sie für oder gegen die Novelle zum Landes-Sicherheitsgesetz sind, und auch wie die in-dividuellen Einstellungen zur Frage generell sind, und weil Sie diese Debatte nicht in dieser Form zugelassen haben. Und das sollten Sie überdenken. (Beifall beim BZW.) 
Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wort-meldung. Daher ist die Verhandlung zu diesem Geschäftsstück geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Kollege Madejski, lassen Sie mich eingangs sagen, ich freue mich sehr, dass wir grundsätzlich keine Debatte über die Fristenlösung führen müssen. Nur, ganz so wie Sie es dargestellt haben, ist natürlich die Si-tuation vor der Fristenlösung nicht gewesen, denn es hat immer Schwangerschaftsabbrüche gegeben. Die Frage ist nur, haben es die Frauen überlebt oder nicht. Und diejenigen, die es sich leisten konnten, konnten immer Schwangerschaftsabbrüche so vornehmen lassen, dass sie es überlebt haben, während die armen Frauen in der Regel am Küchentisch verblutet sind. Das heißt, danke für das grundsätzliche Bekenntnis, aber es ist nicht so, dass die Frauen 1945 oder 44 oder 43 oder wann auch immer vor 1970 nicht vor der Situation gestanden sind, nur haben sie das unter der Gefahr ihres eigenen Lebens machen müssen. Das ist der wichtige und große Unterschied. 

Ich möchte noch kurz darauf zurückkommen, worüber wir heute eigentlich diskutieren, denn es ist viel dis-kutiert worden, was mit dieser Novelle zum Landes-Sicherheitsgesetz nichts oder wenig zu tun hat. Zunächst möchte ich eingangs sagen, dass ich mich sehr darüber freue, dass wir hier auch in Gesprächen zu dem Schluss gekommen sind, genauer gesagt, offensichtlich die Wiener ÖVP zu dem Schluss gekommen ist, hier heute zuzustimmen, weil es ihr einfach darum geht, dass die Be-lästigung von Frauen, die Kliniken aufsuchen, nicht akzeptabel ist. Und ich möchte daher ausdrücklich sagen, dass ich mich sehr darüber freue und dass das einfach auch ein sehr gutes Zeichen für die Wienerinnen ist, dass sie sehen, dass sie von der Mehrheit dieses Hauses nicht allein gelassen werden. 

Ich möchte zweitens eingehen auf einige Wortmeldungen der GRÜNEN, über die ich, und das muss ich ganz offen sagen, mehr als überrascht bin. 

Denn von den drei Wortmeldungen, die heute hier gehalten worden sind, gab es eine einzige, nämlich die der Frauensprecherin, die sich mit dem Thema auseinander gesetzt hat, mit dem Thema kritisch auseinander gesetzt hat, und die beim Thema geblieben ist. Und da muss ich schon auch dir, liebe Kollegin Vana, ein paar Sachen sagen die - und du weißt es ja, aber ich muss es trotzdem zumindest auch für das Protokoll und die Öffentlichkeit sagen - schlicht und ergreifend nicht stimmen. Wenn du sagst, die GRÜNEN haben das seit Jahren gefordert, es ist höchste Zeit, es ist nichts passiert, dann sage ich, dass ich noch nicht einmal 10 Monate im Amt bin, und es liegt heute hier ein Gesetz vor und es wird beschlossen. Ich glaube, das spricht vom Tempo her schon für sich. 

Und wenn hier kritisiert wird, auch von Seiten der GRÜNEN, es sei die falsche Methode, möchte ich eines klarlegen: Es ist heute in der Debatte - und ich bin froh darüber, dass sie hier sehr ausführlich und über weite Strecken auch sehr sachlich geführt worden ist - von Sei-ten der Grünen Partei überhaupt kein einziger Vorschlag gekommen, wie das derzeit bestehende Problem der Si-tuation von Frauen, die diese Kliniken aufsuchen, gelöst werden könnte. 

Und ich zitiere hier nur einen Antrag, der schon unter meiner noch relativ kurzen Zeit als Mitglied der Wiener Landesregierung eingebracht worden ist und in unserem Ausschuss auch schon behandelt wurde. Und zwar ist das ein Antrag der Grünen mit der Forderung einer ortspolizeilichen Verordnung, ich betone, man unterscheidet da wohl zur polizeilichen Verordnung, zum Schutze des ungehinderten Zugangs zu Abtreibungskliniken, ‑ambulatorien und -praxen. Ich möchte da Ihnen und mir und allen jetzt ersparen zu erklären, warum das mit der ortspolizeilichen Verordnung nicht geht, weil das hat verfassungsrechtliche und keine inhaltlichen Gründe. Und das ist ein Antrag, der von den Grünen gestellt wurde und der von diesem Haus hier, konkret vom Gemeinderat, auf Zuweisung beschlossen wurde - aber wir sind ja dieselben Personen - und wo es von mir dann eine Beantwortung gegeben hat. Eine ausführliche, rechtliche, warum es mit der ortspolizeilichen Verordnung nicht geht, wo ja auch vollkommen im Namen schon klar ist und jeder, der eine ortspolizeiliche Verordnung kennt, auch weiß, dass die natürlich nur von der Polizei und nicht von Sozialarbeitern oder sonst jemandem vollzogen werden kann, und zu vollziehen ist. 

Und diese, meine Beantwortung hat damit geendet, dass ich meine Fachabteilung, nämlich die MA 62, damit beauftragt habe, eine Überprüfung vorzunehmen und ge-gebenenfalls - und das ist gelungen - einen Vorschlag für eine landesgesetzliche Regelung zu erstatten. Diese Antwort wurde von den Grünen mit beschlossen, ja wurde nicht nur mit beschlossen, sondern es wurde aus-führlich und umfassend begrüßt, dass so etwas stattfindet. 

Es gab dann diesen Gesetzesentwurf, der ja auch allen Fraktionen zugegangen ist, und ich erspare Ihnen jetzt auch auf Grund der Zeitökonomie die genauere Dar-stellung. Es hat Presseaussendungen der Grünen en masse gegeben, die insbesondere eine Kritik an diesem meinen Vorschlag dargestellt haben, dass es hier keine Strafnorm gibt. Und dass das zu wenig weitgehend ist, das lässt sich in OTSen der Grünen nachlesen, lässt sich insbesondere auch in der Berichterstattung der Tageszeitung "Der Standard" nachlesen, wo die Kritik ausgesprochen wird, dass das ohne Zähne ist, weil es keine Strafen gibt. 

Und ich stehe dazu, dass es in dieser Präzisierungsnovelle des Landes-Sicherheitsgesetzes keine Strafnorm gibt, weil ich nicht möchte, dass Frauen hier als Zeuginnen aussagen müssen, um klarzustellen, ob sie belästigt wurden oder nicht. 

Ich sehe den großen Fortschritt dieser Präzisierung darin, dass jetzt vollkommen klargelegt ist, und man hier der Polizei bei ihrer Tätigkeit auch helfen kann, dass sie nicht mehr selbst definieren muss, ob das, was sich tag-täglich am Fleischmarkt und am Mariahilfer Gürtel abspielt, eine Belästigung darstellt oder nicht.

Aber jetzt kann ich Ihnen nicht ersparen, auf die beiden Wortmeldungen der Frau Doktorin Pilz und der Frau Kollegin Jerusalem einzugehen.

Frau Abg Pilz, ich kann es Ihnen nicht ersparen, Sie sind schlicht und ergreifend am falschen Dampfer bei dieser Diskussion, denn es geht bei dieser Novelle des Landes-Sicherheitsgesetzes und bei der Frage der Belästigung, des Psychoterrors gegen Frauen nicht um eine gesundheitspolitische Debatte, eindeutig nicht um eine gesundheitspolitische Debatte. Daher bin ich sehr dafür, dass Sie gesundheitspolitische Debatten mit Frau StRin Mag Brauner führen, aber diese Debatte hat stattzufinden mit der Frauenstadträtin und hat stattzufinden mit der Innenstadträtin, denn es geht hier um die Frage des Psychoterrors gegen Frauen und nicht um die Frage eines gesundheitspolitischen Themas, respektive Schutz von Frauen, und es geht nicht um die gesundheitspolitische Frage des Schwangerschaftsabbruches. 

Und wenn Sie hier sagen - und Sie haben das gesagt - dass Sie hier ein Problem sehen, dass es auch sein könnte, dass Tierschützerinnen und Tierschützer weggewiesen werden können, dann würde ich Ihnen erstens raten, lesen Sie dieses Gesetz. Und ich zitiere jetzt hier diese entsprechende Ziffer, die da lautet: „Wenn diese Personen andere Personen an öffentlichen Orten in unzumutbarer Weise belästigen, insbesondere wenn auf Personen, die sich einer sozialen oder medizinischen Einrichtung nähern, psychischer Druck, wie zum Beispiel durch nachdrückliches Ansprechen oder versuchte Übergabe von Gegenständen ausgeübt wird.“ Und dann gibt es dazu Erläuterungen, und diese Erläuterungen sind nicht als Spaß der Rechtsabteilung oder als persönliche Befriedigung meiner Person anzusehen, sondern es werden Erläuterungen in Gesetzen dazu herangezogen, um diese Gesetze zu interpretieren. Und in den Er-läuterungen zu diesem § 3 Abs 1 Z 1 steht ganz genau, worum es geht. Das war mir nämlich auch ganz besonders wichtig hier und da hat der Kollege Saßmann vollkommen den Nagel auf den Kopf getroffen, der ja kritisiert hat, es gehe nur darum, dass für die Abtreibung und für die Frauen, die dabei belästigt und bedroht werden, das konkretisiert wird und alle anderen Fälle nicht bedacht werden. 

Jawohl, so ist es und das ist absichtlich so, und deshalb so, weil es um den Schutz der Wienerinnen geht und deshalb ist mir das hier auch ganz besonders wichtig. (Beifall der SPÖ.) Und, Frau Abgeordnete, das hätten Sie, hätten Sie sich damit beschäftigt, auch herausfinden können. 

Es tut mir trotzdem sehr Leid, ich nehme es aber auch zur Kenntnis, - weil es bleibt mir ja nichts anderes übrig - dass Sie wegen der falschen Interpretation des Gesetzes, weil Sie die Sorge haben, es könnten Tierschützerinnen und Tierschützer weggewiesen werden, offensichtlich akzeptieren und Ihr Abstimmungsverhalten wird es gleich nachher zeigen, dass Frauen in dieser Stadt von religiösen Fanatikerinnen und Fanatikern belästigt werden, und diese Belästigung ist Psychoterror gegen Frauen.

Und, Frau Kollegin Jerusalem, Sie haben das hier heute schon in der Anfrage an den Herrn Bürgermeister gesagt und ich glaube, ich brauche das jetzt nicht noch wiederholen, Sie haben überhaupt nichts über die Situation der Frauen gesagt, Sie haben auch überhaupt keinen einzigen Vorschlag gemacht, wie die Situation, die jetzt besteht, weil diese Kliniken jetzt dort sind und weil diese Kliniken auch dort bleiben wollen, ja, wie die Situation der Frauen verbessert werden könnte. Sondern Sie sehen - und ich zitiere hier, in dieser Novelle des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes, das ganz konkret zum Ziel hat, Frauen vor Psychoterror zu schützen - darin eine Aushöhlung von Grundrechten. Ich nehme auch das und diese Grüne Position sehr gerne zur Kenntnis. 

Ich hätte mich gefreut, wenn es gelungen wäre, eine noch breitere Mehrheit heute hier zu finden, freue mich aber sehr, dass mit den Stimmen der Sozialdemokratie, der Wiener Volkspartei und einer Grünen dieses Gesetz heute hier beschlossen werden kann. Und es ist eines vollkommen klar - und das wissen alle, die sich ein bisschen mit Fragen der Rechtsphilosophie beschäftigt haben -, dass Gesetze und Normen immer zwei wichtige Inhalte haben. 

Das eine ist sozusagen der konkrete Inhalt und die konkrete Verbesserung für die Situation. Da gehe ich davon aus, dass wir die Situation für die Frauen verbessern werden. Es gibt ja auch eine positive Stellungnahme der Bundespolizeidirektion, die hier sagt, dass es eine Verbesserung ist und dass der Vollzug ein leichterer wird. Es geht aber auf der anderen Seite - und das ist mindestens genauso wichtig - darum, hier ganz klar dar-zustellen, dass dieses Verhalten, von dem Frauen beeinträchtigt sind, die ein Recht in Anspruch nehmen, ein Recht, einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen zu lassen, ein Recht, das seit 30 Jahren in unserer Republik geltendes Recht ist, dass diese Belästigung Gewalt gegen Frauen ist und dass diese Gewalt gegen Frauen von der Mehrheit des Landtags, leider nicht von der Mehrheit der Wiener Grünen, nicht akzeptiert wird. 

Und daher möchte ich gerne mit den Worten, die heute auch gefallen sind, enden, vielleicht schließt sich diese Fraktion dann doch an: Es geht hier heute sehr klar um ein Signal, auf welcher Seite wir stehen. Stehen wir auf der Seite derer, die Gewalt auf Frauen ausüben, oder stehen wir auf der Seite der Wienerinnen. Und ich bitte Sie alle, diesem Wiener Landes-Sicherheitsgesetz und der vorliegenden Novelle zuzustimmen, denn dann und nur dann kann sich die Situation für die Wienerinnen und Wiener verbessern und nur dann gelingt es uns, dieses Problem mit einem weiteren Puzzlestein in den Griff zu bekommen. Nur dafür zu sein, und dann den Mut nicht zu haben, sich hier auch klar zu deklarieren, das ist keine Politik, die ich unterstützen kann, und das werden sicher auch die Wienerinnen nicht tun. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zu den Abstimmungen. Die erste Abstimmung findet über den eingebrachten Abänderungsantrag des FPÖ-Abgeordne-ten Josef Wagner statt. Der betrifft den § 3 des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes. Es ist ein einziger Abänderungsantrag, und daher brauche ich ihn im Detail nicht wiederholen. 

Wer für den Abänderungsantrag der FPÖ eintritt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist FPÖ und BZW, das ist die Minderheit und somit ist er... (Zahlreiche Zurufe aus der FPÖ und dem BZW: Auch vom BZW!) Nur FPÖ, (Zwischenruf vom BZW: Nein!) ein BZW, danke schön für die Korrektur. (Weitere Zurufe aus der FPÖ und dem BZW.) Also, dann bitte ich noch einmal. Jawohl, es sind drei Mitglieder BZW, die hier mit den Freiheitlichen positiv abgestimmt haben. - Es ist die Minderheit und daher ist dieser Abänderungsantrag nicht ausreichend unterstützt. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wol-len, die Hand zu erheben. Das ist ÖVP, das ist SPÖ und das sind bei den Grünen zwei Abgeordnete. - Wir ha-ben daher in erster Lesung dieses Gesetz mehrstimmig angenommen.

Es gibt nunmehr eine Reihe von Beschlussanträgen. Es gibt den Beschlussantrag BZW: Der Landtag wolle beschließen psychosoziale Beratung, Ärzte nach der medizinischen Beratung, dann die mindest dreitägige Nachdenkpause, und so weiter. Und in formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages and die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales und an die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt. 

Wer diesen Beschlussantrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Das ist ÖVP, das ist FPÖ, das ist BZW. - Das ist die Minderheit. 

Hier erfolgt die Zuweisung nicht. (Abg Barbara Schöf-nagel: Nicht alle vom BZW, mit Ausnahme einer Dame!) Mit Ausnahme einer Dame. Ich gebe zu, es ist eigentlich meine Pflicht, darauf zu achten, wie einzeln abgestimmt wird und nicht nur sich an den einzelnen Fraktionen zu orientieren. Ich bitte um Entschuldigung. (Abg Dr Wilfried Serles: Sie können nichts dafür!) Nein, nein, das ist schon mein Fehler. 

Ich habe als Weiteres einen Beschluss- und Re-
solutionsantrag, eingebracht von den LAbgen Dr Vana 
und Dr Pilz betreffend Durchführungsbestimmungen für Schwangerschaftsabbrüche innerhalb des Wiener Krankenanstaltenverbundes. In formeller Hinsicht wird die Zu-weisung an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales und an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integra-
tion, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt. 

Wer für die Zuweisung dieses Beschlussantrages ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Bis auf die ÖVP ist hier die Zuweisung somit beschlossen.

Der nächste Beschluss- und Resolutionsantrag ist von den LAbgen Dr Vana und Dr Pilz betreffend staatliche Gewährleistung des freien Zugangs zu Mitteln und Einrichtungen der Familienplanung, Empfängnisverhütung und Geburtenkontrolle eingebracht worden. Hier wird die sofortige Abstimmung dieses Antrages verlangt. Er wurde zuvor erläutert. 

Ich komme zur Abstimmung. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Das sind die Grünen und die SPÖ. - Das ist die Mehrheit, und somit ist dieser Antrag beschlossen.

Wir kommen zum vierten eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag, betreffend Zugangserleichterungen für die "Pille danach", eingebracht von den LAbgen Dr Vana und Dr Pilz. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung dieses Antrages an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales und an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt. 

Wer der Zuweisung dieses Beschlussantrages zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Das sind die GRÜNEN und die SPÖ. - Das ist somit die Mehrheit und somit ist die Zuweisung beschlossen.

Ich habe als fünften Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den LAbgen Dr Vana und Dr Pilz, betreffend die Sicherstellung des unbeeinträchtigten Zu-tritts von Frauen zu privaten Abtreibungsambulatorien, einen Antrag, wo in formeller Hinsicht die Zuweisung die-ses Antrages an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales und an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Inte-gration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt wird. 

Wer hier der Zuweisung für diesen Beschlussantrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Das sind die Grünen, das ist die SPÖ, das ist das BZW, die FPÖ, aber die ÖVP nicht. - Damit ist auch hier eine entsprechende Mehrheit für die Beschlussfassung gegeben. 

Ich habe als letzten Antrag zum Abstimmen einen Antrag des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien der Abgen Feldmann, Aigner und Prochaska. 

Der Beschlussantrag verlangt: 

Der Wiener Landtag spricht sich für eine deutliche Verstärkung der Betreuungs- und Beratungsmaßnahmen in Wien und so weiter aus, spricht sich für eine Anlaufstelle im Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds aus, spricht sich weiters für eine umfassende statistische Er-fassung der Schwangerschaftsabbrüche aus, spricht sich für eine personelle und räumliche Trennung des beratenden von dem den Schwangerschaftsabbruch durchführenden Arzt aus. 

Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an den Herrn Landeshauptmann und an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt. 

Wer hier für die Zuweisung dieses Beschlussantrages stimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Das ist die ÖVP, das ist die FPÖ und BZW nicht komplett, wenn ich das jetzt richtig gesehen habe, mit einer Ausnahme. - Damit ist auch hier keine Mehrheit für die Beschlussfassung dieses Antrages gegeben.

Wir kommen, wenn kein Widerspruch erfolgt, zur zweiten Lesung. – Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. Das ist die ÖVP, das ist die SPÖ und das sind zwei Abgeordnete der Grünen. - Das Ge-setz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen worden.

Wir kommen nun zur Postnummer 2. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Gemeindewahlordnung 1996 geändert wird. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Wehsely und ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich bitte Sie um Zustimmung für diesen Initiativantrag.

Präsident Johann Hatzl: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Dies ist nicht der Fall. So werde ich daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. 

Als Erste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Klubvorsitzende Mag Vassilakou. Ich bitte um das Wort. 

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Ho-hes Haus!

In der Tat ist die Wahlordnung der passende Tagesordnungspunkt, um auf Herrn Gudenus und seine Äußerungen zu sprechen zu kommen, zumal Herr Gudenus ja keine Privatperson ist in dieser Stadt und diese Äußerungen auch nicht als Privatperson getätigt hat, sondern als Vertreter Wiens im Bundesrat.

Wir haben das Gedankenjahr 2005, und so machen sich viele Menschen viele Gedanken zur Geschichte Ö-sterreichs, zur nationalsozialistischen Ära und auch zur Geschichte der Zweiten Republik. 

Offenbar hat sich Herr Bundesrat Gudenus auch so seine Gedanken gemacht. Er hat sich aber keine Gedan-ken gemacht, etwa zu den Millionen Toten des Nationalsozialismus, hat sich keine Gedanken gemacht zu den Tausenden von hingerichteten Menschen, auch den Hunderten enthaupteten Wienerinnen und Wienern nicht, er hat sich keine Gedanken gemacht zu den Deserteuren und ihrem Schicksal, er hat sich keine Gedanken gemacht zu den Widerstandskämpfern, die es in dieser Re-publik gegeben hat, und zu ihrem Einsatz, er hat sich auch keine Gedanken gemacht zu den Millionen jüdischer Opfer. 

Nein, er hat sich Gedanken gemacht zu den Gaskammern, und zwar darüber, ob es sie denn wirklich ge-geben hätte.

Und das, meine Damen und Herren, das ist unerträglich. Es ist unerträglich, es ist unentschuldbar und es ist unfassbar, dass wir gezwungen sind, im 21. Jahrhundert, in Wien, in diesem Haus, eine Debatte aus einem derartigen Anlass zu führen. Und ich habe gewiss nicht vor, von dieser Stelle aus auszuführen, weshalb die Äußerungen des Herrn Gudenus unerträglich sind. Ich gehe davon aus, dass nicht nur jede und jeder, die in diesen Bänken sitzen, es wissen müssen, ich gehe auch davon aus, dass es diese ganze Republik weiß. Deshalb bleibt mir zu Herrn Gudenus nur eines festzuhalten: Dieses Verhalten, diese Äußerungen sind Österreichs nicht wür-dig, diese Äußerungen sind Wiens nicht würdig, und die-se Äußerungen sind unglaublich, zumal sie getätigt worden sind von jemandem, der auf einem Wien-Ticket im Bundesrat sitzt, also als Vertreter dieser Stadt im Bundesrat sitzt. 

Das hat Wien nicht verdient, das haben die Wienerinnen und Wiener nicht verdient. Und, Herr Gudenus, treten Sie endlich zurück. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.) 
Nichtsdestotrotz lohnt es auch, der FPÖ zwei bis drei Worte zu sagen, denn Herr Gudenus kommt ja nicht zu-fällig und auch nicht von ungefähr in den Bundesrat, son-dern er kam in den Bundesrat als Vertreter der FPÖ und wurde von der FPÖ in den Bundesrat nominiert. 

Und ist es Zufall, meine Damen und Herren, ist es Zufall, dass die Gudenuse und die Kampls dieser Republik auf einem FPÖ-Ticket sitzen? Wieso, Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ, wieso kann es sein, dass 
Sie Herrn Gudenus 2001 in den Bundesrat nominierten, wider besseren Wissens. Ja, wider besseren Wissens, denn es ist ja nicht das erste Mal, dass Herr Gudenus in der Öffentlichkeit solche Äußerungen tätigt. Bereits 1995 hat er ja schon einmal aus einem öffentlichen Amt zurücktreten müssen auf Grund ähnlicher Äußerungen. Wie kann es also sein, dass Sie wider besseren Wissens Herrn Gudenus ein zweites Mal zum Vertreter Wiens ma-
chen. Und bitte, Herr Barnet, machen Sie mir auch nicht so, (Abg Barnet steht im Gang und macht eine Bagatellisierung zeigende Handbewegung.) Sie waren damals auch dabei. (Abg Günther Barnet: Nein, denn da war ich noch nicht im Landtag!) Da waren Sie vielleicht noch nicht im Landtag im Jahre 2001, jedenfalls viele Kollegin-nen und Kollegen von Ihnen, die nun beim BZW sitzen - das kann ich Ihnen nicht ersparen - waren 2001 noch bei der FPÖ und haben bei dieser Abstimmung ja ebenfalls die Hand gehoben und haben ebenfalls dazu beigetragen, dass der Herr Gudenus in Wien in den Bundesrat entsandt wurde, und dass der Herr Kampl in Kärnten in den Bundesrat entsandt wurde. Mir geht es nicht nur darum, dass Sie das getan haben wider besseren Wissens, sondern ich habe noch eine Frage an Sie: Wie viele gibt es denn noch davon, und wo sitzen sie alle? 

Momentan ist es ja so, dass wir ungefähr alle zwei Wochen von der Regelmäßigkeit her erleben müssen, dass jemand an die Öffentlichkeit geht und solche und ähnliche Äußerungen tätigt. 

Wenn Sie heute zum Beispiel gehofft haben, meine Damen und Herren, dass das jetzt mit Herrn Gudenus vorbei ist, dann haben wir uns leider, leider, alle geirrt. Offenbar ist es momentan Mode, offenbar ist es so, dass wir momentan ja auch geradezu täglich mit neuen Unappetitlichkeiten konfrontiert werden. Offenbar reizt das Gedankenjahr 2005 einige Herrschaften derart, dass sie sich bedauerlicherweise eben sehr viele Gedanken machen, und diese auch der Öffentlichkeit mitteilen. 

Und schauen wir uns an, was sich Herr Gregor Amhof, FPÖ Alsergrund, Klubobmann, dieser Tage für Gedanken gemacht hat.

Also, ich zitiere, übrigens aus einem schriftlichen Beitrag: „Über den Philipphof-Gründen wurde das Holocaust-Denkmal des angesehenen Bildhauers Prof Alfred Hrdlicka errichtet. Der Bombenopfer wurde nie öffentlich gedacht. Überhaupt wurde den Kriegstoten, den Toten an der Heimatfront, in den Städten, in den Gefangenenlagern, den grausamen Opfern der Besetzung und der Verschleppung nach dem Kriege jene öffentliche Aufmerksamkeit verweigert, welche man jenen privilegierten Opfern widmet, derer - unter anderem - beim oben genannten Denkmal oder dem Denkmal auf dem Judenplatz gedacht wird.“ Das heißt, Herr Amhof setzt die Gefallenen an der Heimatfront gleich mit den Opfern des Holocaust und er spricht im Zusammenhang mit den Opfern des Holocaust von privilegierten Opfern. 

Ja, meine Damen und Herren von der FPÖ, wie viele davon haben Sie noch in Ihren Reihen? Und was machen Sie jetzt mit dem Herrn Amhof? Muss der Herr Amhof auch zurücktreten? Oder tritt er auf und bleibt aber trotzdem im Amt und ist nicht nur Mitglied bei Ihnen? Wie geht es jetzt weiter? Und was müssen wir uns noch alles anhören in den nächsten Tagen? Was müssen wir uns noch bis zu den nächsten Wahlen alles noch von Ihnen anhören?

Ich finde es schön und ich finde es korrekt, dass Sie nun diesen Antrag unterstützen, dass Sie ihn gemeinsam mit uns einbringen, und dass Sie auch diesem Antrag zustimmen werden, wo der Landtag Herrn Gudenus zum Rücktritt auffordert. Aber von Ihrer Verantwortung dafür, dass Sie die Kampls und die Gudenuse dieser Republik in öffentliche Ämter geschickt haben, von dieser Verantwortung können Sie sich damit nicht lossagen. 

Und ich komme nun auch zu den Herrschaften in der ÖVP, denn auch ihnen kann ich einiges an Anmerkungen nicht ersparen. Ich möchte Ihnen, schmerzlich, glaube ich, in Erinnerung rufen, dass auch Sie, meine Herren und auch meine Damen, 2001 Herrn Gudenus in den Bundesrat gewählt haben. Sie haben mitgestimmt. 

Jetzt muss ich mich fragen, was gibt es hier für Möglichkeiten? Haben Sie es wider besseren Wissens getan, oder haben Sie es aus Unwissenheit getan, oder haben Sie es aus koalitionärem Automatismus getan? Das wer-den Sie uns ja noch beantworten.

Ich kann nur sagen, ich kann und will mir nicht vorstellen, dass Sie es wider besseren Wissens getan haben. Wenn Sie es aus Unwissenheit getan hätten, so muss ich sagen, das ist Verletzung Ihrer Sorgfaltspflicht, denn Sie müssten wissen, dass gerade bei Delegationen der FPÖ besondere Sorgfaltspflicht geboten ist, bevor man die Hand hebt. Da lohnt es nämlich, sich ziemlich genau anzuschauen wer da darauf alles steht und was haben die Herren in der Regel für eine Geschichte von Äußerungen in der Öffentlichkeit im letzten Jahrzehnt. Meistens genügt ja eine einfache Recherche in der APA und schon kommt alles raus und das kann man al-
les nachlesen. Es ist ja nicht einmal etwas, worüber man 
in irgendwelchen verstaubten Archiven recherchieren muss. 

Also kann ich sagen, falls es aus Unwissenheit war, passen Sie künftig ein bisserl besser auf, wann Sie die Hand hochheben und für wen. 

So es nicht der Fall war, und es geschah aus koalitionärem Automatismus, dann muss ich sagen, ja, dann ist es geradezu noch schlimmer, dann ist es ja am schlimmsten. Denn das ist es geradezu, worum es mir geht. Sie haben auf Bundesebene eine Koalition gebildet mit den Gudenusen und den Kampls dieser Republik. Sie sitzen auf Bundesebene in einem Boot mit ihnen. Sie haben gewusst, dass es Gudenuse und Kampls gibt in den Reihen der FPÖ, als Sie das Koalitionsübereinkommen mit ihnen abgeschlossen haben. Sie haben gewusst, Sie haben genau gewusst, Sie müssen gewusst haben, mit wem Sie da gemeinsam regieren. 

So, und was ist jetzt? Jetzt ist es öffentlich. Vor ein paar Wochen Herr Kampl, jetzt der Herr Gudenus, heute der Herr Amhof. Was ist jetzt? Sind Sie jetzt überrascht? Nun, wenn Sie überrascht sind, machen Sie sich darauf gefasst, so wie die FPÖ derzeit in Fahrt ist, wie gesagt, werden Sie täglich solche Überraschungen, fürchte ich, erleben müssen. 

Oder sind Sie jetzt empört? Ich gehe davon aus, Sie sind empört. Manche von Ihnen waren ein bisschen schneller empört, manche von Ihnen - auch das kann ich Ihnen nicht ersparen - haben ihre Empörung mit gehöriger Verspätung zum Ausdruck gebracht. Und eines kann ich Ihnen jetzt schon sagen: Diese Vorkommnisse innerhalb Ihrer Regierung, Ihrer blau-schwarzen Bundesregierung, haben bereits zu einer internationalen Belastung für Österreich und auch für Wien geführt. Und ich zitiere aus der Lieblingszeitung unseres Herrn Bundeskanzlers, bekanntlich liest er, heißt es, sehr gerne die "Neue Zürcher Zeitung", und die zitiert er auch gerne. Die zitiere auch ich gerne. Hier steht also in der " Neuen Zürcher Zeitung": „Die österreichische Volkspartei mit Bundeskanzler Schüssel, der große Koalitionspartner des BZÖ, hatte sich mit klaren Stellungnahmen zu Kampls Ver-balentgleisungen auffallend viel Zeit gelassen. Unver-kennbar hatte da die Schonung des Juniorpartners, der Schüssel als Mehrheitsgarant im Nationalrat unentbehrlich ist, Vorrang." 

Ja, vor wem hatte also die Schonung des Juniorpartners Vorrang? Vorrang vor den Apologeten des Nationalsozialismus? Vorrang vor den Zweiflern der Gaskammern? Das ist die Art und Weise, wie Sie Politik ma-chen? Das ist es? Das ist es, was dieser Republik im Gedankenjahr würdig ist? Ist es das? 

Das kann es nicht sein. Ich sage Ihnen nur eines in dieser Causa: Das ist der wesentliche Unterschied zwischen den Grünen und der ÖVP. Mit den Grünen wird es niemals, niemals eine Koalition mit der FPÖ ge-ben. Wir machen das niemals. Sie schon. Wir niemals. Sie schon.

Und so komme ich zu meinen abschließenden Ausführungen. Hohes Haus, innerhalb der nächsten Stunde wird der Antrag gestellt, mit dem der Landtag Herrn Gu-denus auffordert, sein Mandat zurückzulegen. Und dieser Antrag wird angenommen werden. Es bleibt nur noch, sich Gedanken zu machen dazu, was denn zu tun ist, falls er dieser Aufforderung nicht nachkommt. Wollen wir in Kauf nehmen, dass Herr Gudenus als Vertreter Wiens bei einem regulären Wahltermin fast ein ganzes weiteres Jahr im Bundesrat sitzen kann und dort seine Äußerungen, ja, jetzt, wo er auch noch parteiunabhängig ist, wann immer er will, zum Besten geben kann? Oder sind wir der Ansicht, dass jeder Tag, an dem Herr Gudenus als Vertreter Wiens im Bundesrat sitzt, ein Tag zu viel ist? Ich bin der Ansicht, dass Herr Gudenus im Bundesrat unerträglich ist. Und falls er der Aufforderung des Landtags nicht nachkommt und nicht zurücktritt, dann bin ich für einen baldigen Wahltermin. Noch ist Herr Gudenus am Zug, insofern muss ich meine Ausführungen noch einmal mit einem Appell an ihn richten: Herr Gudenus, treten Sie endlich zurück! (Beifall bei den GRÜNEN und Abg Godwin Schuster.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Oxonitsch.

Abg Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr ge-ehrter Herr Präsident! Sehr geehrtes Hohes Haus!

Österreich gedenkt in diesen Tagen der Ereignisse vor 60 Jahren. Der Befreiung Österreichs von der Nazidiktatur, dem Ende des Krieges und auch der Entstehung der Zweiten Republik. Es waren dramatische und, wie ich meine, es waren auch historische Tage. Auch und gerade in und für Wien. Und in Wien wurde damals - und wir haben ja heute auch schon bei der Gedenktafelenthüllung daran erinnert - tatsächlich Geschichte geschrieben. Genau vor 60 Jahren trat hier im Wiener Rat-haus im Roten Salon die provisorische Stadtregierung unter Karl Renner zu ihrer ersten Sitzung zusammen. Erst zwei Tage vorher wurde die Unabhängigkeitserklärung unterschrieben. Es war damals der Krieg noch im Gange und Hitler war zu diesem Zeitpunkt noch am Leben. Und vom Wiener Rathaus gingen Stadtkanzler Renner, Bürgermeister Körner, begleitet von den Parteivorsitzenden und der Stadtregierung zum Parlament hinüber, um es tatsächlich wieder für das österreichische Volk in Besitz zu nehmen. Und diese bewegenden Bilder, meine Damen und Herren, konnten wir in den letzten Tagen ja vielfach verfolgen, in diversen Dokumentationen und Fernsehserien. Und niemand, meine Damen und Herren, zweifelt an der Echtheit dieser Bilder. Viele waren ja auch persönlich dabei, haben die Freude damals miterlebt, waren dabei, als vor dem Parlament Wal-zer getanzt wurde. Und in diesen Tagen können wir im Zuge zahlreicher Berichterstattungen natürlich auch viele andere Bilder dieser Zeit sehen: Die Kriegsereignisse, die Wien getroffen haben, die zerstörten Häuser, die Menschen, die ihre Existenz verloren haben, die Bilder der getöteten Soldaten, der getöteten Widerstandskämpfer und vieler anderer, die damals ihr Leben lassen mus-sten. Und auch an der Echtheit dieser Bilder, meine Da-men und Herren, zweifelt niemand und an den Ereignissen zweifelt niemand.

Und dann konnten wir im Zuge dieser Dokumentationen, Fernsehserien, auch jene Bilder sehen, die bereits 1945 die Welt tatsächlich in Entsetzen versetzt haben, denn die amerikanischen und die russischen Truppen waren bei ihrem Vorrücken nach Deutschland und nach Österreich auch auf zahlreiche Konzentrationslager ge-stoßen, in denen sie Berge von Leichen fanden, ausgehungerte Menschen, ausgemergelte Menschen, bis auf die Skelette abgemagerte Menschen. Und die vorgefundenen Beweise damals und letztendlich auch die Aussagen einiger, die diese Schrecken tatsächlich überle-
ben konnten, machten sehr rasch klar, in diesen Lagern gab es systematischen Völkermord. 6 Millionen Menschen wurden in diesen Vernichtungslagern der Nationalsozialisten gequält, gefoltert, grausamst umgebracht. Und es ist heute auch durch unzählige historische Beweise klar und deutlich belegt, sie wurden auch in Gaskammern erstickt. 

Und sowohl die Russen als auch die Amerikaner führten die Menschen ganz bewusst auch in diese Lager, um zu zeigen und damit sich die Menschen persönlich auch überzeugen konnten, welch unglaubliche Tötungsmaschinerie durch die Nationalsozialisten eingerichtet wurde. Und vielen Menschen wurde damals klar, welch ungeheure Zerstörungen und Verbrechen des Nationalsozialismus damals tatsächlich verursach hat.

Und dennoch, dennoch gibt es einige Unbelehrbare, die diese Tatsachen bis heute leugnen, verharmlosen, in Frage stellen, nicht wahrhaben wollen, und dieses Bild dieser dunklen und braunen Vergangenheit auch schönfärben wollen. Aber was ist von jemandem zu halten, der sagt, das alles hat so nicht stattgefunden, man ist sich nicht klar. Man stellt es in Frage, und der in Frage stellt, dass Millionen von Menschen auf diese grausame Art und Weise umgebracht wurden? Man müsste ihn entweder als völlig unwissend ansehen oder aber als vorsätzlich ignorant und menschenverachtend einstufen. 

Solche Menschen sind, meiner Ansicht nach, zum Glück eine verschwindende Minderheit in unserem Land, und sie finden zum Glück auch tatsächlich immer weniger Beachtung. Allerdings werden solche Einstellungen aus meiner Sicht dann zu einem tatsächlichen Problem, wenn solche Personen in hohen Ämtern des Staates sitzen, und wenn solche Personen in ihrem Amt solche Aussagen tatsächlich auch treffen. 

Denn Österreich bekennt sich zum Glück zur geschichtlichen Wahrheit und der Mitverantwortung vieler Österreicher an den Verbrechen des Dritten Reiches. Und wer diese Wahrheit leugnet, meine Damen und Her-ren, der fügt unserem Land, der fügt der Institution, in der er tätig ist, großen Schaden zu. Und der Bundesrat Gudenus fügt tatsächlich durch seine beharrliche, wiederholte und öffentliche Leugnung der Gaskammern der Nationalsozialisten dem Bundesrat, dem Parlament und vor allem aber auch dem Land Wien, für das er in diesem Bundesrat sitzt, schweren Schaden zu. Herr Gudenus hat sich unserer Ansicht nach durch dieses Verhalten nicht dieser Verantwortung würdig erwiesen, die mit der Funktion des Bundesrates verbunden ist. 

Und damit zur Sozialdemokratischen Fraktion. Ich bin ich sehr froh, dass ich heute einen Antrag einbringen kann, in dem dieses Hohe Haus einhellig Herrn Gudenus auffordert, unverzüglich sein Amt als Bundesrat zurückzulegen. Ich bin sehr froh, dass er von allen unterstützt wird und ich fordere Sie an dieser Stelle daher auf, legen sie Ihr Bundesratsmandat zurück, Herr Gudenus. (Beifall bei der SPÖ, den GRÜNEN und bei der ÖVP.) 

Und ich tue das bewusst auch namens der unzähligen Opfer des Nationalsozialismus. Ich sage, machen Sie das Amt frei für einen Vertreter des Landes Wien, der tatsächlich und unzweifelhaft auf Seiten der Freiheit, auf Seiten der Demokratie und der Menschenwürde steht und der die Verbrechen des Nazi-Regimes, wie wir alle, verurteilen. Und ich fordere Sie weiters auf, Herr Gudenus, fahren Sie nach Mauthausen. Es findet dort am 8. Mai die alljährliche Gedenkveranstaltung an die Befreiung des Konzentrationslagers vor nunmehr 60 Jah-ren statt. In Mauthausen wurden zwischen 1938 und 1945 über 100 000 Menschen getötet. Und wenn Sie dort hinfahren, Herr Gudenus, werden Sie im Keller des Lagergefängnisses, in der Nähe der Verbrennungsöfen und des so genannten Genickschussraumes einen als Duschraum getarnten, etwa vier Meter großen Raum, die Gaskammer, finden mit zwei Türen, einem Guckloch und einer Brauseanlage. Und wenn Sie dort hinschauen, dann werden Sie an der Decke ein Rohr finden, das da-mals für die Opfer nicht sichtbar, an der Oberseite eine sehr lange Öffnung hat. Dieses Rohr war mit dem Gaseinfüllgerät außerhalb der Kammer verbunden. Ab März 1942 wurden laut gerichtlichen Feststellungen in dieser Gaskammer in Mauthausen etwa 3°500 Menschen mit dem Gift Zyklon B getötet. Der Erstickungstod dauerte ca 15 bis 20 Minuten. Und gestern vor 60 Jahren wurden dort die letzten 34 Österreicher, 5 Polen und 1 Kroate vergast. Heute vor 60 Jahren versuchte die SS noch, die Einrichtungen rasch zu demontieren, um dieses Verbrechen zu vertuschen. 

Herr Gudenus, fahren Sie nach Mauthausen, öffnen Sie dort Ihre Augen, Ihre Ohren, Ihr Herz. Dort finden Sie mehr Klarheit, um mit den Worten des Herrn Bundespräsidenten zu sprechen, mehr Klarheit als ein normaler Mensch eigentlich ertragen kann. Vielleicht wird es Ihnen dann Leid tun, dass Sie bislang Millionen Opfer des Nationalsozialismus und deren Angehörige verhöhnt und verletzt haben. Herr Gudenus, verlassen Sie den Bundesrat, fahren Sie nach Mauthausen. (Beifall bei der SPÖ, der ÖVP und bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Bevor ich auf das ernste Thema dieser Diskussion eingehe, darf ich noch einen Antrag einbringen, der sich aus einer Diskussion ergeben hat, die wir am Vormittag zum Thema Begutachtungsverfahren geführt haben und der die Entwürfe der Wiener Landesgesetze im Internet zum Gegenstand hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben jetzt eine sehr ernste Diskussion. Und wenn wir uns in diesen Tagen, der sechzigsten Wiederkehr der Begründung der Zweiten Republik erinnern, dann ist es auch die Erinnerung an das Ende einer grausamen Zeit. Wenn es im 20. Jahrhundert so manches gegeben hat, das eine Blutspur hinterlassen hat, dann ist es aber ein System gewesen, ein Regime, das viel, viel schlimmer als alle anderen war. Eines, das einen Weltkrieg vom Zaun ge-brochen hat mit Millionen Toten und eines, das die industrielle Vernichtung von Menschen auf Grund ihres religiösen Bekenntnisses, auf Grund auch ihres politischen Bekenntnisses, zum Ziel gehabt hat. 

Und wir sind froh, dass diese Zeit vorbei ist, wir sind froh, dass wir auch wissen, dass das nie wieder passieren darf. Und umso mehr tut es weh, wenn ein Vertreter Wiens im Bundesrat, nämlich der Bundesrat Gudenus, mit derartigen Bemerkungen, mit einer derartigen Wortwahl, mit einem derartigen Relativieren hier in Erscheinung tritt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Österreichische Volkspartei, die an der Wiege dieser Republik gestanden ist, die Österreichische Volkspartei, die eine der Säulen dieser Demokratischen Republik Österreich ist, verurteilt das, was der Herr Gudenus gesagt hat und fordert Herrn Gudenus auf, endlich zurückzutreten. (Beifall bei der ÖVP, bei den GRÜNEN und von Abg Godwin Schuster.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist sicherlich ein ernster Moment, und es ist vor allem auch deshalb schwierig, weil wir formal keine Handhabe haben. Man kann nur an Herrn Gudenus, an ihn persönlich, appellieren, an sein Gewissen, dass ihm klar sein sollte, welchen Schaden er der Republik Österreich und dem Land Wien durch ein Verbleiben in seiner Funktion anrichtet. In diesem Sinne, Herr Gudenus, tun Sie, gera-
de als jemand, der auch als Offizier mehrere Eide auf diese Republik geleistet hat, dieser Republik einen guten Dienst und legen Sie Ihr Mandat so rasch wie möglich zurück. (Beifall bei der ÖVP, bei den GRÜNEN und von Abg Godwin Schuster.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Strache.

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Landtagspräsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Opfer von gestern verdienen unseren Respekt, unsere Anerkennung und auch ein Gedenken in Würde. Und gerade um die Zeit des sechzigsten Jahrestages der Gründung der Zweiten Republik ist es das Gebot der Stunde, dass wir diese Menschlichkeit auch sicherstellen, in unserer heutigen Zeit und auch mit Würde daran gedenken, was es für Zeiten gegeben hat, wo Massenmorde, Menschenrechtsverletzungen gang und gäbe, ja System waren und wir nicht zulassen können, dass man diese relativiert, in Frage stellt, und das auch zum wiederholten Male, wo wir in der heutigen Demokratie dafür Sorge tragen müssen, dass sich so etwas nie mehr wiederholen kann. 

Das ist eine Verantwortung, die wir alle haben. Dieser Verantwortung kommen auch alle in diesem Haus nach - und das möchte ich betonen -, wenn alle in diesem Haus zum Ausdruck bringen, dass jemand, der so etwas sagt, nicht Vertreter dieses Hauses sein kann und auch nicht Vertreter eines anderen Hauses, nämlich in dem Fall des Bundesrates, sein kann. 

Ich halte für mich als Obmann der Freiheitlichen Partei Österreichs fest, dass ich, nachdem ich diese Aussage gehört habe, umgehend - und zwar nicht nach einem Tag, nach zwei Tagen, nach einer Woche oder nach 14 Tagen, sondern umgehend, in der Minute - das Gespräch mit Herrn Bundesrat Gudenus geführt habe und auch in der Minute festgemacht habe, dass das bei uns in der Freiheitlichen Partei Österreichs nichts verloren hat und keinen Platz haben kann. Ich habe auch umgehend festgemacht, dass er zurückzutreten hat, als Bundesrat, aber auch als Parteimitglied. Er hat leider den einen Schritt nicht gesetzt, und das ist für mich bedauerlich. Ich kann daher nur nochmals dokumentieren, dass er diesen anderen Schritt auch zu setzen hat und setzen soll. Das halte ich hier sehr deutlich fest.

Ich glaube, dass gerade dieses Thema dazu angetan ist, es mit Würde und nicht mit Polemik zu behandeln, und nicht auf dem Rücken von Opfern und des Leids der Opfer hier herauszugehen und zu versuchen, parteipolitische Agitation zu betreiben. Das ist bei diesem Thema nicht angebracht. Ich kann und muss daher für mich persönlich festhalten, Frau Kollegin Vassilakou: Was Sie heute hier getan haben, war für mich eine Disqualifikation Ihrer Person. Ich sage das hier sehr offen. (Zwischenruf von Abg Mag Maria Vassilakou.) Denn das, was Sie heute getan haben, - Dinge zu vermischen, falsch darzustellen und zu verdrehen - ist ungeheuerlich, und ich hal-te das in dieser Klarheit fest. (Abg Mag Maria Vassilakou: ...ich nicht!)
Denn wenn Sie Herrn Gregor Amhof mit anderen Dingen in Zusammenhang bringen, dann ist das einfach ungebührend gewesen. (Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch.) Er hat einen Artikel geschrieben, worin er - und ich gehe darauf ein - mit einer dummen und unglücklichen Formulierung etwas falsch formuliert hat, aber etwas anderes gemeint hat. Wenn Sie sich den Artikel durchlesen, in dem er in der Folge - und das haben Sie nicht zitiert - festhält: „Wir wollen und sollen aller Opfer in einem Haus der Geschichte gemeinsam gedenken.“ (Abg Mag Maria Vassilakou: Sie sind nicht...!), dann ist das das, was Leon Zelman zu Recht schon eingefordert hat, und dann ist das das, wodurch er auch in der Folge (Abg Mag Maria Vassilakou: ...in dem Haus der Geschichte!) - und das wollte er sagen und hat er mit dem Artikel zum Ausdruck gebracht -, neben dem Holocaust, neben dem Massenmord im NS-Regime bitte auch anderen Opfern, die innerhalb der Ersten Republik, in der Zwischenphase und in der Entstehung bis zur Zweiten Republik leider der Fall waren, in einem Haus der Geschichte, in dem die österreichische Republik all diesen Opfern ein Gedenken sicherstellt, auch ein Gedenken ermöglichen wollte. (Abg Mag Maria Vassilakou: Herr Strache! Wissen Sie, wo Sie reden?) Das hat er in diesem Artikel festgemacht, ohne Aufrechnung, und das hat er zum Ausdruck bringen wollen. (Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch.)
Ich gebe Ihnen Recht, dass er in einem Punkt eine Formulierung verwendet hat, die ein Unsinn ist. Es gibt keine privilegierten Opfer, das gibt es nicht! Denn jedes Opfer, das umgebracht worden ist, egal auf welche Art und Weise, ist ja kein privilegiertes Opfer, sondern das ist ein Opfer. Diese Opfer haben unseren Respekt, unsere Anerkennung und unser Gedenken letztlich auch ver-dient - alle! Er wollte aber zum Ausdruck bringen - und das war der Schreibfehler -, das Gedenken allen Opfern zu ermöglichen. (Abg Mag Maria Vassilakou: Herr Strache, es gibt keine...!) Das bitte, nur zur Klarstellung, auch zur Kenntnis zu nehmen! (Abg Christian Oxonitsch: Reden Sie es nicht schön! Es ist sein Artikel!) Das bitte zur Kenntnis zu nehmen, und nicht seinen Artikel im Gesamtkonnex zu zerreißen! Es ist vielleicht schwer, das zu verstehen, aber das hat er zum Ausdruck bringen wollen. (Abg Franz Ekkamp: ...muss man genaue Wortwahl tref-fen!)
Ich komme zurück auf Bundesrat John Gudenus und darauf, dass seine Äußerungen inakzeptabel, nicht tolerierbar und unverzeihlich sind, weil er in dieser Art und Weise, wie er sie getroffen hat, eben NS-Massentötun-gen, -Massenmorde in Frage gestellt hat, verniedlicht hat und auch relativiert hat. Das ist eben das, was - wie wir, auch ich und auch die FPÖ klar herausstreichen - nicht akzeptiert wird. Wir fordern ihn deshalb auch auf, sein Mandat zurückzulegen, und ersuchen deshalb auch da-rum, in diesem Bereich und gerade bei so einem ernsthaften Thema nicht mit parteipolitischer Agitation an das Thema heranzugehen. Das ist zu ernst, das muss man mit Würde behandeln, und da bitte ich darum, eben nicht so vorzugehen, wie das heute ansatzweise der Fall war. 

Ich habe in meiner Funktion alles in meiner Macht Stehende versucht und unternommen, mehr war nicht möglich. Sie wissen, dass nicht einmal der Antrag, den wir heute gemeinsam zum Ausdruck bringen - das sind unsere Möglichkeiten, die wir haben,... Mehr war und ist nicht möglich. Aber unsere Möglichkeiten und auch meine Möglichkeiten habe ich ausgeschöpft. Ich kann daher nur noch den Appell an ihn richten, diesen Schritt zu set-zen, damit in dieser Situation, die er durch seine Aussage auch angerichtet hat, dem Land und uns allen nicht weiterer Schaden entsteht.

Ich glaube auch, dass es unsere Aufgabe ist, dafür Sorge zu tragen, dass wir uns nicht nur im heurigen Ge-denkjahr dem Gedenken und Bedenken widmen, sondern dass wir auch darüber nachdenken sollen, wie wir konkrete Schritte setzen können, mit Studentenaustauschprogrammen, mit Schüleraustauschprogrammen, wodurch wir die Jugend heranführen, um hier auch aufei-nander zuzugehen, hier die Gegenwart und Zukunft auch im Auge zu haben, damit nie wieder so etwas passieren kann, was passiert ist. 

Da müssen wir alle auch den Mut und die Zivilcourage aufbringen, dort aufzuzeigen, wo es heute international Situationen gibt, in denen auch totalitäre Regime oder Systeme oder Formen von Menschenrechtsverletzungen der Fall sind, die in Richtung Massentötung ge-hen. Wir müssen wachsam sein. Leider ist dies ein Thema, das uns auch in der Gegenwart noch beschäftigt, und da sind wir alle aufgerufen, eben auch unsere Stimme zu erheben, wenn international etwas passiert, das in Richtung Menschenrechtsverletzung weiterhin möglich ist. Leider ist es möglich, dass es das in unserer Zeit noch gibt und Systeme vorhanden sind, die die Massentötungen auch nach 1945 möglich gemacht haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Barnet.

Abg Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Frau Präsidentin! Damen und Herren des Hohen Landtages!

Grundsätzlich eignet sich nichts so wenig für die Politik, für die Werthaltungen, wie die Betrachtungen der Geschichte. Nicht weil man natürlich aus der Geschichte lernen muss, aus der subjektiv erfahrenen, aus der allge-meinen des kollektiven Geistes, sondern wegen der Frage, ob wir individuell in der Lage sind, die Komplexität und Vielfältigkeit von Geschichte - insbesondere von er-lebter Zeitgeschichte, und die bezieht sich nicht nur auf die, die sie tatsächlich selbst erlebt haben, sondern oftmals bis in die dritte Generation hinein - zu erfassen. 

Trotzdem haben wir die Verantwortung und Verpflichtung, in unseren täglichen Handlungen Werthaltungen zum Ausdruck zu bringen, vielleicht auch andere zu be-werten und manchmal über sie zu richten, zumindest po-litisch. In diesem Sinne sind die Aussagen von Bundesrat Gudenus in jeder Hinsicht inakzeptabel und ist der heutige Antrag darauf die richtige Antwort. Bundesrat Gudenus ist kein verblendeter Jugendlicher, dem wir es zwar nicht nachsehen könnten, aber auf den wir noch belehrend einwirken könnten. Das ist er nicht. 

Ich bin mir - und ich bitte Sie jetzt wirklich, mich diesen Satz genau ausführen zu lassen - wegen seiner Skurrilität nicht einmal ganz bewusst, Kollege Oxonitsch, ob er wirklich weiß, was er sagt, und ob er tatsächlich den Nationalsozialismus verharmlosen will. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das exkulpiert ihn nicht von dem, was er gesagt hat, aber ich bin mir nicht einmal ganz sicher, ob er wirklich weiß, was er sagt. (Abg Susanne Jerusalem: Der Herr Gudenus weiß es!) Jetzt nicht ihn verteidigend, sondern ihn kennend - und das ist vielleicht noch schlimmer, das macht ihn noch weniger berechtigt, politischer Vertreter dieses Landes zu sein.

Ich verschweige mich auch nicht zu den Aussagen des Bundesrates - oder ehemaligen Bundesrates, weil er ja das Amt zurückgelegt hat - Kampl, damit man mir das nicht vorwerfen kann. Ich habe in den letzten Tagen da-zu oft gesagt, dass ich als Klubdirektor des freiheitlichen Parlamentsklubs weder dem einen noch dem anderen öffentlich ausrichte, was ich von ihren Werthaltungen denke. Nachdem beide die entsprechenden Schritte ge-setzt haben und es mir daher möglich machen zu sagen, was ich denke, kann ich das jetzt hiermit tun. 

Seine Aussagen sind politisch falsch in der aktuellen Debatte um die Deserteursfrage im Zweiten Weltkrieg, weil die Debatte heute wie auch sonst um die Gewissensfreiheit gehen muss, um die Gewissenfreiheit, sich dafür zu entscheiden, nicht einer bewaffneten Macht an-zugehören, noch dazu in einem Staat, den wir rechtsphilosophisch - die Frau Stadträtin hat das heute angesprochen - nicht als Rechtsstaat, sondern nur als Gesetzesstaat bezeichnen müssen. Daher ist die Frage der inneren Loyalität zwischen Bürger und Staat zu stellen. Es ist daher das Recht, nicht an der bewaffneten Macht teilzunehmen, selbst wenn es die Gesetze so vorsehen. Man nimmt dabei natürlich die individuellen Schädigungen auf der einen wie auf der anderen Seite in Kauf, und das ist der Ausdruck dieser Gewissensfreiheit.

Anders liegt die Sache natürlich, wenn dabei andere Straftaten begangen wurden, die auch heute strafbar wä-ren. Ein Beispiel: Wenn jemand in den letzten Kriegstagen noch den einen oder anderen seiner Kameraden erschießt, um sich selbst zum Widerstandskämpfer zu machen, dann hat das die Justiz der Zweiten Republik auch unter allen Justizministern so gesehen. Nur: So hat es Bundesrat Kampl nicht gesagt, und daher war es po-litisch und persönlich falsch. Es war auch unrichtig. 

Ich rechne ihm seine persönliche Betroffenheit an, aber sie exkulpiert ihn jedenfalls nicht. Daher bin ich ihm auch persönlich dankbar dafür, dass er diesen Schritt ge-setzt hat, sein Mandat zurückzulegen, weil er die Einsicht hatte, dass er zwar für sich immer noch an das glaubt, was er gesagt hat, aber damit in der allgemeinen Öffentlichkeit nicht wahrgenommen werden kann und wird, als Vertreter der Republik, des Bundeslandes Kärnten und des Bundesrates. 

Wenn persönliche Geschichte Bedeutung für unsere Werthaltungen hat, dann möchte ich mich auch nicht verschweigen. Mein Großvater war ein nach dem Ersten Weltkrieg Heimatloser, der als deutschsprachiger Kroate eines der wenigen, der fünf kroatischen Dörfer in Südmähren seine Heimat verloren hatte und im Zuge der Ersten Republik nach Österreich wanderte, weil er nicht tschechischer Staatsbürger war, da sein Vater nicht op-tiert hatte. Mein Urgroßvater konnte daher auch nicht An-gehöriger der tschechischen Volksvertretung - wie immer sie auch geheißen hat, Národní - sein, weil er die österreichische Staatsbürgerschaft behalten hatte. 

Er war als Sozialdemokrat in der Ersten Republik An-gehöriger des ersten Bundesheeres und in den Bürger-kriegsjahren 1933 und folgende gezwungen, auf Sozialdemokraten zu schießen. Einer seiner Kameraden war später der Mörder des Bundeskanzlers Dollfuß. Er war Angehöriger der Wehrmacht, und weil seine Flak-Bat-terie einer Waffen-SS-Division unterstellt wurde, wurde er unfreiwilligerweise Angehöriger einer solchen Waf-
fen-SS-Division und musste an der Niederschlagung 
des Warschauer Aufstandes Ende 1944/1945 teilnehmen und dabei wiederum Menschen töten. 

Er war kein Nationalsozialist, niemals, auch wenn er vier Jahre in Sibirien in Kriegsgefangenschaft war und meine Großmutter Unterschriften sammeln musste, um nachzuweisen, dass er kein Nationalsozialist war, damit er nicht in Russland erschossen wurde. Diese Ereignisse haben ihn nicht schlafen lassen, sie haben sein ganzes Leben bewegt, und sie bewegen mich auch heute, wie Sie sehen. 

Er war Angehöriger des Bundes Sozialdemokratischer Akademiker, und in seinem Freundeskreis waren Spanienkämpfer beider Seiten - für die, die wissen, was ich damit sagen will. Es waren Bürgerkriegskämpfer aller drei Lager der Jahre 1933 und 1934 seine persönlichen Freunde, weil sie zwischen diesen Dingen differenziert haben. Aber diese Ereignisse haben in ihm das wachsen lassen, was ihn zu einem echten Demokraten ausgezeichnet hat, zu einem Sozialdemokraten, aber in erster Linie zu einem echten Demokraten, und sie haben auch mich geprägt. 

Sie haben mich insofern geprägt, als ich nicht vorschnell über andere urteile und versuche, den Kern zu erfassen. In unserer Geschichte - die einen haben eine kürzere, die anderen eine längere Parteigeschichte - gibt es viele solche Menschen, egal ob Männer oder Frauen, und sie haben es für sich bewältigt. Auch die Parteien bewältigen es für sich, die eine früher, die andere später, und es wäre billig und polemisch, jetzt der Sozialdemokratie etwas vorzuwerfen, was sie erst in den letzten Jahren aufgearbeitet hat, und daher tue ich es nicht. 

Wenn wir für uns aus unseren persönlichen Lebensgeschichten oder denen unserer Vorfahren eine allgemeine Lehre aus der Geschichte des 20. Jahrhunderts ziehen wollen, dann ja wohl nur die, dass Auschwitz oder andere Lager, aber auch der Gulag des Stalinismus - und das haben wir oft gesagt, ohne die beiden miteinander zu werten und zu vergleichen - nie wieder passieren dürfen. Und sie lassen in uns Entscheidungen wachsen; in mir die, zwei Dinge zu werden: Soldat und Politiker, beides eines demokratischen Rechtsstaates, und in mir die innere Werthaltung, für beides immer einzutreten, wohin mich auch die Geschichte in welcher Verantwortung gerade stellt. Ich bringe das mit meinen inneren Werthaltungen, aber auch äußerlich zum Ausdruck, auch wenn das den einen oder anderen manchmal stört. Aber ich bin aus dieser Grundhaltung heraus der Ansicht, dass man gegebenenfalls um der Freiheit und der Menschenrechte willen auch bereit sein muss, demokratisch legitimierte Gewalt anzuwenden, um die universell geltenden Menschenrechte zu verteidigen.

Dennoch ist diese Lehre im 20. Jahrhundert nicht aufgegangen: Srebrenica hat stattgefunden, Ruanda hat stattgefunden, Darfur findet statt. Daher weigere ich mich auch, mich als Angehöriger dieses Landtages in die Gei-selhaft eines Bundesrates nehmen zu lassen und als ein-zige Konsequenz, so wie das angedacht wird, die Auflösung dieses demokratischen Gremiums zu sehen, um einer Einzelperson darauf eine Antwort zu geben. Der Vergleich mit dem Jahre 1933 drängt sich rasch auf, auch wenn er falsch ist. Die richtige Antwort geben wir heute mit dem Antrag, den wir vorbehaltlos unterstützen. Und ich glaube, alle fünf Fraktionen tun das einzig Richtige. (Beifall beim BZW.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wahrscheinlich wird jetzt in diesem Haus erwartet, dass wir hier, quasi fast schon wie in einer Feierstunde, alle einer Meinung sind, nämlich - und das ist immerhin schon ein Vorteil, dass wir alle einer Meinung sind - dass wir in dieser Republik in keinem Parlament, in keinem Landtag, in keinem Bundesrat jemanden von der Gesinnung eines Gudenus brauchen. 

Aber ich muss ganz ehrlich sagen, es macht mir beim Zuhören Schwierigkeiten, weil hier der Eindruck entsteht, jetzt sitzen wir alle da, es sind fünf Fraktionen, und wir alle sind uns einig, dass Gudenus das nicht hätte sagen dürfen und dass er auf sein Mandat verzichten muss. Dann stimmen wir einen gemeinsamen Antrag ab und haben damit mehr oder weniger einen Konsens hergestellt in Bezug auf die Bewertung des Holocaust, der Nachkriegsaufarbeitung und so weiter. 

Nur: Das stimmt schlicht nicht! Deswegen ist das zwar jetzt eine kleine Störung, aber für mich persönlich ist es notwendig. Es gibt heute keinen Konsens in der Bewertung des Holocaust, und es gibt ganz, ganz sicher keinen Konsens in Bezug auf Tendenzen, wie man das alles heute bewertet, wie man heute mit Rassismus und Faschismus umgeht! Diesen Konsens gibt es nicht in der Republik bei allen Einwohnern, Einwohnerinnen, allen PolitikerInnen, das stimmt einfach nicht. Das können wir uns auch nicht mit einem Antrag herbeireden. 

Die Diskussion um den Herrn Kampl und die Deserteure war ja nicht so, dass der Herr Kampl einen Ausrutscher gemacht hat, dann tritt er zurück - das hat eine Weile gedauert -, das war es dann, und jetzt sind wir uns alle einig. Sondern als der Herr Kampl das gesagt hat und Deserteure als Kameradenmörder beschimpft hat, haben sehr viele Leute im Bundesrat applaudiert, unter anderem auch der größere Teil der Bundesratsfraktion der ÖVP. "Heftiger Applaus", hat das Protokoll vermerkt.

Da fragt man sich natürlich: Woher kommt diese Mega-Entrüstung, in der wir uns nachher alle einig sind, wenn es vorher nicht so war? Was ist jetzt eher wahr? Die politische Bewertung, in der wir alle wissen, es ist nicht klug, das zu tun - zuerst klatschen, das vergisst man nachher, und jetzt war niemand mehr dabei. Niemand ist der Meinung gewesen, dass Kampl Recht hatte, es war eine Einzelaussage von einem, und fertig. Diese Aussagen sind Legion, ich habe dort drüben in meiner Tasche so viele Seiten an Aussagen von Politikern - nicht nur der FPÖ, sondern auch von anderen Parteien -, die man hier verlesen könnte. Und ich muss nicht bei der Beschäftigungspolitik anfangen, die gelobt wurde, der "Beschäftigungspolitik des Dritten Reichs" im Kärntner Landtag, die dann zu einem zwischenzeitlichen Rückzug vom Landeshauptmannsessel geführt hat. 

Die Kampl-Diskussion und die Diskussion um die Deserteure wird ja jetzt noch geführt. Wir haben in Österreich nach wie vor keine Rehabilitierung, keine pauschale Rehabilitierung der Deserteure der Wehrmacht, noch heute nicht! Darüber wird im Justizausschuss des Nationalrates seit 1999 diskutiert, und es wird dies von einer Sitzung zur anderen vertagt. Seit Jahren, seit ungefähr sechs Jahren wird es von einer Sitzung zur anderen ver-tagt, obwohl dort eigentlich drei Parteien zumindest vorgeben, sich einig zu sein: ÖVP, GRÜNE und SPÖ sind sich einig, dass das geschehen soll. Die ÖVP sagt dazu, sie macht es erst dann, wenn es ein Allparteienantrag wird. Das wird es nicht, und das wird es auch nicht werden, und das wissen sie. Es genügt ihnen nicht, dass SPÖ, GRÜNE und angeblich auch sie der Meinung sind, dass es zu einer Rehabilitierung kommen soll, so wie es in Deutschland passiert ist, sondern sie sagen - und schützen sich damit -, wir sind schon dafür, aber wir wol-len ein Allparteienantrag. Sie wissen, dass dieser nicht kommt, und sagen damit: Nein, wir werden es nicht tun.

Die Deserteure der Wehrmacht haben heute noch das Problem, wenn sie Pensionszeiten, Ersatzzeiten für die Pension anrechnen wollen, dass sie es nicht tun kön-nen. Das Gesetz lautet in aller Kürze so: Der Aufpasser auf den Deserteur im KZ, der Wärter, darf seine Zeit, die er in der Anstalt, im KZ gearbeitet hat - unter Anführungszeichen -, anrechnen lassen, das Opfer nicht. Das ist heute noch gültiges Recht, jetzt, wie ich hier stehe und rede! Es betrifft ohnehin nicht mehr viele Leute, weil sie natürlich auch sterben, es sind ja nicht mehr viele, die es überlebt haben. Ich befürchte, dass das, bis das Gesetz kommt, womöglich überhaupt keiner mehr in Anspruch nehmen kann. Also so zu tun, als ob wir uns da einig wären - es tut mir Leid, so ist es nicht!

Über die Aussagen von Herrn Gudenus sind wir alle entrüstet. Ist es sein erster Ausrutscher gewesen? War es überhaupt ein Ausrutscher? Ist er nur ein schrulliger Graf? Nein, er hat das schon mehrmals gesagt! Ich nehme an, dass man sich in der Zwischenzeit bemüht hat, ihn aufzuklären. Er hat die Aufregung auch vor 10 Jahren schon gehört, als er das erste Mal genau das Gleiche wie jetzt in der letzten Woche getan hat: Die Existenz von Gaskammern in Zweifel zu ziehen. Es ist ja auch in der Sendung "Report" im ORF Bezug auf seine Aussagen vor 10 Jahren genommen worden, man hat es also gewusst. Wie kommt er dann wieder in ein Parlament hinein, nachdem er damals deswegen zurücktreten musste? Er hat ja nicht in der Zwischenzeit gesagt, ich habe meine Meinung geändert, es tut mir Leid, ich hätte es nicht sagen sollen. Das ist gestanden, er hat deswegen zurücktreten müssen und zieht ein paar Jahre später wieder in den Bundesrat ein - kein Problem!

Herr Amhof schreibt - ich nehme nur die drei Beispiele - "privilegierte Opfer", und das ist jetzt ein "Schreibfehler". Was wollte er denn statt "privilegiert" schreiben, wenn das ein "Schreibfehler" war? Es ist einfach eine Zumutung! Da ist es ein "Schreibfehler", dort ist es ein schrulliger Graf, da ist es einem herausgerutscht - nein, eben nicht! Sondern das ist es, was in den Köpfen drinnen ist, und es kommt eben das heraus, was in einem drinnen ist, das hilft nichts. Da kann man sich zusammenreißen, soviel man will, in der Politik wird das dann, positiv besetzt, Authentizität genannt. Das ist es auch: Die Leute sind authentisch, wenn sie die Existenz von Gaskammern in Zweifel ziehen, sie sind authentisch, wenn sie glauben, dass Deserteure die größeren Verbrecher als die Opfer von damals waren, und sie sind authentisch, wenn sie von privilegierten Opfern reden. Sie sind authentisch, und deswegen muss man politisch dagegenhalten und dagegen arbeiten. Deswegen ist auch der Antrag heute natürlich hervorragend, und es ist auch schön, wenn alle dabei sind. Noch schöner ist, wenn der Herr Gudenus wirklich zurücktritt. 

Was trotzdem alle fragen müssen - und ich nehme jetzt die GRÜNEN nicht aus, weil wir es ein bisschen leichter haben, da wir erst seit den 80er Jahren in der Politik mitmischen -, man muss sich bei Antifaschismus schon auch die Frage stellen, wie ernst man ihn selber nimmt und wo die Grenze ist zwischen Macht und dem, was dann wichtiger wird. Die Aufarbeitung der frühen Nachkriegsgeschichte, als sich die zwei Großparteien um die so genannten Ehemaligen bemüht haben, das kann man nicht heute den Leuten vorwerfen, aber aus dieser Geschichte lernt man zumindest, dass es offensichtlich nicht immer so einfach war. 

Die antifaschistische Grundhaltung möchte ich bei der SPÖ im Haus niemandem absprechen, und in Wirklichkeit glaube ich auch, dass es zum Beispiel die Kärntner SPÖ so hält. Tatsache bleibt, dass man manches Mal offensichtlich in einem Zug zur Macht, so wie man e-ben in einer Koalition immer wieder einmal auf etwas verzichten muss, was man gerne durchgesetzt hätte - das ist etwas, was wahrscheinlich auch die GRÜNEN ü-
ber kurz oder lang lernen müssen, dass man nicht alles durchsetzen kann -, dass man auf dem Weg zur Macht leider auch bereit ist, einen Teil dieser Überzeugungen freizugeben. 

Ich halte die Koalition von SPÖ und FPÖ in Kärnten - und ich glaube, das meinen sogar sehr viele in dem Haus, die nicht nur in meiner Fraktion sitzen - für so ein Beispiel. Zu Recht hat der Landeshauptmann in Kärnten vor Jahren zurücktreten müssen, nachdem er seinen Sager von der Beschäftigungspolitik gesagt hatte, von dem er sich nie richtig distanziert hat, nicht glaubhaft, denn dieses "dann entschuldige ich mich halt meinetwegen" wird nicht gehen. Trotzdem wird er ein paar Jahre später wiedergewählt, der gleiche Mensch mit den gleichen Sagern! Mit vielen solchen Sagern, ich könnte Ihnen seitenweise welche vorlesen, wenn es jemanden interessiert. Aber Sie finden ohnehin alles ohne großen Aufwand, ohne große Recherche; da genügt es, im Internet den Namen einzugeben und "braune Sager" dazu-zuschreiben, und es kommt jede Menge.

Es ist nachher die Frage - und die ÖVP muss sich das auf Bundesebene natürlich auch gefallen lassen -, mit wem man eine Koalition macht. Maria Vassilakou hat klargestellt: Nein, wir GRÜNEN würden niemals - niemals! - mit der FPÖ eine Koalition machen, aus eben den genannten Grünen, niemals! (StR Johann Herzog: Das ist an sich eine Frage der Mehrheiten!) Ich nehme an, dass die FPÖ auch kein Interesse daran hat, mit uns eine Koalition zu machen, das ehrt aber die GRÜNEN. Die ÖVP hat kein Problem damit, wissend, mit wem sie eine Koalition macht - sie weiß das: Mit den Kampls, mit den Gudenusen und und und. Das ist es Ihnen wert, weil es Ihnen das wert war, die SPÖ oder sonst eine Partei von der Macht abzuhalten. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Deswegen tue ich mir ein bisschen schwer - nein, ich tue mir nicht nur ein bisschen schwer, sondern es ist für mich fast absurd -, wenn hier ein Konsens konstruiert wird, den es nicht gibt. In dieser Republik gibt es sehr viele Leute - weit über die GRÜNEN hinaus, es wäre traurig, wenn wir da allein wären, weit über die GRÜNEN hinaus, bis in die ÖVP hinein, keine Frage -, die das so sehen, wie ich es jetzt sage, was man mit "Keinen Fußbreit dem Faschismus!" gar nicht so untreffend festhalten kann. Es gibt aber auch andere Leute, andere Personen und andere Ideologien, und die sind auch nicht nur in der FPÖ zu Hause. Es tut mir Leid: Wenn die ÖVP-Riege für den Herrn Kampl klatscht, dann frage ich mich echt, was dort abgeht. 

Wenn die Entschuldigungen so schrullig daherkommen, wie sie in den letzten Tagen dahergekommen sind, dann frage ich mich auch, was in den Köpfen vorgeht. 
Es ist wunderbar, wenn der Herr Gudenus zurücktritt, aber das genügt natürlich lange nicht. Das ist ein erster Schritt, und in Wirklichkeit müsste es so sein: Der 
Kampl ist zurückgetreten, der Gudenus sollte so schnell wie möglich zurücktreten, und der Herr Amhof kann nicht einen Schreibfehler nach dem anderen produzieren. Dann ist er natürlich genauso rücktrittsreif. 

Und der Herr Strache ist, wenn er den Unterschied zwischen den Opfern des Holocaust nicht versteht, nämlich wenn er die Täter und die Opfer nicht auseinander halten kann, in Wirklichkeit auch rücktrittsreif. Das ist genau die gleiche Diskussion. Das gibt es ja nicht, dass jemand sagt, ich möchte ein Mahnmal machen, da sind alle Opfer drinnen, und dann rede ich - wie das der Herr Amhof in seiner Aussendung macht - von den Toten an der Heimatfront, in den Städten, in den Gefangenenlagern, zähle alles zusammen und sage dann: Na, da ma-chen wir ein gemeinsames Denkmal. 

So schlimm es für jeden Einzelnen ist, der ein Opfer einer Bombe wird, die von einem alliierten Flugzeug fällt, keine Frage - aber die Gleichsetzung der Opfer des Ho-locaust mit den Toten auf Seiten der Täter ist nicht nur geschmacklos! In Wirklichkeit müssen Sie sich das genau überlegen, und deswegen tun Sie sich auch schwer, wenn Sie da heraußen stehen. Sie sagen, der Gudenus, das ist momentan in der Republik das, was ich irgendwie durchziehen muss, und beim Amhof kommt schon wieder die Umarmung: Das hat er gar nicht so ernst gemeint. Auch der Herr Amhof ist nicht ein 17-jähriger Bur-sche, mit dem man sich hinsetzt und sagt: Entschuldigung, gehen wir es einmal der Reihe nach durch. Auch der weiß haargenau, was er tut. Es ist nicht das erste Mal, dass er auffällig war, und er war auch schon hier in diesem Haus, den kennen die meisten Personen dieses Hauses. (Abg Heinz-Christian Strache: Irrtum! Wie so oft falsch recherchiert!) 

Entschuldigung, es handelt sich um einen Bruder. Man soll zwar nicht die Familien zusammenrechnen, aber es sind in der Familie mehrere Personen auffällig geworden. Was nur dazu beiträgt zu sagen: Es handelt sich nicht um einen Gudenus und nicht um einen Amhof, sondern es handelt sich eben um die Gudenuse und Amhofe in dieser Republik, die wir alle gerne aus allen Parlamenten entfernt hätten, am liebsten natürlich mit einem Wahlergebnis, das genau das zur Folge hat. 

Beim Bundesrat wäre es ein Leichtes. Wenn Wien wählt, dürfen wir davon ausgehen, dass sich kein Bundesratsmandat für die FPÖ ausgeht. Das ist, glaube ich, bei 8 oder 9 Prozent oder noch ein bisschen höher angesiedelt, da dürfen wir auf die Wiener und Wienerinnen vertrauen, die werden Ihnen das Mandat wegnehmen, dann brauchen Sie nicht mehr zum Rücktritt zu überzeugen. Er wird zurückgetreten von der Wiener Bevölkerung.

Ich freue mich darüber, dass wir heute diesen Antrag haben. Ich freue mich darüber, dass er vermutlich einstimmig über die Bühne geht. Ich freue mich darüber, wenn wir die Sache so ernst nehmen, dass zum Beispiel die ÖVP sich überlegt, mit wem sie Koalitionen macht. Und ich freue mich darüber, wenn die Wiener Sozialdemokratie auf die Kärntner Genossen und Genossinnen so viel Einfluss nimmt, dass die dort vielleicht auch einmal zwischendurch an Neuwahlen denken. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Hohes Haus! Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zum Akt selbst ist zu sagen, dass er offensichtlich einstimmig angenommen wird, und das ist gut so.

Zur jetzigen Debatte erlauben Sie mir schon, ein paar Punkte anzusprechen. Wenn hier gemeint wird, dass es sich bei dem Artikel des Herrn Amhof um einen Schreibfehler oder um eine dumme Aussage handelt, dann kann es sich offenbar nur um einen Schreibfehler der "Wiener Bezirkszeitung" handeln. Ich zitiere das, was Herr Amhof sagt: „Überhaupt wurde den Kriegstoten, den Toten an der Heimatfront, in den Städten, in den Gefangenenlagern, den grausamen Opfern der Besetzung und der Verschleppung nach dem Kriege jene öffentliche Aufmerksamkeit verweigert, welche man jenen privilegierten Opfern widmet, derer unter anderem beim oben genannten Denkmal oder beim Denkmal auf dem Judenplatz ge-dacht wird.“ - Zitat-Ende, keine Verkürzung und nicht aus dem Zusammenhang gezogen.

Ich sehe hier nicht, wo der Schreibfehler liegen kann, und es befremdet schon sehr, wenn hier so einig getan wird, dass bereits heute um 13.57 Uhr der Landesparteisekretär der FPÖ sich vor den Herrn Amhof stellt und von manipulativer Polit-Hetze spricht. Ich denke, das spricht für sich. (Abg Franz Ekkamp: Da schau her!)
Sehr befremdend habe ich es in der Debatte auch gefunden, dass man fast den Eindruck haben könnte, der Herr Gudenus hat eigentlich mit keiner politischen Partei, die hier im Haus vertreten ist, irgendetwas zu tun, und es ist wirklich ein Pech, dass der da ist. Herr Kollege Strache, es kommen mir fast vor Mitleid die Tränen, wenn Sie hier sagen, es ist Ihnen leider nicht mehr möglich, als ihn zum Rücktritt aufzufordern. Es wurde heute schon mehrmals gesagt und war auch im ORF zu sehen, dass der Skandal, den es jetzt um den Herrn Gudenus gibt, darauf beruht, dass er bereits 1995, vor 10 Jahren, die Existenz von Gaskammern in Frage gestellt hat, und dass der jetzige Skandal darauf beruht, dass er diese ihm vorgespielte Aussage wieder und noch einmal bestätigt hat. 

Der Herr Gudenus ist von einer Partei vorgeschlagen worden, nämlich von der Freiheitlichen Partei, und auch von der in den Bundesrat gewählt worden, leider auch noch mit anderen Stimmen. Daher gibt es dafür ganz klare Verantwortlichkeiten. Wir brauchen auch nicht so zu tun, als ob jetzt Wonne und Waschtrog wäre und alles einhellig wäre. Auch die Aussage von vor wenigen Tagen vom Herrn Lhptm Haider, der lange Ihr großes Vorbild war und jetzt Ihr größter Feind ist, der der Meinung ist, es sollen sich die Politiker bei historischen Debatten zurückhalten, genau diese Aussage ist das Problem! Denn wir müssen die historische Debatte führen, wir müssen historische Wahrheiten zur Kenntnis nehmen und nicht relativieren.

(In Richtung Abg Heinz-Christian Strache:) Wenn Sie, Herr Bundesparteiobmann, heute, nachdem Sie ge-sagt haben, dass Sie diesem Antrag zustimmen werden, hier auch herausgegangen sind und gleich davon gesprochen haben, dass wir uns generell dafür einsetzen müssen, dass die Menschenrechte nicht verletzt werden - da ist die Sozialdemokratie die erste Partei, die der Meinung ist, dass Menschenrechte einzuhalten sind und dass für Menschenrechte zu kämpfen ist -, dann stellt auch das schon wieder eine vollkommen unzulässige Relativierung des industriellen Massenmords des NS-Regimes dar. Denn das hat eine Einzigartigkeit, die mit nichts anderem zu vergleichen ist und auch mit nichts anderem verglichen werden darf, wenn man aus der Ge-schichte gelernt hat. 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das Gesetz ist somit in ers-ter Lesung einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Wir stimmen ab über den Beschluss- und Resolutionsantrag aller im Landtag vertretenen Parteien betreffend Aussagen von Bundesrat John Gudenus. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Auch dieser Antrag ist einstimmig beschlossen.

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Dr Matthias Tschirf und Mag Barbara Feldmann betreffend Stellungnahme zu Gesetzesentwürfen im Begutachtungsverfahren auf der Homepage der Stadt Wien. Hier wurde die Zuweisung an den Herrn Landeshauptmann und an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt. 

Wer mit der Zuweisung einverstanden ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Die Zuweisung erfolgt einstimmig.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 13. Sie betrifft 
die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 - 20. Novelle zur Dienstordnung 1994 -, die Besoldungsordnung 1994 - 25. Novelle -, die Pensionsordnung 1995 - 14. Novelle -, das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995 - 7. Novelle - und die Vertragsbedienstetenordnung 1995 geändert werden sollen.

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Wehsely. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 14. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wie-ner Gleichbehandlungsgesetz geändert wird; das ist die 8. Novelle zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz.

Berichterstatterin ist ebenfalls Frau amtsf StRin Mag Wehsely.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Auch zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen sogleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen lassen. - Es erfolgt kein Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 3 der Tagesordnung. Sie betrifft den Tätigkeitsbericht 2003/2004 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien an den Wiener Landtag.

Ich blicke um mich, um zu sehen, ob die Kinder- und Jugendanwälte schon eingetroffen sind. Ich sehe sie der-zeit nicht.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau LhptmStin Laska, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wird nun, wie alljährlich, auch für das Jahr 2003/ 2004 der Tätigkeitsbericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft der Stadt Wien zur Diskussion vorgelegt. Erlauben Sie mir dazu eingangs zwei Bemerkungen.

Die erste: In diese Tätigkeitsperiode fiel auch die Ausschreibung und dann die Bestellung der Kinder- und JugendanwältInnen der Stadt Wien für die Dauer von fünf Jahren. Diese erfolgte am 1. Juli 2004, und die schon bisher tätigen beiden AnwältInnen, nämlich Frau Diplomsozialarbeitern Monika Pinterits und Herr Dr Anton Schmid, wurden zu Kinder- und JugendanwältInnen dieser Stadt wiederbestellt. 

Ich bin froh, dass Sie beide auch bei uns sind und daher nicht nur der Diskussion persönlich beiwohnen können, sondern ich auch hier Gelegenheit habe, Ihnen für die Tätigkeit im Berichtszeitraum zu danken. Sie ha-ben ja schon auf einen großen Erfahrungsschatz zurückblicken können und haben auch diese neue Aufgabenstellung mit sehr viel Elan begonnen. Sie erfüllen, wie ich meine, die im Gesetz vorgesehene Aufgabenstellung der Kinder- und Jugendanwaltschaft sehr gut, und zwar vor allem deshalb, weil Sie Ihre Aufgabenstellung, Lobbyismus zu betreiben und damit die Seite der Kinder und Jugendlichen zu vertreten, so wie es von ihnen gefordert wird, ernst nehmen in all der Vielfalt und auch in all der Schwierigkeit, die sich manchmal darstellt, wenn natürlich die Interessen dieser Zielgruppe auf der einen Seite und die Interessen von anderen Zielgruppen letztendlich zu bedenken sind. 

Sehr positiv möchte ich auch erwähnen, dass die Stadt Wien insgesamt und vor allem die Jugendarbeit in dieser Stadt sich an einem sehr intensiven Miteinander orientiert. Partizipation ist groß geschrieben und spiegelt sich in vielen Projekten wider. Gerade das ist ein Bereich, der, wie man auch dem Bericht entnehmen kann, immer wieder Schwerpunkt sowohl von Diskussionen im Bereich der Expertinnen und Experten der Jugendarbeit als auch in den regelmäßigen Veranstaltungen der Vernetzung auf allen Ebenen in dieser Stadt, aber natürlich auch mit den Betroffenen selbst ist. Denn wir lägen ja vollkommen falsch, würden wir nur von Partizipation reden, aber diese nicht leben. Für diese Unterstützung, für das Mithelfen in all diesen Fragen und auch für das Vertreten der Position von Kindern und Jugendlichen bin ich sehr dankbar. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein letzter Satz sei mir eingangs noch gestattet. Es ist ja mit auf die Arbeit der Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs, aber vor allem der drei in den östlichen Bundesländern zurückzuführen, dass es gelungen ist, ein gemeinsames Jugendschutzgesetz zumindest in den Bundesländern Wien, Niederösterreich und Burgenland umzusetzen. Die Forderung nach einem ö-sterreichweit gleich lautenden Jugendschutzgesetz ist bedauerlicherweise noch immer nicht erfüllt, sosehr wir uns über den gemeinsamen Weg gefreut haben, nicht nur weil er Sinn macht, sondern vor allem, weil das Gebiet Wien, Niederösterreich und Burgenland ein so stark zusammenhängendes ist und vor allem für die Kinder und Jugendlichen, die in diesen drei Bundesländern wohnen, auch eines ist, in dem sich Ströme austauschen, weil viele, die in einem Bundesland wohnen, sich im anderen aufhalten und umgekehrt. Deswegen ist die-ser gemeinsame Weg so wichtig gewesen.

Umso bedauerlicher erscheint es mir, dass sich offensichtlich auf beamteter Ebene ein Kompromiss über Fragen der Erweiterung des Jugendschutzes nicht so abgezeichnet hat, dass er dann auch politisch die Zustimmung gefunden hätte, und es in diesen Bereichen unter Umständen wieder zu Veränderungen kommt. Das hielte ich für ganz schlecht, weil damit die Signalwirkung, die diese drei Bundesländer auch an die restlichen Bundesländer gesetzt hätten, wieder verloren gehen könnte. Ich bin noch zuversichtlich, dass es vielleicht gelingen wird, das noch einzufangen, vor allem, weil gerade in diesen Bereichen EU-Regelungen vor der Tür stehen, und dass man hier sozusagen einen gemeinsamen Weg findet.

Erlauben Sie mir, noch einmal ein Dankeschön zu sagen, nicht nur an die beiden JugendanwältInnen, sondern vor allem auch an die MitarbeiterInnen der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien. Da wir ja im Ausschuss, als dieser Tagesordnungspunkt auf der Tagesordnung stand, keine Diskussion hatten, freue ich mich schon jetzt auf die Diskussion und auf die Stellungnahmen zu dem Bericht.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Ich möchte jetzt in unserer Mitte die beiden Kinder- und Ju-gendanwälte, Frau Pinterits und Herrn Dr Schmid, ganz herzlich begrüßen. Ich freue mich, dass Sie da sind und sich anschließend wahrscheinlich auch zu Wort melden werden.
Es ist so, dass diese Debatte wahrscheinlich nicht um 16 Uhr zu Ende sein wird. Wir werden dann die Debatte für die Behandlung des Dringlichen Antrages unterbrechen. (Abg Christian Oxonitsch: Wenn jeder nur eine Minute redet, geht es sich aus!)
Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich als Erste Frau Abg Trammer zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Vielen Dank, Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren von der Jugendanwaltschaft! 

Ich werde mich bemühen, mit meiner Rede um 16 Uhr fertig zu sein, und daher das alles ein bisschen straffen. 

Zum Bericht: Zunächst einmal vielen herzlichen Dank für die vielen wichtigen und auch vielen richtigen Anmerkungen in Ihrem Bericht! Wir stimmen zwar nicht überall überein, aber es sind doch sehr, sehr viele gute Anregungen, und deshalb herzlichen Dank für Ihre Arbeit!

Die Senkung des unbefreiten Wahlalters auf 16 Jahre ist auch dem BZW selbstverständlich ein großes Anliegen. Ebenso kann ich unterschreiben, dass die Schule neben der Familie einer der wichtigsten Lebensräume ist, wie Sie es beschreiben, und für die Kinder ein Ort sein muss, wo sie ohne Angst und mit Spaß am Lernen teilhaben können. Die Qualität des Bildungssystems und die damit verbundenen notwendigen Änderungen stehen für mich ebenso außer Frage. 

Sie haben in Ihrem Bericht die Beteiligung in Arbeit und Betrieb angesprochen. Auch dort gibt es selbstverständlich großen Handlungsbedarf, und da freue ich mich auch über Ihre Anregungen. Ich erspare es mir jetzt, aus diesem Bericht zu zitieren, damit ich Zeit spare. 

Zweiter Teil: Beteiligung in Stadtteil und Planung. Da sind die Stadtplanung und auch Herr StR Schicker 
gefragt, Ihre Anregungen aufzunehmen. Ich habe mir den Entwurf des Stadtentwicklungsplanes 2005 sehr gut durchgelesen. Es sind zwar sehr allgemeine Bestimmungen, die Jugendliche in der Stadtplanung betreffen, leider aber fehlen doch die ganz konkreten Hinweise, die Sie auch gemacht haben, auf die Spielraumgröße und so weiter.

Ein ganz großes Manko sind die Kinderspielplätze, die von den Wohnbauträgern - sowohl Gemeindebauwohnungen als auch Genossenschaftsträgern - errichtet werden. In meiner unmittelbaren Wohnumgebung gibt es Spielplätze, die nicht größer als drei mal fünf Meter sind. In der Mitte ist ein Klettergerüst, umzäunt mit einem Maschendrahtzaun, und wenn das Kind eventuell unglücklicherweise von diesem Klettergerüst herunterfällt, dann spießt es sich möglicherweise an diesem Zaun, an diesen Pfählen auf, weil das alles so eng konzipiert ist. Platz zum Spielen für zwei oder drei Kinder oder zum Laufen gibt es überhaupt nicht. Um aber der Gesamtspielfläche Genüge zu tun, errichten die Wohnbauträger mehrere Kleinstzellen an Spielplätzen, und das ist wirklich untragbar.

Zum Thema kinderfreundliche Wohnanlagen und Kin-derlärm: Auch da gebe ich Ihnen Recht, es ist ein großes Problem. Ich habe hier ein Schreiben der Genossenschaft GEWOG an Mieterinnen und Mieter, welches das Fußball Spielen betrifft. Das darf ich Ihnen vorlesen, weil es auch unterstreicht, wie hier in dieser Stadt kinderfreundlich gelebt werden darf: „Sehr geehrte Damen und Herren! Aus gegebenen Anlass möchten wir Sie darüber informieren, dass das Fußball Spielen im Bereich der All-gemeinflächen der Wohnhausanlage nicht gestattet ist, da sowohl die Rasenflächen dadurch in Mitleidenschaft gezogen werden als auch Mitbewohner in deren berechtigten Ruhebedürfnissen gestört werden beziehungsweise auch die Lebensqualität in der Wohnhausanlage min-dert, und appellieren daher an die Eltern, auf ihre Kinder dahin gehen zu achten."

Jetzt muss man natürlich dazusagen, dass das Kinder im Alter von vier bis maximal zehn Jahren sind. Das sind also keine 15- oder 16-jährigen Kinder, die mit irgendwelchen großen Superschüssen Scheiben zerdeppern, sondern es sind wirklich Kleinkinder. Da gibt 
es eine sehr interessante Geschichte, die ich Ihnen 
auch zur Kenntnis bringen darf, aus der Stadt Karlsruhe, dem Kinderbüro. Dort wurde eine generationenfreundliche Hausordnung entworfen, und solche Hausordnungen empfehle ich allen Wohnbauträgern der Genossenschaften, vor allem aber auch der Gemeinde Wien.

Jetzt komme ich zum Schluss und leider auch zu meinem größten Kritikpunkt Ihres Berichtes. Es geht um den YAP, den "Young rights Action Plan". Österreich ist verpflichtet, wie Sie richtig schreiben, einen Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der Rechte der Kinder und Jugendlichen auszuarbeiten, was diese Bundesregierung auch getan hat, unter Mitwirkung aller Kabinette. Österreich hat den NAP erarbeitet, und den NAP kann man auch auf der Homepage des BMSG nachlesen und herunterladen. Grundlage dieses NAP ist der YAP, der YAP als ein Expertenbericht zum Thema Kinder- und Jugendrechte.

Sie schreiben da: „Leider wurde bis jetzt" - Oktober 2004 – „seitens des BMSG der Bericht noch nicht veröffentlicht, wahrscheinlich weil er doch brisante Forderungen enthält, die der Politik der jetzigen Bundesregierung nicht entsprechen. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien hat auf ihrer Homepage www.kj.at einen Link erstellt, der den Zugriff zu dem bedeutenden Gesamtwerk ermöglicht."

Dazu muss ich sagen, dass ich diesen Abschnitt im Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht leider für eine unqualifizierte Äußerung der Verfasser halte, die Mutmaßungen anstellen und ausschließlich ihre persönliche Meinung zum Ausdruck bringen, welche übrigens jeder Grundlage entbehrt. Ich stelle klar, dass der YAP-Bericht ein Expertenbericht ist, auf dessen Grundlage der NAP erstellt wurde. Es ist noch nie ein Expertenbericht, der als Arbeitsgrundlage dient, vom BMSG im Internet veröffentlicht worden. Geben Sie "YAP" in Google ein, und Sie kommen zur Homepage des Ludwig-Boltzmann-Insti-tuts. Also ist der YAP kein Geheimpapier. 

Ich bitte die Kinder- und Jugendanwaltschaft, diesen Absatz in ihrem Bericht zu streichen. Allenfalls müssten wir aufgrund dieser falschen Aussage den Bericht leider ablehnen. (Beifall beim BZW.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Sommer-Smolik. 

Schaffen Sie es, glauben Sie, in 7 Minuten, oder muss ich Sie dann unterbrechen?

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Es kann sein, dass es sich ausgeht. 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren von der Kinder- und Jugendanwaltschaft! 

Von Seiten der GRÜNEN unser großer Dank für den diesjährigen Bericht, der wieder sehr informativ ist und wieder sehr, sehr viele Themen anspricht, die sonst nicht oder viel zu wenig in dieser Stadt thematisiert werden - dafür unser großer Dank! Die Themen "Jugendliche im Gefängnis" oder "Sexueller Missbrauch" können unserer Meinung nach nicht oft genug in dieser Form, wie sie hier thematisiert worden sind, thematisiert werden.

Ich möchte auf zwei Themenbereiche, oder eigentlich drei Themenbereiche, kurz zu sprechen kommen. Der erste Themenbereich ist die Kinderarmut. Ich finde es gut, dass auch in diesem Bericht einige Seiten dem Thema Kinderarmut gewidmet werden, weil wir ja schon öfter in diesem Haus über dieses Thema gesprochen ha-ben und eigentlich immer wieder daran gescheitert sind, hier auf politischer Ebene Maßnahmen wie einen Kinderarmutsbericht zu setzen oder dazu auch Statistiken zu erstellen. Wir werden dem Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP, der wieder in diese Richtung zielt, natürlich zustimmen, weil wir glauben, dass wir hier end-lich Daten darüber brauchen, wie es in Wien aussieht. Die Daten, die in diesem Bericht enthalten sind, sind ja österreichweite Daten, und wir glauben, dass wir gerade in Wien ein Armutsproblem bei den Kindern und bei den Jugendlichen haben. Wir von Seiten der GRÜNEN hätten gerne auch Daten für Wien, die einmal konkret mit Zahlen belegen, wie es aussieht und mit welchen Maßnahmen wir hier dem entgegensteuern können. Es ist untragbar - und das habe ich hier schon mehrmals gesagt -, dass in einer Stadt wie Wien Kinder und Jugendliche an oder unter der Armutsgrenze leben müssen.

Die Forderungen der Kinder- und Jugendanwaltschaft, die hier angeführt sind, teilen wir. Auch wir fordern ein Grundsicherungsmodell für alle Personen oder den Ausbau von qualifizierten, finanziell leistbaren Kinderbetreuungseinrichtungen und und und. Ich danke dafür, dass Sie hier auch wirklich den Finger draufgelegt haben! Wir hoffen, dass hierdurch auch in Wien zum Nachdenken angeregt wird.

Das zweite Thema, auf das ich zu sprechen kommen möchte, ist das jugendgerechte Planen und Bauen. Hier haben wir schon mehrmals einen Antrag an StR Faymann eingebracht, den unsäglichen § 69 der Bauordnung zumindest abzuändern, der ja dann die Abweichungen von der Bauordnung oder vom Bebauungsplan als unwesentlich bezeichnet, woraufhin immer wieder vor allem Kinderspielplätze gestrichen werden.

So haben wir gestern zum Beispiel einen Akt beschlossen, der sich auf Simmering bezogen hat, eine Bauweisegestaltung in Simmering, wobei schon in der gesamten Planung und in der Widmung klar war, dass es keinen Spielplatz geben wird. Wieder ist hier damit argumentiert worden, dass eben kein Platz für den Spielplatz vorhanden war, obwohl es dort 4 000 m² an Fläche gab. Es hat dort offensichtlich keine Chance für einen Spielplatz bestanden, obwohl laut Bauordnung vorgeschrieben ist, einen Spielplatz einzurichten. Unter anderem hat das auch die MA 42 thematisiert, aber nicht einmal das war es offensichtlich wert, den Spielplatz zu bauen. Es wird in Simmering wieder einmal etwas gebaut, wo es bei einem Bauprojekt keinen Spielplatz gibt.

Unserer Meinung nach sollte dies endlich aufhören. Ich beziehe mich hier auf eine Antragsbeantwortung von Herrn StR Faymann, der davon spricht, dass man diese restriktiv auszulegenden Ausnahmebestimmungen nicht einfach abschaffen kann, weil dann nichts mehr bewilligt werden kann. Würde der § 69 endlich restriktiv ausgelegt werden, dann würde es nicht pausenlos zum Streichen von Spielplätzen bei Bauvorhaben kommen.

Ich möchte einen Antrag betreffend "Keine Ausnahmen für Spielplätze in der Wiener Bauordnung" einbringen:

„Der Landtag wolle beschließen:

Der amtsführende Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung möge eine Novelle des Wiener Stadtentwicklungs-, Stadtplanungs- und Baugesetzbuches dergestalt vorlegen, dass bei Wohnbauprojekten hinsichtlich der Grenzen, ob, wie viele und welche Art von Kinder- und Jugendspielplätzen errichtet werden müssen, die Gesamtanzahl der geplanten Wohnungen des Bauprojekts herangezogen wird, ungeachtet der An-zahl der handelnden BauträgerInnen und nicht mehr nur jeweils kleine einzelne Bauplätze betreffende Wohnungs-anzahl, dass weiters der ersatzlose Entfall von Spielplätzen bei Wohnbauprojekten keine unwesentliche Abweichung der Bebauungsvorschriften mehr darstellt.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Sie schreiben in Ihrem Bericht zum Thema "Jugendgerechtes Planen und Bauen", dass hier die Wiener Ju-gendzentren und die Kinder- und Jugendanwaltschaft einen Vorschlag gemacht haben, der, so wie es hier steht, von politischer Seite auf Zustimmung gestoßen ist. Wir hoffen, dass diese Zustimmung nicht nur hier drinsteht, sondern sich dann auch an konkreten Taten zeigen wird, und dass hier wirklich kinder- und jugendgerechtes Bauen und Planen ermöglicht wird. Wir finden auch die Anregung dieser ressortübergreifenden Leitstelle für kinder- und jugendgerechtes Planen mehr als notwendig. Wenn schon der § 69 anscheinend so ein wichtiger Paragraph ist, dann hoffen wir, dass es zumindest diese Leitstelle gibt, wenn nicht auch alles andere, was hier gefordert wird. 

Zum Dritten, und damit ich vor 16 Uhr fertig werde: Ich möchte auch den Kinderlärm ansprechen, der ja auf Seite 75 erwähnt wird. Ich finde es gut, dass es einfach so stehen gelassen wurde, weil man sich so ein sehr gutes Bild davon machen kann, wie hier mit Kindern um-gegangen wird, die in Wohnhausanlagen leben. Ich glau-be - anschließend an die Landes-Sicherheitsgesetz-De-batte von vorhin -, dass dies auch ein Grund ist zu zeigen, warum die Wiener GRÜNEN dem Landes-Sicher-heitsgesetz nicht zugestimmt haben. Denn dieses Landes-Sicherheitsgesetz wird auch gegen Kinder verwendet, und unter anderem deswegen haben wir auch vorhin, als die Debatte um das Landes-Sicherheitsgesetz stattfand, nicht zugestimmt.

Wir wünschen uns, dass all die Anregungen, die in diesem umfangreichen, guten Bericht drinstehen, auch umgesetzt werden, dass die Stadtregierung diese Anregungen ernst nimmt, sie umsetzt und wir dann hier sehr viele Gesetzesänderungen und Planungen und Vorhaben haben, die wir gemeinsam abstimmen und denen wir natürlich zustimmen werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir unterbrechen nun die Rednerliste für die Behandlung des Dringlichen Antrages. Der nächste Redner, der nach der Unterbrechung zum Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht dran ist, ist Herr Abg Dr Aigner.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass der von den Abgen Mag STEFAN und Mag Kowarik eingebrachte, an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtete Dringliche Antrag betreffend "Familienförderungsgesetz" gemäß § 38 Abs 2 der Geschäftsordnung verlesen und hierauf mündlich begründet werde. 

Ist die Verlesung des Dringlichen Antrags gewünscht, Herr Mag Kowarik? (Abg Mag Helmut Kowarik: Nein!) Nicht gewünscht? (Abg Mag Kowarik: Nein!) Gut. 

Dann folgt die Begründung des Verlangens auf dringliche Behandlung dieses Antrages. Dafür sieht die Geschäftsordnung gemäß § 38 Abs 3 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung des Verlangens erteile ich nun Herrn Abg Mag Stefan das Wort. 

Abg Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadtrat! 

Der Dringliche Antrag begründet sich darauf, dass immer deutlicher wird, wie dramatisch sich die demographische Entwicklung in Österreich und damit auch in Wien darstellt. Beim derzeitigen Stand der Geburten-
rate und der Zuwanderung hätten wir im Jahr 2050 in Österreich etwa 5 Millionen Einwohner. Das zeigt bereits, was hier abläuft. Wir haben derzeit in Wien pro Jahr 3 000 Sterbefälle mehr als Geburten; also ohne jegliche Zuwanderung, sondern rein diese Differenz. Wir hatten im Jahr 1965 in Österreich etwa 330 000 Geburten, im Jahr 2000 78 000. Die Geburtenrate je Frau hat von 1970 von 2,29 bis 2004 auf 1,34 abgenommen. Gleichzeitig ist die Lebenserwartung deutlich gestiegen, und viele andere Probleme der Gesellschaft, wie etwa die Zunahme der Zahl der AlleinerzieherInnen von 1971 et-wa 20 Prozent auf jetzt etwa 30 Prozent, sind auch bekannt. 

Es liegt also klar auf der Hand, dass die Geburtenzahlen nicht mehr das Verhältnis zwischen Alten und Jungen abdecken, sodass die Gesellschaft im Lot bleibt, und die Auswirkungen für die Gesellschaft sind dramatisch. Man hat das in der Bundesrepublik Deutschland jetzt auch erkannt. Die rot-grüne Koalition dort hat erkannt, dass gerade im Zusammenhang mit der Pensionssicherung, mit der Betreuung alter Menschen und so weiter eine Fortführung der derzeitigen Situation unhaltbar wäre. 

Wir haben also die Überalterung der Gesellschaft zur Kenntnis zu nehmen, das Betreuungsproblem, das damit einhergeht, dann natürlich auch die Diskussionen um Sterbehilfe, soziale Spannungen, die dadurch entstehen, eine bedeutend geringere Innovationskraft durch einen bedeutend geringeren Anteil junger Menschen an der Gesellschaft und eine massive Schwächung der Wirtschaft durch eine geringere Produktivität. 

Das sind dramatische Entwicklungen, die in Wirklichkeiten bereits in den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts eingesetzt haben, die man aber lange nicht erkannt hat oder nicht erkennen wollte. Es ist natürlich auch ein Problem der Demokratie, dass man von Wahlen zu Wahlen hetzt und daher in der Falle des Kurzzeitdenkens ist, wie es Irenäus Eibl-Eibesfeldt ausgedrückt hat, und sich daher gerne vor langfristigen Fragen drückt. Das beginnt aber jetzt bereits, uns auf den Kopf zu fallen, und es wird ganz dramatisch werden in den nächsten 10, 20, 30 Jah-ren. 

Wir haben hier noch dazu festzustellen, dass gerade in dieser Frage, selbst wenn wir heute Maßnahmen set-zen, selbst wenn es heute ein massives Umdenken gä-be, in Wahrheit die Erfolge oder die Auswirkungen erst 20, 30, 40 Jahre später überhaupt eintreten, weshalb es natürlich für einen Politiker, der jetzt nur an die nächste Wahl denkt, nicht besonders attraktiv ist, sich dieses Themas anzunehmen, hier vielleicht Geld zu investieren und so weiter. Aber wer Verantwortung hat, muss sich dem stellen. 

Auch eine Bemerkung hierzu am Rand noch. Manch-
mal wird Zuwanderung einfach als die Lösung angesehen. Wenn wir keine eigenen Kinder zur Welt bringen, dann sollen das halt andere für uns tun, und die sollen dann zuwandern. Abgesehen von der politischen Wertung funktioniert das schlicht und einfach nicht, und das ist mittlerweile auch bekannt. Es löst das Problem nicht. Es müsste erstens einmal eine ungeheuer hohe Zuwanderung stattfinden, damit überhaupt die Bevölkerungszahlen eingehalten werden können, wir haben aber bereits festgestellt, dass das Pro-Kopf-Einkommen der Zu-wanderer so bedeutend geringer ist, dass auch dadurch der soziale Standard nicht aufrechterhalten werden kann, nicht einmal ansatzweise. Wir kennen die Probleme der Integration mit ihren Kosten und mit ihren Spannungen, die natürlich bei derart massiven Zuwanderungen, die auch in keiner Weise homogen wären, noch zunehmen würden. 

Die grundlegende Strukturveränderung der Gesellschaft ist eine Sache, die wir zumindest politisch nicht gut finden, und es wäre letztlich – das darf man nicht ver-gessen – auch die Ausnützung anderer Staaten und deren Humanressourcen. Es wäre die Ausnützung dessen, dass in anderen Ländern, die vielleicht derzeit geringere Einkommensstrukturen haben, die Menschen zu uns abgezogen werden und dort massiv fehlen. Wir ken-nen das aus gewissen Berufssparten – etwa in der Be-treuung, in der Krankenpflege und so weiter –, wo dieses Problem bereits auftritt. Wir freuen uns natürlich über jede Krankenschwester, die hier unseren Bedarf abdeckt, müssen aber immer daran denken, dass sie woanders abgeht. Das heißt, man muss die Probleme sehr wohl selbst lösen, und das ist also auch ein Bereich, der zeigt, dass die Zuwanderung nicht die Lösung ist. 

Es ist weiters festzustellen, dass der Kinderwunsch und der Wunsch nach einer Familie in Österreich nach wie vor ungebrochen ist und bedeutend höher liegt als die Realität. Es klafft also hier weit auseinander, und Auf-gabe der Politik ist es ja unter anderem auch, der Bevölkerung das zu geben, was sie will, und dort zu helfen, wo es Ansprüche gibt. Daher ist es natürlich klar Aufgabe der Politik zu versuchen, Möglichkeiten zu schaffen, da-mit die Frauen, aber natürlich nicht nur die Frauen, sondern die Bevölkerung an sich, dem nachkommen kann und entsprechende Familien gründen kann, entsprechende Kinderzahlen haben kann. 

Was ist hier zu tun? Es gibt im Wesentlichen zwei Ansätze. In erster Linie ist es natürlich ein Problem der Einstellung zur Familie und zu Kindern. Hier kann man natürlich nicht von der Politik aus unmittelbar einwirken, das ist keine Frage, da kann man nur indirekt einwirken. Man kann alles, wozu eine Möglichkeit besteht, so wie man es bei anderen Dingen auch tut, wo man Meinung macht, einsetzen, und man kann die Rahmenbedingungen verbessern; finanziell natürlich durch Zuschüsse in jeder Art und Weise, durch Vergünstigungen, durch ver-besserte Entfaltungsmöglichkeiten. Wir haben darüber gesprochen, was zum Beispiel Kinderbetreuung betrifft und so weiter. 

Dazu kann man festhalten, dass die FPÖ sich hier sehr hervorgetan hat und sich in der Regierung gerade in diesem Zusammenhang sehr große Verdienste erworben hat. Es ist alles nur ein kleiner Ansatz, aber es ist der Weg in die richtige Richtung gewesen. (Beifall bei der FPÖ.)
Es ist dabei auch festzuhalten, dass die Länder durch das Kinderbetreuungsgeld Geld sparen – auch das ist bereits angedeutet worden –, und das ist natürlich ein Punkt, bei dem klar zu sagen ist, dass diese Gelder ein-deutig zweckgewidmet für Familien wiederum einzusetzen wären. Ein erster Schritt ist wie immer: Man muss einmal ein Thema ernst nehmen, man muss es auch in den Mittelpunkt stellen, man muss es zum Thema machen. Klarerweise geht es dann immer darum, welchen Stellenwert ich so einem Thema gebe. Stellenwert gebe ich einem Thema unter anderem dadurch, dass ich es hervorhebe und ein Gesetz darüber errichte, in dem ich alle Punkte zusammenfasse, dass ich die Maßnahmen bündle und sie in ein Gesetz gieße. 

Zumindest drei Bundesländer haben bereits ein derartiges Familienförderungsgesetz, nämlich Vorarlberg, Burgenland und Kärnten. Es ist ja auch interessant, dass es politisch sehr gestreut ist. Man muss es nicht neu er-finden, man kann hier durchaus Anleihen nehmen. Wenn man zum Beispiel das Vorarlberger Familienförderungsgesetz heranzieht, das meiner Meinung nach vorbildlich ist, dann erkennt man, in welchem Bereich man hier tätig werden könnte. 

Es ist also hier einmal festzuhalten, dass man Familienzuschüsse gewähren könnte, individuell auf Grund von Anträgen, oder dass man einmal die Möglichkeit bie-tet, dass man eine Stelle schafft, wo ganz gezielt ein Fa-milienbeirat eingesetzt wird, wo Familien, die Bedürftigkeiten haben, die nicht über den normalen Kamm geschoren werden können, unmittelbar geholfen wird. 

Es sollte eine familienbezogene Bildung geben, verstärkte Familienberatung. Zum Teil gibt es diese Dinge natürlich in einzelnen Bereichen, aber es gibt sie verstreut, und man sollte sie eben genau bündeln und man sollte hier ganz gezielt einmal einen Schwerpunkt setzen, um dieses Thema verstärkt hervorzukehren, um sich nicht vorwerfen zu müssen, dass man nicht alles ge-tan hat, um dieser dramatischen Entwicklung entgegenzuwirken. (Beifall bei der FPÖ.)
Es ist ein ganz wichtiges Thema, welche Rahmenbedingungen ich dem Nachwuchs schaffe, und das ist un-zweifelhaft am besten im Zusammenhang mit den Eltern im Rahmen der Familie möglich, wenn Kinder so aufwachsen können. Sie sind dann natürlich auch wiederum besser geeignet, in der Gesellschaft zu bestehen, sie können mehr Beitrag leisten für die Gesellschaft, und da-her ist es eine ganz sinnvolle Investition, die sich in jedem Fall rechnet. 

Wir bieten uns an, unsere Kompetenz in diesem Bereich auch hier im Land Wien einzubringen, stehen gerne zur Verfügung, mit Ihnen diese Dinge zu erarbeiten. Im Sinne der Verantwortung für die Stadt und für die Zukunft fordern wir Sie daher auf, unserem Antrag zuzustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke für die Begründung.

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Besprechung des Dringlichen Antrages hat sich Herr Abg Mag Kowarik zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich ihn auf die Begrenzung der Redezeit mit 20 Minuten aufmerksam mache.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Forderung nach einer Gesetzesvorlage für ein Familienförderungsgesetz soll initiieren, dass darüber eine Diskussion stattfindet, dass wir uns darüber unterhalten und überlegen, wieweit wir auch hier in Wien so ein Familienförderungsgesetz einrichten können und in welcher Art und Weise wir das gestalten. 

Es ist schon angesprochen worden, dass andere Bundesländer so ein Familienförderungsgesetz haben, und da ist es auch interessant festzustellen, in welcher Art und Weise hier die Familie definiert wird. Das ist sicher ganz wichtig, wenn man eben über ein Familienförderungsgesetz spricht, und ich kann mir durchaus vor-stellen, dass das auch für Wien eine entsprechende Vor-lage sein könnte. 

Ich glaube, es sind ja verschiedene Gründe – abgesehen von dem, was mein Vorredner hier angeführt hat –, und ganz entscheidend ist eben die demographische Entwicklung, die es notwendig macht, dass wir uns mit so einem Gesetz beschäftigen. Es gibt aber auch andere Gründe, denn ich meine, dass die Stellung der Familie in unserer Gesellschaft durchaus nicht so ist, wie es notwendig wäre und dass es daher umso mehr notwendig ist, ein Familienförderungsgesetz einzurichten. 

Erstens ist es wichtig, damit den Stellenwert der Familie wieder zu betonen, aber unabhängig davon ist es eben auch notwendig, durch finanzielle Zuwendungen auch zu zeigen, dass das Land Wien durchaus interessiert ist, dass eben Familien gefördert werden. Das soll nicht heißen, dass man die anderen Sozialleistungen, die in Wien gegeben werden, in Frage stellt, ganz im Gegenteil, aber wie schon festgestellt, soll es vornehmlich auch dazu beitragen, den Stellenwert der Familie in der Gesellschaft zu festigen. 

Da möchte ich zum Beispiel das Vorarlberger Gesetz zitieren, in dem steht: „Familien im Sinne dieses Gesetzes sind eheliche Gemeinschaften oder ein Elternteil mit mindestens einem unversorgten Kind, das im gemeinsamen Haushalt lebt. Zur Familie gehören auch Verwandte, sofern diese im gemeinsamen Haushalt mit einer Familie" und so weiter „leben. Eltern im Sinne des Abs 1 sind auch Adoptiveltern, Kinder im Sinne des Abs 8 adoptierte Kinder."

Und etwas Ähnliches gibt es auch im Burgenland, wo davon gesprochen wird, dass eben auch Wahlkinder, Stiefkinder, Pflegekinder und so weiter als Teil der Familie anzusehen sind, sodass der althergebrachte Familienbegriff "Vater, Mutter, Kind" nunmehr auch hier schon gesetzlich bewältigt wurde, weil man den gesellschaftlichen Realitäten entgegengekommen ist. 

Auch in Kärnten heißt es: „Familie im Sinne dieses Gesetzes sind eheliche Gemeinschaften, ein Elternteil mit mindestens einem unversorgten Kind, das in einem gemeinsamen Haushalt lebt." Und es wird auch dann weiter definiert, welche Kinder das sind. 

Interessant sind auch die jeweiligen Ziele, warum in den einzelnen Ländern solche Familienförderungsgesetze eingeführt wurden. In Vorarlberg heißt es zum Beispiel: „Aus der Verantwortung der Gesellschaft für die Familie hat das Land die Familie als natürliche Grundlage der menschlichen Gemeinschaft nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu schützen und zu fördern. Die Eltern sind bei der Pflege und Erziehung ihrer Kinder zu unterstützen. Die Beziehungen der Familienmitglieder untereinander sollen gefestigt, die Verantwortung der Fa-milie gegenüber der Gesellschaft gestärkt und der Familie eine angemessene Lebensführung ermöglicht werden." 

Das ist schon eine sehr starke, umfassende Feststellung, was hier geschehen soll, und es stünde meiner An-sicht nach Wien durchaus an, sich auch damit zu beschäftigen und ein entsprechendes Familienförderungsgesetz einzuführen. Denn unabhängig von allen theoretischen Erklärungen und auch Definitionen, glaube ich doch, dass es wichtig wäre, neben den vielen gesellschaftlichen Gruppen, mit denen wir uns beschäftigen und neben der Einteilung in Familien mit Müttern und mit Kindern und so weiter und so fort, die Familie als solches zu betrachten, denn nach wie vor, auch wenn wir hier die verschiedensten anderen Erziehungshilfen und Möglichkeiten haben, ist doch diese familiäre Gemeinschaft ein Fixpunkt, der es ermöglicht, dass die Kinder geschützt – mehr oder weniger geschützt, das kommt natürlich auf die Familie an, aber man muss eben die Voraussetzung dazu schaffen – als wertvolle Mitglieder unserer Gesellschaft aufwachsen. Darüber hinaus kann man auch dem Staat viele Kosten ersparen, wenn Familien diese Erziehungsarbeit wirklich übernehmen, zu der sie eigentlich vorhanden sind. 

Wir wissen ja auch, dass Familie Verzicht bedeutet, und ich muss sagen, ich habe beim Durchlesen dieses Berichtes in einem Passus über die Anonyme Geburt feststellen müssen, dass es eine wissenschaftliche Arbeit gibt, dass Mütter, die Kinder erziehen, sozusagen 100 000 EUR Verlust haben bis zum Erwachsenwerden des Kindes, weil eben in unserer Gesellschaft nach wie vor die Position der Mütter, der Familien und so weiter nicht so ist, dass auch ihr Einkommen entsprechend geschützt ist. 

Alles das, glaube ich, macht es umso notwendiger, dass wir uns mit einem Familienförderungsgesetz in Wien beschäftigen. Ich fordere daher die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin auf, entsprechende Maßnah-men vorzunehmen, um so ein Familienförderungsgesetz zu diskutieren. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Trammer. Ich erteile es ihr.

Abg Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich mache es wieder kurz und bündig: Guten Morgen, FPÖ! Guten Morgen, FPÖ, deshalb, weil wir heute Morgen einen Initiativantrag für ein Familienförderungsgesetz nach dem Vorarlberger Modell eingebracht haben und dieses bereits einem entsprechenden Ausschuss zugewiesen worden ist. 

Mich wundert – ich weiß nicht, soll ich mich freuen, soll ich mich wundern, keine Ahnung –, aber ein bisschen spät ist die FPÖ halt dran, denn am Mittwoch habe ich in einer Pressekonferenz unseren Antrag angekündigt und am Donnerstag kam dann der Dringliche Antrag für heute, ein Familienförderungsgesetz zu initiieren. Ihr habt keine Zeit gehabt, eines zusammenzustellen, gut, wir hatten eines in Vorbereitung. Wie ihr wisst, hatte ich das ja schon, als ich noch Familiensprecherin der FPÖ war, vor einem halben Jahr in unserem Klub dringend gefordert, aber da sah man die Notwendigkeit anscheinend nicht. Anscheinend war man damit beschäftigt, wer wann wie mit welchen Stimmen Obmann wird oder nicht. Auch eine Arbeitsweise. Gut, ich freue mich, dass ihr jetzt mit dabei seid, und ich freue mich dann auf eine ge-meinsame Diskussion im Ausschuss.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich sage es, wie es ist: Bei uns wollte eigentlich niemand zu diesem Dringlichen Antrag sprechen, und das hängt natürlich damit zusammen, dass er einen, wenn man ihn erstmals liest, in völliger Ratlosigkeit hinterlässt. Wir haben wirklich nicht gewusst, was wir jetzt damit anfangen sollen, was damit gewollt ist, denn irgendetwas Konkretes steht ja überhaupt nicht drinnen. Man hat sich das vollkommen erspart, und ich denke mir, wenn Sie das nächste Mal keine Zeit haben, einen Dringlichen An-trag zu formulieren, lassen Sie es einfach bleiben. Verschieben Sie es auf ein bisschen später, bis Sie wissen, was Sie wollen. 

Ich habe dann gelesen „der Landtag möge beschließen" – und das halte ich jetzt für eine persönliche Zumutung an eine Abgeordnete –, „dass von der Frau Stadträtin ein Gesetzesentwurf vorgelegt werden soll, welcher die Beziehungen der Familienmitglieder zueinander fes-tigt". (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Da habe ich mir gedacht, bitte, was soll ich mir unter dem vorstellen? Also wenn Sie der Frau Stadträtin einen Auf-trag geben... (Abg Christian Oxonitsch: Dass sich das FPÖ-Verhältnis bessert!) Ja, vielleicht das FPÖ-Verhäl-tnis. Aber was soll eine Stadträtin mit dem machen? (LhptmStin Grete Laska: Da mische ich mich aber nicht ein!) Ich mische mich auch nicht ein, obwohl ich glaube, es ist die Beziehung zwischen FPÖ und BZW, die uns diesen Antrag beschert hat. Ich glaube, es ist so, wie die Abg Trammer gerade gesagt hat. Sie macht eine Pressekonferenz, die FPÖ denkt sich, Superidee, hat aber keine Ahnung, was es sein soll, wirft uns dieses Papier hin, und wir können uns jetzt damit abg'fretten. 

Der nächste Satz heißt gleich: „Verantwortung der Familie gegenüber der Gesellschaft stärken." Die Frau Stadträtin soll ein Gesetz vorlegen, wodurch das irgendwie möglich wird. Also seien Sie mir nicht böse, diese Sache ist eine Zumutung erster Ordnung. 

Aber mir sind ja dann erst Lichter aufgegangen, wie ich den Initiativantrag des BZW in die Hand bekommen habe. Da ist ein bisschen eine Erklärung gemacht worden, und deswegen sind wir jetzt sicher, dass wir das sicher nicht wollen. Denn alleine das, wie Sie Familie de-finieren, ist eine Sache, bei der Familie wiederum das ist, was auf Blutsverwandtschaft begründet ist oder auf Adoption. Es gibt diese zwei Möglichkeiten. (Abg Günther Barnet: Nein! So ist es nicht!) Es gibt diese zwei Möglichkeiten und sonst überhaupt nichts. 

Ich möchte mich nicht länger mit dem beschäftigen. Ich halte das wirklich für einen ziemlichen – ich weiß nicht, kriegt man da einen Ordnungsruf, wenn man das sagt – Käse. Ich weiß es nicht, aber es entspricht in etwa dem, was ich mir denke.

Ich möchte daher nur noch sagen, was die Grünen schon wollen und wo wir glauben, dass das auch sehr nützen würde. Eigentlich ist es ein Geburtenförderungsgesetz, das Sie da wollen. Also ich möchte mich wirklich nicht damit auseinander setzen, denn sonst lande ich ir-gendwo beim Mutterkreuz, und dann haben wir eine län-gere Diskussion, die wir uns heute natürlich ersparen können. Aber was wir schon wollen, möchte ich schon sagen. 

Erstens: Eine tatsächlich kinderfreundliche Stadt. Meine Kollegin Claudia Sommer-Smolik hat ja dazu heute schon etwas gesagt. Es liegt uns heute der Bericht der Kinder- und Jugendanwälte vor. Sollten wir uns je dazu aufraffen können, in der Stadt und im Bund alles das umzusetzen, was da an guten und hervorragenden Vorschlägen kommt, dann haben wir eine kinderfreundliche Stadt und dann wird es auch für alle, sowohl für die Kinder als auch die Eltern, die da dranhängen, oder für die Begleitpersonen der Kinder sehr viel einfacher sein, in dieser Stadt zu leben und sich in dieser Stadt zu bewegen.

Zweiter Punkt: Was wir selbstverständlich brauchen und was wir gebetsmühlenartig sowohl in der Stadt als auch im Bund einfordern, ist, dass Beruf und Kinder mit-einander vereinbar sein müssen. Da ist alles daranzusetzen, diese Vereinbarkeit von Beruf und Kindern herzustellen. Auch diesbezüglich gibt es noch ein breites Betätigungsfeld. Wir haben heute über Kinderbetreuung und so weiter gesprochen und werden auch noch dazu sprechen. Da wurde schon viel unternommen von Seiten der Stadt, da gibt es aber selbstverständlich auch noch viel zu tun. Da sind wir ganz mit dabei, wenn es darum geht, Beruf und Kinder vereinbar zu machen.

Dritter und letzter Punkt, den ich jetzt anführen möchte, ist: Bieten wir soziale Sicherheit in dieser Stadt, und zwar nicht nur den Familien als Ganzes, sondern bieten wir soziale Sicherheit für jeden einzelnen Menschen, vollkommen unabhängig davon, ob er gerade Mutter, Va-ter, Kind oder sonst was ist. Bieten wir einfach soziale Sicherheit. Wir haben mehrfach den Vorschlag gemacht, erstens einmal – und das ist uns ganz, ganz wichtig – die Sozialhilfe auf ein existenzsicherndes Ausmaß anzuheben. Das würde schon sehr viel helfen und natürlich auch den Familien helfen. Wir haben mehrfach darauf hingewiesen, dass es derzeit so ist, dass wir glauben, dass Kinder und Jugendliche, die in Sozialhilfe-Familien aufwachsen, stark benachteiligt sind, und dass man da-für sorgen müsste, dass dezidiert mehr getan wird, wenn es darum geht, dass diese Kinder und Jugendlichen Gewand brauchen, vor allem zu Schulbeginn, dass sie Schulsachen brauchen oder bei Schulausflügen, bei Schikursen mitfahren können sollen und so weiter und so fort. Ein breites Betätigungsfeld für die Stadt! 

Wir wollen aber jedenfalls, dass diese Grundsicherung bedarfsorientiert ist und individuell. Das ist der große Unterschied. Wir wollen keine Familienförderung, bei der dem Familienoberhaupt Geld ausgezahlt wird, sondern wir wollen eine individuelle Grundsicherung, die zum Beispiel auch Kinder selbst beziehen können, genauso wie das die Kinder- und Jugendanwälte gesagt haben.

Damit mache ich auch schon Schluss – der Tag ist schon lang – und fasse noch einmal knapp zusammen: Wir können uns derzeit noch gar nicht vorstellen, dass Sie das je so formulieren könnten, dass wir auch zustim-men können, aber wir sind gerne bereit mitzureden und mitzuüberlegen, was getan werden soll. Im Übrigen bitte eine Grundsicherung, die tatsächlich alle Menschen in dieser Stadt absichert. – Danke. (Beifall bei den GRÜ-NEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Nächste Rednerin ist Frau Abg Lakatha. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine Damen und Herren!

Frau Kollegin Jerusalem, ich habe an und für sich nicht die gleichen Probleme wie Sie, dem Dringlichen Antrag der "F" zuzustimmen. Es ist vielleicht ein bisschen, sagen wir, eigenwillig formuliert, aber es ist mir völ-lig klar, was gemeint ist. 

Wie schaut die familienfreundliche Politik der SPÖ aus? Im Arbeitsübereinkommen der SPÖ-ÖVP-Regie-rung in Wien wurde unter anderem im November 1996 eine Vereinbarung getroffen, die den Punkt enthält: „Ein Familienförderungsgesetz, mit dem alle auf Landesebene zu treffenden gesetzlichen Maßnahmen zur Förderung der Familie abgesichert werden, ist zu beschließen." Es wurde in dieser Zeit verhandelt und verhandelt, die Zeit ist vergangen, und es ist nichts geschehen. Es kam nämlich zu Neuwahlen, nach denen die SPÖ auf Grund des meines Erachtens ungerechten Wahlsystems auf keinen Partner mehr angewiesen war.

Im November 2001 hat Frau VBgmin Laska auf die Anfrage, wann endlich ein Familienförderungsgesetz zur Beschlussfassung gelangt, schriftlich geantwortet: „Auf Grund des Wahlergebnisses vom 25.3.2001 hat der Wie-ner Bürgermeister dem Wiener Gemeinderat eine neue Regierungserklärung abgegeben, weshalb inhaltliche Ausführungen zur früheren Regierungserklärungen nicht mehr als aktuell anzusehen sind." Die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin dürfte das noch so richtig im Ohr haben, weil sie mir ja gar nicht zuhört. 

Ich kann nur sagen: So sieht die SPÖ-Familien-freundlichkeit aus, und es ist klar, nur wenn die ÖVP auch in der Regierung geblieben wäre, wäre es zu einem Familienförderungsgesetz gekommen. (Beifall bei der ÖVP.)
In vielen Bundesländern gibt es ein Familienförderungsgesetz, um den Stellenwert der Familie zu stärken, nur in Wien gibt es nichts, denn Wien ist anders, das liest man an allen Stadteinfahrten. Wien ist anders – auch im Negativen. Es ist daher ein Gebot der Stunde, dass auch Wien ein solches Gesetz erhält. Nehmen Sie sich doch ein Beispiel, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, an Ihrem Parteifreund im Burgenland, denn auch das Burgenland hat ein Familienförderungsgesetz. Vorarlberg und Kärnten haben eines. Und so ein bisserl als Nachhilfeunterricht für den Abg STEFAN: Auch in Niederösterreich gibt es ein solches Gesetz.

In Wien gibt zu vielen Themen Kommissionen und Arbeitskreise, die sich ernsthaft und langfristig um eine Lösung bemühen. Weil aber Wien anders ist, gibt es bei uns nicht einmal einen Familienbeirat, der die Interessen der Familien vertritt. Vorbild ist in diesem Fall die Bundesregierung. Es wurden tolle Meilensteine für die Familien gesetzt. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber, was macht die SPÖ in Wien? Sie erhöht zum Beispiel Kindergartenpreise, die Müllgebühren – Familien haben mehr Abfall –, Wasser- und Kanalgebühren, Gas- und Strompreise, die Bäderpreise sind auch für die Familien teurer geworden, und bei den WIENER LINIEN gibt es eine Tariferhöhung. Wir halten das für unsozial und familienfeindlich, denn diese Erhöhungen betreffen vor allem Familien. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich bin schon neugierig auf die Reden der Abgen Novak und LUDWIG. Sie halten zwar am Freitag eine Rede, aber ich hoffe, dass es keine Sonntagsrede wird, sondern dass sie beide auch feststellen, dass Wien unbedingt ein Familienförderungsgesetz braucht. Worte helfen nichts, nur Taten helfen. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Novak. Ich erteile es ihr.

Abg Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es kommt ziemlich selten vor, aber ich denke, dass es durchaus auch ein guter Anlass ist, heute zu sagen, dass die Kollegin Jerusalem und ich einmal einer Meinung sind. Heute sind wir es. Und nachdem sie mir schon eine Vorgabe gegeben hat und gesagt hat, der Antrag ist ein Käse, darf ich Ähnliches sagen, denn dieser Antrag ist ein Schmarren sondergleichen. Wir bleiben beim Essen, aber so stellt sich das dar. 

Ich habe mich jetzt auch ein paar Mal gefragt, was eigentlich Ziel und Zweck dieses Antrages ist. Vor allem da es doch ein Dringlicher Antrag ist, sollte man auch glauben, es gibt ein dringliches Problem, mit dem wir uns jetzt sofort befassen müssen, ansonsten stürzt mor-
gen Wien ein. Dem ist anscheinend nicht so. Jedenfalls konnte ich aus der Begründungsrede vom Kollegen und auch aus der nachfolgenden Wortmeldung aus derselben Fraktion nicht erkennen, was jetzt genau das Ziel und das Anliegen ist.

Geht es darum, dass man Frauen mehr dazu motivieren möchte, Kinder zu kriegen, damit es mehr Kinder in Wien gibt? Geht es darum, den Familienbegriff in Wien in ein Gesetz hineinzuschreiben und altherkömmlich zu de-finieren oder in irgendeiner bestimmten Art und Weise zu definieren? Worum geht es denn eigentlich? Es drängt sich schon der Verdacht auf, es geht in Wahrheit darum, dass die Freiheitliche Partei nicht weiß, was denn alles in dieser Stadt an familienfördernden Maßnahmen, an fami-lienunterstützenden Maßnahmen, an kinderfreundlichen Maßnahmen passiert, und eigentlich hätte sie noch gerne, dass irgendwer ein Gesetz verfasst und alles hineinschreibt, damit sie es nicht selber nachrecherchieren muss. Das drängt sich einem fast auf.

Das geht einfacher: Man möge auf wien.at gehen, eine sehr, sehr tolle Homepage, die Sie sicherlich kennen, ab und an vielleicht einmal benutzen, aber in diesem Fall anscheinend nicht benutzt haben. Dort kann man sich weiterlinken und kommt auf einen Punkt, da steht dann "Familienförderung", "Förderungen für Familien". Da gibt es etwas – siehe da! –, was Sie heute hier gefordert ha-ben – ich glaube, es war der Kollege STEFAN, der jetzt nicht zuhört, er wird es nachher wieder nicht wissen –, da gibt es einen Punkt, der heißt "Familienzuschuss", "Wiener Familienzuschuss". Siehe da! Das haben wir. Gleich erfüllt, quasi schon rückwirkend, ist da eine Forderung, die Sie heute hier aufgestellt haben, nämlich man möge einen Zuschuss für Familien in Wien gewähren. Das haben wir. Bedarfsgerecht. Dort, wo es gebraucht wird, können Familien einen Zuschuss beantragen. 

Aber das ist noch nicht alles, denn zur Unterstützung von Familien gehört ein bisserl mehr, als einen Zuschuss zu gewähren. Da gibt es zum Beispiel auch noch eine ganz tolle Einrichtung, die heißt "Allgemeine Wohnbeihilfe". Na, siehe da! Ein wichtiges Grundbedürfnis von Fa-milien ist bekanntlich das Wohnen und ein Dach über den Kopf zu haben, und auch dafür haben wir ein Instrument. Wenn es sich die Familie nicht leisten kann, dann gibt es nämlich eine Wohnbeihilfe. 

Auch ein nicht unwichtiger Faktor, um familienfreundlich oder kinderfreundlich zu sein, und etwas, was wir in dieser Stadt sehr, sehr gut erfüllt haben, ist die Frage der Betreuung von Kindern. Nachdem wir gestern schon die Gelegenheit hatten und, ich glaube, auch beim letzten Gemeinderat die Gelegenheit hatten und weil man Gelegenheiten, wenn sie sich bieten, nicht auslassen soll, möchte ich jetzt noch einmal in Erinnerung rufen, was die Eckpunkte der Arbeiterkammerstudie waren beziehungs-weise die Eckpunkte der Kinderbetreuungseinrichtungen in Wien sind.

So verfügt Wien über 65 000 Kinderbetreuungsplät-ze. 71 Prozent aller Krippenplätze, die es in Österreich gibt, sind in Wien, und 47 Prozent aller Hortplätze, die es in Österreich gibt, befinden sich ebenfalls in Wien. Wien bietet die meisten Ganztageskindergärten an, und auch die Versorgung mit Mittagessen ist in Wien Spitze. Wie Sie vielleicht mitbekommen haben – nachdem Sie aber so viel nicht gewusst haben, sage ich es Ihnen noch ein-mal –, hat es da ein Projekt gegeben, damit wir uns mit Biokost auseinander setzen. Das heißt, wir sind schon dabei, die Qualität unserer Betreuung bis zum Essen hin immer weiter zu steigern und weiter daran zu arbeiten.

Aber nachdem das noch nicht alles ist, muss man sich natürlich weiter die Frage stellen: Was gehört noch dazu, um familien- und kinderfreundlich zu sein? Da kommen wir zum nächsten Punkt Ihrer Begründung, was denn wichtig wäre, dass man hätte, nämlich: Wie kann man Eltern helfen, wenn es Krisen gibt? Was konkret kann man anbieten, wenn es in der Familie gerade nicht so gut rennt und es irgendwie Bröseln gibt? Na, da schau an! Das kann man auch nachlesen. Vielleicht le-sen Sie einmal einen Rechnungsabschluss oder so irgendetwas, denn das steht dort immer alles drinnen. Wien hat 21 Stützpunkte, wo Sozialarbeiterinnen und So-zialarbeiter helfen, 9 Elternschulen, 9 Eltern-Kind-Zen-tren, und außerdem unterstützt Wien auch noch Therapien bei Kindern, die sich nicht in einer öffentlichen Einrichtung helfen lassen wollen oder wo die Familien das nicht wollen, sondern in private Einrichtungen gehen. Auch da gibt es Unterstützung von der Stadt. Schau an! Also nicht eine Einrichtung, nicht zwei Einrichtungen, nicht drei Einrichtungen, nein, 21 plus 9 plus 9. Dazu kommen noch die jugendpsychologischen Beratungsstellen, die es auch noch gibt. 

Das ist eine ganze Menge an Einrichtungen, die Sie da fordern und die es in Wahrheit schon längst gibt. Des-halb glaube ich, ist es sinnvoller, nicht ein Papier vorzulegen, auf das wir Paragraphen draufschreiben, sondern wir verbessern das flächendeckende und großartige An-gebot, das es in der Stadt schon gibt, um familien- und kinderfreundlich zu sein, und arbeiten hier weiter, lassen weiterhin unsere Taten sprechen. Und darauf können wir sehr, sehr stolz sein.

Abschließend möchte ich noch sagen, weil es jener Aspekt ist, der mir auch sehr, sehr wichtig ist: Wien ist wirklich anders. Wien ist nämlich die Stadt, die so offen mit ihrer Gesellschaft umgeht, dass es im Übrigen auch in Ordnung ist – deshalb leben hier auch so viele Frauen, für die das in Ordnung ist –, keine Kinder kriegen zu wollen und keine eigenen Kinder aufziehen zu wollen. Und das ist auch vollkommen in Ordnung. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Barnet. Ich erteile es ihm.

Abg Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Danke. – Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Hoher Landtag!

Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratie und von den Grünen, den Antrag würde ich nicht als Käse bezeichnen und auch nicht als Schmarren, Kollegin Novak. Das tut man nicht. Das tut man nicht, selbst wenn man es glaubt, dass es so ist, man tut es nicht.

Ich verstehe das, dass die Freiheitlichen jetzt diesen Antrag einbringen. Die Frau Kollegin Jerusalem hat gesagt, sie wollten das Thema an sich ziehen, weil es andere auch besetzen, was ja eigentlich komisch ist, dass jeder versucht, die Familie zu besetzen, obwohl sie nicht wirklich alle wollen, zumindest einige, die heute Wortmel-dungen abgegeben haben. 

Man könnte sagen, er ist vielleicht etwas schnell geboren, dieser Antrag. Er fordert die Exekutive auf, der Legislative ein Gesetz vorzulegen, weil Teile dieser Legislative, obwohl sie fünf ausgezeichnete Juristen haben, selbst nicht in der Lage sind, in kurzer Zeit – das gebe ich zu, in zwei Tagen ist das schwer – ein Gesetz zu schreiben. Gut. 

Wir lassen das, bleiben aber dabei, dass die Dringlichkeit trotzdem besteht. Ich will mich nicht mit den Fragen des Antrages an sich beschäftigen, sondern mit der Dringlichkeit. Warum? Dringlich ist er sehr wohl, weil Wien im Gegensatz zu vielen anderen Bundesländern, nämlich fast allen, kein Familienförderungsgesetz hat. Was nicht heißt, dass es nicht familienfördernde Maßnahmen gibt, wenn ich den strengen Blick der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin sehe. 

Aber, Kollegin Novak – auch wenn Sie sich in der Bankreihe unterhalten, ich habe Ihnen zuerst zugehört, und ich würde mir wünschen, dass Sie mir auch zuhören (Abg Barbara Novak: Ich höre ja zu!), weil ich Ihre Meinung schätze –, stellen Sie sich vor, man würde Gleiches über das Gleichbehandlungsgesetz sagen, wir würden sagen, das brauchen wir nicht, denn wir haben lauter gleichbehandelnde Maßnahmen. Das ist überall irgendwo verschieden verteilt, aber Gleichbehandlungsgesetz brauchen wir keines. (Abg Martina LUDWIG: Wir haben ja eines! Wir haben ja ein Gleichbehandlungsgesetz! Das ist ein Unterschied!) Ich sage nur, stellen Sie sich eine solche Argumentation vor. Die würde man ja auch verwerfen. Deswegen gibt es ja im Bund ein Gleichbehandlungsgesetz. 

Für die Familien ist der Bund nicht zuständig, sondern die Länder, und deswegen haben andere Länder ein Familienförderungsgesetz. (LhptmStin Grete Laska: Das ist ein Irrtum, denn es gibt ein Bundesrahmengesetz!) Ich habe ja nicht gesagt, dass es da kein Rahmengesetz gibt, ich habe gesagt, es ist grundsätzlich Aufgabe des Landes, und deswegen haben andere Länder oder fast alle anderen Länder ein Familienförderungsgesetz. (LhptmStin Grete Laska: Aber es gibt so ein Rahmengesetz! Nur damit dieser Irrtum nicht so stehen bleibt!) Ja, aber das ist ja nicht eigentlich das Problem, das Problem ist ja, dass wir keines haben, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, und das ist die Sache, über die man diskutieren sollte. Aber vielleicht reden Sie ohnehin nachher. Ich habe viel Zeit, aber lassen Sie mich trotzdem versuchen, die Argumente weiter auszuführen.

Kollegin Jerusalem – wo ist sie; nein, sie beteiligt sich auch nur an der Debatte und verschwindet dann; na gut, das ist auch ein höflicher Akt – sagt, Wien ist eine kinderfreundliche Stadt. Ja, aber das kann sie nur sein für die, die Kinder haben, für die, die keine Kinder haben, kann die Stadt nicht kinderfreundlich sein. (Abg Erika Stubenvoll: Das ist eine Argumentation!) Das ist ja logisch. Wenn ich keine Kinder habe, kann ich es nicht als kinderfreundlich empfinden, außer ich kümmere mich ständig um andere Kinder. 

Und damit bin ich beim Familienbegriff. Wenn die Kollegin Jerusalem ein Problem damit hat... (Abg Erika Stubenvoll: Wo ist da die Logik?) Ja, ich weiß, dass die Gesetzmäßigkeiten der Logik schwierig sind für jemanden, der sich nicht mit Philosophie beschäftigt, aber ich bleibe dabei. Wenn die Kollegin Jerusalem ein Problem mit dem Familienbegriff hat, den wir in unserem Antrag eingebracht haben, dann lade ich sie ein, einen anderen zu finden, der Zuweisung des Antrages zuzustimmen, sich zu überlegen, wie der Familienbegriff anders definiert sein könnte, andere zusätzliche Vorschläge einzubringen über Familienförderungen. Ich halte das für inter-essant. Wir haben ja nicht die Weisheit gepachtet. Kein Mensch hat das. Die Pluralität soll das zeigen. 

Aber wir sollten nicht die Debatte abwürgen und sagen, wir brauchen keine Familienförderung, denn wir le-ben gesellschaftlich auf zwei Ebenen. Und das wäre so ein bisschen der Ansatz der Sozialdemokratie und der Grünen. Bei uns gibt es das Individuum, da ist für alles Vorsorge zu tragen, und dann gibt es das große Kollektiv, und da ist auch für alles Vorsorge zu tragen. Und alles, was dazwischen ist – in der englischen Philosophie heißt es die Korporationen –, also die Vereine, die Verbände, die Familie oder sonst was, die brauchen wir nicht, für die bedarf es keiner besonderen Werthaltung und keines Maßnahmenkatalogs. 

Ich halte das für falsch. Das ist ein gesellschaftlicher Zugang, der sich nicht bewährt hat. Der endet – ohne das vorwerfen zu wollen –, wenn man ihn logisch durchdenkt, Frau Präsidentin, immer im Totalitarismus. Wenn es nur zwei Ebenen gibt, Individuum und Kollektiv, und nichts dazwischen, so hat das in der Historie, in der Geistesgeschichte immer im Totalitarismus geendet. Und das lehne ich ab. Deswegen sollte man sehr ernsthaft – und deswegen bin ich trotzdem dankbar für den Antrag – über die Frage der Familienförderungsmaßnahmen diskutieren.

Kollegin Novak – sie ist wieder entschwunden; es schadet ihr offenbar, wenn man darüber redet –, Sie führen – vielleicht richtet es ihr irgendwer von der Sozialdemokratie aus oder sie liest es nach – die Wohnbauförderung an. Na, so herrlich für die Familien ist die nicht. Die Wiener Wohnbauförderung für Familien. (Abg Martina LUDWIG: Wann hat sie den Begriff "Wohnbau" verwendet?) – warten Sie, ich komme gleich darauf; warten Sie – zielt darauf ab – damit sind wir wieder beim Mutterkreuz von der Kollegin Jerusalem –, wie viele Kinder man hat im Bezug auf sein Einkommen und nicht auf die Frage, ob man eine Förderung dafür bekommt, Wohnraum für Kinder zu schaffen. Denn nach den Wiener Wohnbauförderungsrichtlinien braucht man bei einem gewissen Einkommen eine gewisse Anzahl an Kindern, weil es sich sonst nicht mehr ausgeht, dass man unter förderungswürdig fällt. Hat man also noch kein Kind, schafft aber Wohnraum für ein weiteres Kind – denn die normalen Menschen planen zuerst, die bauen zuerst und füllen dann hinein und nicht umgekehrt –, dann kriegt man kein Geld. 

Und das, muss ich sagen, ist natürlich die Frage der Wohnbauförderung der Stadt Wien, die man sich ernsthaft überlegen sollte. Ich weiß das, denn ich habe mir das angeschaut. Bei uns ist es wurscht. Meine Frau ist wohlhabend, ich verdiene auch ein bisschen was, also haben wir gesagt, wenn wir ein Haus bauen wollen, dann bauen wir es. Aber grundsätzlich bekämen wir bei meinem Gehalt keine Wohnbauförderung mehr, weil wir ein Kind zu wenig haben. Wenn wir jetzt aber ein zweites bekommen und zuvor das Zimmer oder zuvor den Dachboden ausbauen wollten, was ja gescheit wäre – soll man warten, bis das Kind geboren ist, und dann reißt man das Dach ab, damit es hereinregnet; das machen ja nur Menschen, die sich nicht viel überlegen –, dann kriegt man nach der Wiener Wohnbauförderungsrichtlinie kein Geld. Die Banken geben eines her, ein bisschen teurer als die Stadt Wien, aber nicht viel teurer. 

So viel zur Frage, was denn ein Familienbeirat, sofern es einen gäbe, diskutieren könnte hinsichtlich der Frage Wiener Wohnbauförderung oder verbilligte Eintritte in die Einrichtungen der Stadt Wien, Museen oder sonst etwas. Alles Maßnahmen, die es in anderen Bundesländern gibt, denn dort gibt es ein Familienförderungsgesetz, einen Familienbeirat, einen Familienpass, der einen ausweist und mit dem man das in Anspruch nehmen kann.

Jetzt noch ein bisschen was zu den Grünen hinsichtlich der Frage Familienbegriff und hinsichtlich der Entwicklung der Stadt. Ja, Sie haben Recht, die klassische Großfamilie existiert nicht mehr, schon gar nicht in Städten, und sie ist auch nicht der Weisheit letzter Schluss. Also die Familie existiert zwar noch, aber in ihr kann man nicht mehr alle sozialen Probleme lösen. Aber es gibt Antworten darauf. Monika Vana, du lachst schon wieder. Das freut mich, wenn du erheitert bist, aber es gibt Antworten darauf, zum Beispiel im Städtebau. 

Im amerikanischen Kommunitarismus – das hat nichts mit Kommunismus zu tun, was den Margulies er-freuen würde, sondern heißt Kommunitarismus – geht man bei der Stadtplanung von der Überlegung aus, dass man nicht ein Spital auf der einen Seite, eine Kinderbetreuungseinrichtung auf der anderen Seiten, ein Altenheim ganz woanders errichtet und die Menschen den ganzen Tag zwischen diesen Stätten hin- und herpendeln lässt, was am Schluss dazu führt, dass man we-
niger Freizeit hat als der Arbeiter und Bettgeher des 19. Jahrhunderts, sondern die sagen, errichten wir doch alle sozialen Einrichtungen an einer Stätte, zentral, sodass sie für alle Menschen erreichbar sind. Eine ganz schwierige planerische Aufgabe. 

Als ich das damals im Jahr 1996 im Bezirksrat in Floridsdorf gefordert habe, nur dem Beispiel amerikanerischer Stadtplaner folgend, haben mich alle für wahnsinnig gehalten. In Niederösterreich gibt es das schon. In kleinen Ortschaften sind sie schon so gescheit. Weil sie es sich sonst nicht mehr leisten können, die Stätten ver-schiedentlich zu verteilen, machen die das an einem Platz. Und mittlerweile – man wundert sich – wird selbst die Stadt Wien munter und überlegt auch schon, das zu machen, insbesondere in Floridsdorf, habe ich gehört, soll eine erste generationsübergreifende Sozialeinrichtung entstehen. Niemand wird gezwungen, mit den Kindern aus dem Kindergarten hinaufzugehen oder hinunterzugehen in den ersten Stock und mit den alten Leute zu reden oder beim Geburtstag zu singen oder sonst ir-gendwas. Man kann, aber es ist für niemanden ein Zwang. Aber es bewährt sich. Ich kenne so eine kleine Ortschaft, die ist viel weiter als Wien: Orth an der Donau, nicht zu fern. Dort gibt es ein Gemeindezentrum, da ist alles drinnen. Die Kinder gehen hinunter, singen beim Geburtstag, alte Leute kommen hinauf. Da braucht man weniger Kindergärtnerinnen. Sie erzählen positive Dinge aus der Geschichte, nicht alte. 

Generationsübergreifende gemeinsame Sozialeinrichtungen – eine Sache, die es in Amerika schon seit 20 Jahren gibt, in Niederösterreich auch schon, die Stadt Wien macht das nicht. So etwas könnte sich ein Familienbeirat überlegen, aber das will man vielleicht nicht. Man will in Wahrheit die Familie nicht, weil die Familie für manche ein Hort der Reaktion ist, wo irgendwelche Dinge passieren, die man nicht will. Da hat man lieber die getrennten Einrichtungen. Da hat man die Menschen im Sinne des Sozialismus im Griff, da kann man auf sie einwirken. Ich verstehe das, aber es ist nicht meine Werthaltung. (Beifall beim BZW. – Abg Martina LUDWIG: Whow!)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr Abg Ing Rudolph gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Ing Herbert Rudolph (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren des Wiener Landtages! 

Auf Schmarren und Käse gehe ich nicht ein. Schmarren und Käse gehören dorthin, wo sie hinpassen, und wenn man die Begriffe fälschlich verwendet, dann fällt das natürlich auf diejenigen zurück, die das verwenden. Mehr ist es nicht wert, dazu zu sagen. (Abg Barbara Novak: Da haben Sie jetzt ohnehin schon viel gesagt!) 

Zu dem Dringlichen Antrag meiner Kollegen Stefan und Kowarik nehme ich ganz bewusst einen Absatz aus der Antragsbegründung heraus, weil der sich durchaus thematisch auch mit einem Teil des Berichtes der Kinder- und Jugendanwaltschaft deckt, mit einem Teil in diesem Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft, der sich sehr ernsthaft auch mit dieser Thematik auseinander setzt. 

Wenn hier in diesem Antrag in der Begründung unter anderem drinnen steht, dass eine verantwortungsvolle Familienpolitik sich auch und im Besonderen mit den Problemen und Bedürfnissen von so genannten Teilfamilien, die großteils durch Scheidung und Trennung, aber auch durch den Tod des Ehepartners entstehen, widmen muss, damit die davon betroffenen Kinder bestmöglich unterstützt und versorgt werden können, dann deckt sich das, was hier steht, mit dem, was auch von der Jugendanwaltschaft in ihrem Bericht durchaus als Problem identifiziert wird, und zwar als nicht zu kleines Problem identifiziert wird. 

Der Wiener Landtag ist zwar ein gesetzgebendes Gremium – das ist er, das ist er formal –, aber er ist na-türlich auch ein politisches Gremium, er ist ein Gremium, das über politisches Wollen debattiert und dieses politische Wollen dann schlussendlich auch in Gesetzesform gießt. Sie alle kennen die Verfassung gut genug, um zu wissen, dass dies verschiedene Wege nehmen kann, wie es dann schlussendlich zu einem derartigen Gesetz kommen kann. Man kann hier einen fixfertigen Gesetzesantrag vorlegen, man kann aber auch, so wie das in der heutigen Form geschehen ist, einmal eine grundsätzliche Initiative einfordern. Und im Wiener Landtag geht das eben ausschließlich in Richtung der Forderung nach Vorlage eines entsprechenden Gesetzes.

Dass derartige Gesetze möglich sind – das ist ja kein Unikat, das wir hier für Wien fordern –, haben ja andere Landtage schon bewiesen. Selbstverständlich kann man derartige Gesetze formulieren, beschließen und dann, so hoffe ich zumindest, auch leben. Also ist es eine Frage des politischen Wollens, um die es hier geht, und wir signalisieren Ihnen mit diesem Dringlichen Antrag, dass wir dieses politische Wollen haben, dass es uns ein wichtiges Wollen ist.

Und wenn hier gesagt wird, man versteht dieses Wollen nicht, dann bin ich gerne bereit, das für Sie ein bisschen umzuformulieren in vielleicht andere, Ihnen vertrautere Begriffe, die Ihnen aus früheren Debatten her schon bekannt sind. Wenn also hier eingefordert wird, Beziehung der Familienmitglieder zueinander zu festigen, was ist denn das anderes als sich mit einem, wenn Sie so wollen, Strukturproblem in Familien auseinander zu set-zen, das sich äußert in innerfamiliärer Gewalt, Gewalt gegen Kinder, Gewalt gegen Frauen, Gewalt von Kindern untereinander; auch das ein nicht zu unterschätzendes Problem innerhalb der Familie, aber auch außerhalb der Familie selbstverständlich.

Also Beziehungen der Familienmitglieder zueinander zu festigen, die Solidarität in dieser kleinsten Form der Gesellschaftseinheit einzumahnen und sich zu überlegen, wie es besser werden kann – ich kann daran an sich nichts erkennen, was man hier mit spöttischen Worten abtun kann. 

Oder: Die Verantwortung der Familie gegenüber der Gesellschaft stärken. Der Kollege Barnet hat das vorhin wortreich erklärt, aber ich darf das nur in kurzer Form noch einmal wiederholen. Wie ist es denn mit dem Umgang mit der älteren Generation? Wir alle wissen doch in Wahrheit, dass die Art der Vorsorge, der Betreuung, wie wir sie derzeit kennen – der Betreuung, weniger der Vor-sorge –, enden wollend ist, dass einfach die Kapazitäten, die wir von der öffentlichen Hand aus zur Verfügung stellen können, nicht mit dem Schritt halten, wie wir sie in den nächsten Jahren und Jahrzehnten benötigen werden. Das verlangt ganz einfach auch nach einem veränderten Verhalten innerhalb der Gesellschaft, und hier wird man natürlich auch wieder auf die Familienstrukturen zurückgreifen. Ob das jetzt dem Einzelnen gefällt oder nicht, diese Frage wird sich gar nicht stellen, es wird so sein. Die Frage ist, wie man die Familien darauf vorbereiten kann, das bestmöglich zu machen. Dass es derzeit die wenigeren machen wollen, ist ja wohl an Hand der Zahlen evident.

Der Familie eine angemessene Lebensführung zu er-möglichen. – Ich erinnere an die Diskussion, die wir hier herinnen führen, und die Forderung nach einem Armutsbericht. Also die Armut der Familien in der Stadt ist ein Thema. Sie kommt ja auch in diesem Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft vor.

Also es sind allesamt Themenbereiche, die sehr wohl ihre existenzielle Berechtigung hier im politischen Diskurs in dieser Stadt haben.

Und warum ein Gesetz? Weil ein Gesetz einfach ein-mal die Grundlage schafft, Rechtsansprüche einzumahnen. Es macht nun einmal einen Unterschied, ob ich hier einen Beschluss des Gemeinderates habe, oder ob ich mich unmittelbar auf ein Gesetz beziehen kann, ein Ge-setz, das Rechtssicherheit gibt für beide Seiten, für denjenigen, der den Rechtsanspruch hat, und für denjenigen, der den Rechtsanspruch dann zu verwirklichen hat, denn er muss ihn ja dann auch dementsprechend budgetmäßig und mit sonstigen Kapazitäten versehen, bedecken in der Umsetzung, in der Vollziehung. Das macht einen Unterschied. Ich verstehe schon, dass Sie ein der-artiges Gesetz nicht haben wollen, weil Sie sich natürlich sagen, wenn wir uns hier ein derartiges Familienförderungsgesetz auferlegen – Sie mit Ihrer absoluten Mehrheit werden das wahrscheinlich so sehen –, dann binden Sie sich natürlich. Und ich sage Ihnen ganz offen: Jawohl, wir wollen das haben, dass Sie in diesem Bereich selbstverständlich auch hier an die Wahrnehmung eines entsprechenden Familienförderungsgesetzes gebunden sind.

Ich meine, es wundert mich fast, dass Sie die Notwendigkeit eines derartigen Gesetzes überhaupt grundsätzlich hier in Zweifel ziehen. Wenn Sie darauf verweisen, dass es verschiedene Sozialleistungen hier in der Stadt gibt, und die Notwendigkeit eines Gesetzes in Ab-rede stellen, würde ich einmal meinen, da werden zwei Dinge grundlegend miteinander verwechselt.

Wir werden dann bei der weiteren Debatte rund um den Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht noch Gelegenheit haben, uns hier mit der einen oder anderen Fra-gestellung im Detail auseinander zu setzen, wobei sich natürlich in diesem Zusammenhang die Frage stellt – und es ist durchaus gut so, dass sich die Frage stellt –: Was für einen gesellschaftlichen Familienbegriff haben wir denn? Da wird es unterschiedliche Definitionen geben, und ich glaube, auch das ist gut so. Dazu soll man sich bekennen, dass es ein unterschiedliches Verständnis von dem gibt, was man als Familie versteht. 

Wenn wir – und da komme ich auf die Problematik der Scheidungen zu sprechen – aus der Statistik entnehmen können, dass in Österreich 44 Prozent aller Ehen geschieden werden – in Wien sind es 55 Prozent –, dann ist das einmal eine nackte Zahl, und diese nackte Zahl kann man unterschiedlich verwenden. Man kann sie zu einem deuten als Ausdruck eines durchaus notwendig gewordenen Reformprozesses innerhalb der Gesellschaft, nämlich die Auflösbarkeit der Ehe zu ermöglichen. Das war auf alle Fälle eine gesellschaftliche Errungenschaft, dass dies auf einer rechtlichen Basis möglich geworden ist. Aber nicht nur die Auflösung der Ehe, sondern damit einhergehend auch die Versorgung derjenigen, die sonst aus dem traditionellen Eheverständnis heraus eben innerhalb der Ehe mitversorgt worden sind. 

Aber das, was man dabei wahrscheinlich zu wenig mitbedacht hat, war, wie es denjenigen geht, die von dieser Ehescheidung auch mit betroffen sind. Wie geht es den Kindern, wie geht es den Jugendlichen, die in die-sen Familien leben?

Ich möchte meine Zeit hier im Landtag gerne dafür verwenden, aus diesem Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft noch einen Punkt besonders hervorzuheben. Es gibt in diesem Bericht auf den Seiten 8 und 9 – Sie haben den Bericht ja alle vor sich –: Was wünschen sich Kinder bei Trennung? Die Punkte, die hier aufgezählt werden – abgedruckt mit freundlicher Genehmigung der Autorin Karin Jäckel; die soll man hier durchaus zitieren –, sind meines Erachtens samt und sonders ge-eignet, uns einmal aus Sicht der Kinder Denkanleitung zu geben, wenn wir darangehen, gesellschaftspolitische Weichenstellungen vornehmen zu wollen, wie dann die-jenigen möglicherweise reagieren, die von den Auswirkungen betroffen sind. 

Ich bin mir sicher, dass es zu einem Familienförderungsgesetz kommen wird, weil Sie werden das tun, was Sie natürlich immer schon getan haben, Sie werden Vorstöße der Opposition ablehnen. Gestern habe ich aus einer entsprechenden Ausschussbegebenheit zitiert, mit welcher Begründung Sie das ablehnen. Ganz einfach, weil es von einem politisch anders Denkenden kommt, wird es bei aller inhaltlichen Zustimmung rein grundsätzlich von Ihnen abgelehnt. Trotzdem, ich bin mir sicher, dass Sie, und es wird nicht lange dauern, ein derartiges Gesetzesvorhaben hier präsentieren werden, ganz einfach, weil es auch eine Frage des politischen Wettbewerbes sein wird. Und Sie werden es sich nicht nehmen lassen können, hier in diesem Bereich Ihre eigenen Vorstellungen zu präsentieren, weil es schlussendlich auch gesellschaftspolitische Ideen und Modelle sind, die Sie hier zu Papier bringen werden. Daher bin ich mir sicher, dass wir, möglicherweise auch auf Basis eines Entwurfes, der sogar noch von der Frau StRin Laska kommen wird, in der Lage sein werden, hier über Familienförderung in Wien enden wollend zu debattieren. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Besprechung des Dringlichen Antrags ist somit beendet. 

Diesen Antrag weise ich zur weiteren Behandlung der Frau amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport zu.

Wir kehren zurück zum Tätigkeitsbericht 2003/2004 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien an den Wiener Landtag. 

Wir haben um 16 Uhr unterbrochen bei der Frau Abg Sommer-Smolik, und als Nächster ist Herr Abg Dr Aigner am Wort.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Wiener Volkspartei wird den Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft zustimmend zur Kenntnis nehmen. Wir sind ob der Fülle der Vorschläge und der Ausgewogenheit auch der Berichterstattung durchaus in der Lage, das mitzutragen. Was natürlich nicht bedeutet, dass man mit jeder Forderung im Einzelfall dadurch ein-verstanden ist. Aber es ist das gute Recht und auch die Aufgabe einer Kinder- und Jugendanwaltschaft, eben Anwalt für Kinder und Jugendliche zu sein.

Und gestatten Sie mir diese persönliche Bemerkung am Beginn meiner Ausführungen: Es ist mir viel sympathischer, darüber zu sprechen, wie Wien noch kinderfreundlicher und jugendfreundlicher werden kann, als da-rüber zu reden, was man mit ungewollten Kindern macht. Und ich glaube, das sollte ein positiver Ansatz sein, und insofern bin ich auch den Ausführungen meiner Kollegin Barbara Feldmann dankbar, die festgestellt hat, dass wir alles in unserer Macht Stehende tun sollen, um Wien zu einer Stadt zu machen, in der Kinder nicht als Last und Belästigung angesehen werden, sondern als Bereicherung, und dass Kinder und Jugendliche die Zukunft unserer gesamten Gesellschaft sind, soll ja nicht nur Standpunkt der Kinder- und Jugendanwaltschaft sein, sondern auch unser gemeinsamer Standpunkt. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Wenn man sich den Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft anschaut, dann kann man einige Forderungen herausgreifen und sie sozusagen zum Gegenstand der Berichterstattung und der Diskussion machen, ohne jetzt andere Dinge, die e-benso wichtig sind, hintanzustellen. Ich möchte mich da-rauf beschränken, dass auch die Kinder- und Jugendanwaltschaft fordert, dass wir ein ausgebautes Kindertagessystem brauchen, dass wir Kindergartenplätze brauchen, dass wir die Forderung nach Qualitätssicherung auch bei Kindergärten beachten müssen, weil eben dort unsere Jüngsten entsprechend betreut werden, dass es auch pädagogische Standards für Kindergärten geben muss und dass es einen Rechtsanspruch auf einen Kindertagesheimplatz mit oder ohne Integrationsmaßnahmen geben soll. 

In diesem Sinne darf ich namens meiner Fraktion einen Antrag einbringen gemeinsam mit meiner bereits zi-tierten Kollegin Barbara Feldmann:

„Der Wiener Landtag möge beschließen, dass wir uns dafür aussprechen im Sinne des Berichtes der Kinder- und Jugendanwaltschaft, einen Rechtsanspruch nach dem Kindertagesheimgesetz, aber auch einen Rechtsanspruch auf einen integrativen Kindertagesheim-platz gesetzlich zu verankern." 

Ich darf diesen Antrag einbringen und verlange in for-meller Hinsicht die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
In diesem Zusammenhang darf ich auch, und ich möchte die Debatte von gestern nicht künstlich wiederholen, darauf hinweisen, dass natürlich die Kosten des Kindergartenbesuches ein ganz wesentlicher Bestandteil dieser Problematik sind, und möchte darauf hinweisen, dass es doch auch eine Forderung der Kinder- und Jugendanwaltschaft ist, dass das Kindergartenwesen, so gut es eben geht, auch von Gebühren und Belastungen für die Eltern, die ja ohnehin genügend Belastungen zu tragen haben, befreit werden soll. Und auch darin sehen wir uns in unseren politischen Forderungen bestärkt. 

Des Weiteren ein Punkt, den in unserer Fraktion mein Fraktionsführer Hofrat Walter Strobl schon seit vielen Monaten und Jahren behandelt hat, das ist die Problematik der Kinderarmut. Armut als solche ist überhaupt ein großes Problem in der Gesellschaft. Die Kleinsten sind am meisten davon betroffen, weil sich Kinder und Jugendliche nicht selbst in der Lage sehen können, etwas gegen ihre Armut zu tun. Jeder Erwachsene kann durch eine Erwerbstätigkeit oder durch einen Arbeitsplatz versuchen, seine materielle Situation zu verbessern. Kinder und Jugendliche sind ganz auf die Hilfe ihrer Familie, und wo die nicht vorhanden ist, auf die Hilfe der Gemeinschaft angewiesen. 

In diesem Sinn sollte der Kampf gegen Kinderarmut, gegen offenkundige, aber auch gegen die versteckten Formen der Kinderarmut unser gemeinsames Anliegen sein. Und in diesem Sinn ist es wichtig, dass wir auch ein entsprechendes Datenmaterial als analytische Basis zu-grunde gelegt haben. Armut hat sehr viele Facetten, sehr viele Gesichter. Wir müssen den neuen Formen der Ar-mut nachgehen.

In diesem Sinn möchte ich namens meiner Wenigkeit und des Hofrats Strobl einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, dass wir einen Bericht über den aktuellen Stand der Kinderarmut in Wien erhalten und aufbauend auf diesem Bericht dann die Erstellung eines umfassenden Maßnahmenpaketes zur Bekämpfung der Kinderarmut. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss der Geschäftsgruppe für Bildung, Jugend, Information und Sport. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein weiterer Punkt, den wir uns aus dem Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht herausgegriffen haben, und man soll sich nicht zu sehr in den Einzelheiten verlieren, aber etwas, was auch gesamtgesellschaftlich wichtig ist, ist die Problematik der Behandlung jugendlicher Sexualtäter. Auch hier ist im Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft eine Anregung gegeben, dass es um die Be-treuungs- und Behandlungssituationen dieser jugendlichen Straftäter relativ schlecht bestellt ist. Wir brauchen spezifische Behandlungsmöglichkeiten, wir brauchen eine Prozessbegleitung, auch in der weiteren Phase des Erwachsenwerdens, weil wir verhindern wollen, dass aus jugendlichen Sexualstraftätern erwachsene Sexualstraftäter werden, und je später man mit Behandlungs- und Therapiemöglichkeiten beginnt, desto schwieriger wird auch eine entsprechende Korrektur dieses Verhaltens sein. Und da kommt; glaube ich, auf die Gesellschaft noch einiges zu.

In diesem Sinn darf ich einen dritten Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, dass wir uns als Wiener Landtag dazu bekennen, einerseits eine Erhebung des finanziellen und materiellen Bedarfs für eine fundierte Behandlung jugendlicher Sexualstraftäter vorzunehmen, entsprechende finanzielle Mittel zwecks Schaffung einer flächen- und bedarfsgerechten Betreuung zur Verfügung zu stellen und dann auch noch einen entsprechenden stationären Bereich für die Behandlung von rückfallgefährdeten jugendlichen Sexualstraftätern bereitzustellen.

Auch hier beantragen wir die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Ich möchte die Debatte nicht unnötig in die Länge ziehen, aber das Kinder- und Jugendlichenwesen ist so wichtig, und es ist mir auch ein wirklich persönliches Anliegen, hier diese positiven Aspekte einer kinderfreundlichen Stadt hervorzuheben, wo nicht nur die Politik gefordert ist. Die Kinder- und Jugendlichenfreundlichkeit beginnt im eigenen Haus, die beginnt schon damit, dass man Kinderlärm und Kindergeschrei eben nicht als Lärm darstellt und ansieht, dass man, wenn Kinder in der Straßenbahn quengeln und schreien, nicht z'wider das Gesicht zusammenzieht, sondern an sich froh ist, dass es noch Kinder und Jugendliche gibt. Und dass Kinder und Jugendliche einmal laut sind, das gehört dazu. Und das ist der Beitrag, den jeder von uns leisten kann. Und wenn wir uns das auch selbst vornehmen in unserem privaten und persönlichen Bereich, dann machen wir es jungen Eltern, und die haben es heutzutage bei Gott nicht leicht, auch viel leichter, mit dieser Bürde, die sie ja letztendlich auch im Interesse der gesamten Gesellschaft auf sich nehmen, umzugehen. 

Und wir als Politiker sollten alles dazu tun, auf al-
len Ebenen. Das fängt bei den Spielplätzen an und 
geht über sehr gute Betreuungseinrichtungen in unseren Parkanlagen. Die Parkbetreuung ist ein sehr positiver Beitrag für eine jugend- und kindergerechte Stadt.

Wir kommen daher zum Schluss, dass es mit der Kinder- und Jugendlichenfreundlichkeit in Wien sehr gut bestellt ist, aber das Gute soll ja nicht der Feind des Bes-seren sein.

In diesem Sinne bitte ich Sie, unsere Anträge einerseits zu unterstützen und andererseits das als einen Bei-trag anzusehen, Wien noch kinder- und jugendlichenfreundlicher zu gestalten. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr Abg RUDOLPH gemeldet. 

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Pinterits! Sehr geehrter Herr Dr Schmid!

Jetzt muss ich mir bald etwas Kritisches einfallen lassen, weil ich weiß nicht, ob zuviel Lob, insbesondere von Seiten der Opposition, Ihnen gut tut. Aber auf der anderen Seite denke ich mir: Lob hat eigentlich noch niemandem wirklich geschadet, und daher möchte ich mich auch hier gar nicht verschweigen, dass dieser Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft einer ist, der in der vorliegenden Form durchaus akzeptabel ist. Freilich sind wahrscheinlich nicht alle Positionen, die Sie hier vertreten, solche, die wir auch gleichzeitig eins zu eins politisch umsetzen wollten, aber es sind Positionen, die zu-mindest einmal, und das kann man auf alle Fälle sagen, respektabel sind. Vielleicht sind nicht alle akzeptabel, aber sie sind allesamt respektabel. 

Der wesentliche Unterschied des vorliegenden Berichtes zu früheren Berichten ist, und ich vermerke das mit Interesse, die Tonalität in diesem Bericht, die der Qualität keinen Abbruch tut. Und daher freue ich mich auch, in diesem Bericht zu lesen, durchaus mit kritischen Kommentaren ergänzt, aber doch, dass es hier auch seitens der Kinder- und Jugendanwaltschaft ein, wie ich zumindest dem Bericht meine entnehmen zu können, durchaus auch kritisches, aber doch konstruktives Auseinandersetzen mit Einrichtungen des Bundes gibt. Ich glaube, dass das der richtige Weg ist, dass die verschiedenen Institutionen gut miteinander kooperieren, denn dann kommt das beste Ergebnis zustande. 

Es sind schon verschiedene Punkte aus Ihrem Bericht hier zitiert worden. Ich möchte kurz anschließend an meine vorige Wortmeldung einen Punkt noch hervorheben, und ich glaube, dass das ein Weg ist, der durchaus in die richtige Richtung zeigt.

Ausgehend von diesem Fall Christian in Salzburg hat ja der damalige Bundesminister für Justiz Dr Böhmdorfer eine Arbeitsgruppe installiert, die sich, sehr stark auch auf das Expertenwissen der Kinder- und Jugendanwaltschaft aufbauend, mit weiteren Überlegungen beschäftigt hat. Es gibt hier eine Fülle von Erkenntnissen, die man daraus gezogen hat. 

Ein Punkt, der meines Erachtens wirklich wert ist, weiter verfolgt zu werden, ist die Forderung nach dem außergerichtlichen Familienausgleich. Also nicht nur den außergerichtliche Streitausgleich, sondern hier einen außergerichtlichen Familienausgleich halte ich für eine sehr, sehr gute und in die richtige Richtung gehende I-dee, weil es immer die Intention sein muss von allen Be-teiligten, dass man immer dann, wenn sich Eltern trennen, wenn sie sich scheiden lassen, ohne Anwälte und Gerichte zu bemühen, zu einem gemeinsamen, tragbaren Ergebnis kommt, ein Ergebnis, dass hoffentlich auch hält. Dies halte ich für eine gute Idee, und Ihre Anregung, Pilotprojekte in den einzelnen Bundesländern durchzuführen, ist, glaube ich, wert, unterstützt zu werden. Das zum einen.

Zum Zweiten. Weil es auch mehrfach schon angesprochen wurde und weil es auch in Ihrem Bericht eine prominente Zitierung erfährt: Kinderlärm und der Unabhängige Verwaltungssenat, ein Erkenntnis. Sie schreiben hier in Ihrer Einleitung: „Wenn es nicht traurig wäre, dass so etwas wirklich passiert, würden wir Ihnen gute Unterhaltung bei der Lektüre wünschen.“ Sie meinen damit die Begründung für den Richterspruch des Unabhängigen Verwaltungssenats. 

Es ist ein bisschen sperrig, sich über diese kleingeschriebenen drei Seiten drüberzulesen, aber ich meine, schlussendlich hat der Unabhängige Verwaltungssenat in dieser Frage eine durchaus salomonische Lösung ge-funden. Er hat auf der einen Seite versucht, hier der Rechtsordnung entsprechend zu erkennen, aber auf der anderen Seite, glaube ich, das richtige Maß gefunden, nämlich zu sagen: Bitte nehmt Rücksicht aufeinander. Und dieses Erkenntnis des Unabhängigen Verwaltungssenates ist ja schlussendlich, glaube ich, auch Ihre Schlussfolgerung, wenngleich Sie schreiben, Sie lassen das Erkenntnis hier unkommentiert stehen, so wie es ist. Aber Sie fühlen sich bestärkt in der Aufgabe, Weichenstellungen für generationenübergreifendes Lösen von Problemen vor Ort beim Zusammenleben der Generationen zu initiieren.

Ich versage es mir, jetzt noch einmal auf meine vorige Wortmeldung zurückzukommen, da war das ja auch schon ein Teil des Themas. 

Ich glaube, dass das auch beim Lärm, der hier angesprochen worden ist, die Via regia ist, um damit umgehen zu können. 

Ich glaube aber doch, dass es richtig ist, dass wir hier auch eine entsprechende Rechtsgrundlage haben. Und jetzt kann man da unterschiedlicher Ansicht sein. Man kann es lächerlich finden, dass es Recht und Gesetz gibt, die hier verfolgt werden. Es gab heute am Vormittag hier von links außen eine Wortmeldung, in der versucht wurde, die Tatsache, dass das Ganze in Rechtsform ge-gossen ist in dieser Stadt, der Lächerlichkeit preiszuge-ben. Ich habe mir bei dieser Wortmeldung gedacht: Es ist interessant. Es gibt so etwas wie einen guten Lärm und einen schlechten Lärm. Der politisch gute Lärm bei-spielsweise ist der Fluglärm, weil gegen den kann ich vorgehen, dagegen kann ich polemisieren. Und dann gibt es einen schlechten Lärm, weil der ist offensichtlich in der rechtlichen Behandlung ein etwas anderer. Der schlechte Lärm ist offensichtlich der, der von Kindern verursacht wird. Nein, falsch. Lärm ist Lärm, egal, von wem er ausgeht, und man muss lernen, wie man damit umgeht, die, die es erdulden müssen, und die, die ihn verursachen. 

Ich bin froh, dass es eine Rechtsgrundlage gibt, die es möglich macht für den Fall, dass man im Gespräch miteinander zu keinem Ergebnis kommt, dass es eine Rechtsordnung gibt. Das zeichnet nämlich den zivilisierten, den kultivierten Rechtsstaat aus, dass es Rechtsordnungen gibt. Und wenn man sich anschaut, wie intensiv hier die Behörden tätig waren, dann kann man sich auch vorstellen, welcher Aufwand hier getrieben wurde. Aber es ist eben eine Frage der Güterabwägung. Möchte ich das haben, möchte ich haben, dass es Institutionen gibt, die auf diese Art und Weise auch dann, wenn es im direkten Gespräch zu keinem Einvernehmen kommt, für Ordnung sorgen und erklären, was rechtens ist, oder möchte man das nicht. Möchte man das der Anarchie überlassen. Ich sage Ihnen zweifelsfrei: Da ist mir die Rechtsordnung alle Mal noch lieber. 

Ich halte daher jedes Polemisieren gegenüber dem Unabhängigen Verwaltungssenat wirklich für unangebracht. Man sollte ihm eigentlich danken, dass er sich auch in dieser scheinbar so banalen Frage, die für die Betroffenen alles andere als banal, sondern wichtig, als Teil ihrer Lebensumgebung ist, so eingehend und ich glaube, auch wirklich sehr, sehr bemüht und mit einem guten Ergebnis auseinander gesetzt hat.

Meine Damen und Herren! Meine Anwälte für die Kinder und Jugend dieser Stadt!

Ich stehe nicht an, Ihnen auch für Ihre Arbeit, für Ihren Einsatz zu danken. Es ist gut und notwendig, dass es Sie gibt. Wir haben nicht immer im Einvernehmen miteinander gelebt. Aber genauso wie man kritisiert, soll man es durchaus auch sagen, wenn man mit der Arbeit zufrieden ist. Es soll uns ja nicht daran hindern, wenn wir einmal nicht einer Meinung sind, das auch wieder eindeutig zum Ausdruck zu bringen. 

Wir nehmen von Ihrem Bericht Kenntnis, wir nehmen ihn zustimmend zur Kenntnis. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Vettermann gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Liebe Kinder- und Jugendanwälte! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

In der gebotenen Kürze, aber doch zu einigen meiner VorrednerInnen und zum Bericht selbst, den ich nur streiflichtartig behandeln kann. 

Zur Kollegin Trammer muss ich sagen, ohne auf sie inhaltlich weiter einzugehen. Ich finde zum einen diese eine Kritik inhaltlich falsch, die sie an der Kinder- und Ju-gendanwaltschaft geübt hat, wo sie sagt, der Nationale Aktionsplan würde die wesentlich größere und breitere Partie ersetzen. Die Einschätzung ist falsch.

Aber darüber würde ich gar nicht diskutieren, weil man kann ja unterschiedlicher Meinung sein. Aber dass sie dann nachher ankündigt, wenn dieser Absatz nicht gestrichen wird, wird nicht zugestimmt, ist eine Zensuraufforderung, die es eigentlich bisher in dem Haus nicht gegeben hat und von mir aus dem Grund auch abgelehnt wird. (Beifall bei der SPÖ.) 
Nichtsdestotrotz wird es eine mehrheitliche Zustimmung geben. Also so gesehen braucht man sich ja wieder keine Sorge zu machen, aber es soll auch nicht einreißen hier, diese Form der Diskussion zu wählen. 

Zu meinen VorrednerInnen, die sich vor allem auf die Jugend- und Kinderarmut bezogen haben, verweise ich aus Zeitgründen auf meine Rede zum Armutsbericht des Jugendamtes, der gefordert wurde, wo im Großen und Ganzen die gleiche Thematik schon einmal abgehandelt wurde. Meine damalige Wortmeldung, in einem Satz zu-sammengefasst, ist: Ein Bericht bekämpft ja noch keine Armut. Daten haben wir genug, Taten mit politischer Be-kämpfung ist daher das Gebot, das uns auch über den Bericht mitgegeben wird. 

Eine Stärke dieses Berichts von der Kinder- und Jugendanwaltschaft insgesamt ist natürlich auch die Einzelfallhilfe, die ich als sehr positiv ansehe, also die Fälle, die hier auch im Einzelnen dargestellt werden. 

Aufgefallen ist mir dieser Arbeitskreis "Trennung und Scheidung", weil es ja oft wirklich eine schwierige Situation ist und wo gerade die Kinder- und Jugendanwaltschaft dann in sehr verclinchten und sehr komplizierten Situationen eingreift. 

Mich hat auch sehr angesprochen dieses Positionspapier der österreichischen Kinder- und Jugendanwälte und davor das Papier, was sich Kinder wünschen, wo ich glaube, dass das eine gute Gebrauchsanweisung ist.

Auch der außergerichtliche Familienausgleich und die VerfahrensbegleiterInnen sind, glaube ich, Dinge, wo wir gemeinsam politisch dafür kämpfen sollten, dass sie auch verwirklicht werden.

Ich bin ja auch ein Vorsitzender der Jugendzentren und möchte auch in der Funktion sagen, dass wir uns – nicht nur die Jugendzentren, aber auch die kommen hier vor und werden auch beispielhaft genannt – natürlich auch bei positiven Aktionen beteiligt haben, sei es in Alt-Erlaa diese Kunstaktion mit dem Sprayen, sei es die Burschenarbeit, wo wir neben einem Buch sozusagen eine theoretische Vorarbeit geleistet haben. Wir haben die Praxis in allen Zentren in Wien jetzt soweit geändert, dass es nicht nur den Mädchentag gibt, sondern eben auch konsequent Burschenarbeit. 

Wir haben natürlich auch das kinder- und jugendgerechte Planen und Bauen entwickelt, das dankenswerterweise in den Bericht Eingang gefunden hat. Schauen wir uns das konkret an. Nämlich zuerst, was ist schon passiert. Das Thema wurde ja zum Wohnen hin schon länger diskutiert. Das ist eben ein Prozess, und man muss sagen, man kann ja den Ausgang des Prozesses durchaus positiv sehen. Neben den schönen neuen kindergerechten Tafeln, die sozusagen eine optische Veränderung sind, ist es ja gelungen, weil es auch andere Beispiele von Hausordnungen gibt, die nicht entsprechend waren, die Hausordnung für die Wiener Gemeindebauten neu zu machen, umzuformulieren, von den Verboten weg. Wir kommen hin zum dezidierten Erlaubten, was Kinder alles tun, wo Kinder erwünscht sind. Ich glaube, dass diese Geistesänderung ein deutliches Sym-bol ist, von dem Genossenschaften und private Vermieter lernen können. 

Wir haben es gesetzlich geschafft, dass Jugendvertreter in Mieterbeiräte gewählt werden können. Wir sind jetzt dabei, uns zu bemühen, dass das auch entsprechend tatsächlich und wirklich passiert, das heißt, wir haben die Vorschläge aufgegriffen und umgesetzt. 

Bei den neuen Vorschriften muss man sagen: Gut, dass es die Jugendzentren und diese Arbeitsgruppe gibt, die hier als Lobby fungiert. Ich freue mich eigentlich über jede Unterstützung, auch die der Kollegin Sommer-Smo-lik. Die Vorgangsweise ist so, und die möchte ich kurz sagen, dass wir nicht hier und heute zu einer Beschlussfassung kommen wollen, sondern dass wir gemeinsam mit den betroffenen Stellen uns zwei Dinge ausgemacht haben, die einfach unsere tatsächliche Verwirklichungschance schärfen werden. Das eine ist, dass eine Studie "Jugendgerechtes Planen und Bauen" schon bei der MA 50 eingereicht ist von Dr Korab, Dr Brigitte Lacina und Rainer Zuber. Die wird es auch geben. Das heißt, wir werden hier einmal auch statistisch ein klares Material haben, das neben dem allgemeinen, ich glaube richtig festgestellten Bedürfnis dann auch in der Umsetzung noch besser funktionieren kann.

Wir werden aber nicht nur dort, wo geplant wird, weil das ist ja alles Zukunft, das interessiert viele, die heute Kinder sind, nicht aber bis dahin, bis die Wohnung gebaut ist, dann sind die schon längst erwachsen, wir werden uns auch in einem Pilotprojekt Am Schöpfwerk, wo auch gerade umgebaut wird, einmal anschauen, wie man bei bestehenden Anlagen noch etwas machen kann, was nämlich das eigentlich Entscheidende und Wichtigste für die heutigen Kinder und Jugendlichen ist, die nichts davon haben, dass dann später, um eine Generation später, andere Kinder, wiewohl das wünschenswert wä-re, durch die heutigen Planungen in besseren Wohnungen wohnen werden.

Eine weitere Geschichte, die ja wirklich, glaube ich, gut und sehr deutlich zum Mitnehmen ist, ist die Prozessbegleitung, die Hilfe bei der Befragung, vor allem auch die Unterstützung des Präsidenten des Weißen Rings, des Herrn Prof Dr Udo Jesionek. Wie es überhaupt in dieser Frage traurig ist, auch Recht zu behalten. Es hat ja eine politische Debatte gegeben zum Thema "Jugendliche im Gefängnis". Da muss man sagen, dass vieles von dem, was damals diskutiert wurde, leider Wahrheit wurde. Ich werde das jetzt sozusagen kürzen, was ich vorlese, aber eine Sache, die vom Justizministerium bestätigt wird, nämlich dass 30 bis 40 Prozent der unter 18-Jährigen ein Verhalten an den Tag legen, das therapeutisch oder medikamentös behandelt gehört. Zuletzt musste die Jugendabteilung von 6 auf 7 Unterabteilungen vergrößert werden. Das Haus in der Josefstadt platzt aus allen Nähten. Insgesamt werden von der Jugendabteilung 350 Insassen betreut, was natürlich eine wesentlich größere Anzahl ist, als vorhergesagt wurde. Es geschieht aber nichts dagegen. Wir haben den Platz noch dort, und es wurde eigentlich auf alle Be-fürchtungen nicht reagiert. Heute haben wir die Praxis gerade in der Josefstadt, und wir sehen, dass diese Be-fürchtungen sich bewahrheitet haben. Ich hätte in der Frage lieber gehabt, die Warnungen wären nicht Wahrheit geworden, ich hätte mich geirrt. 

Um jetzt nicht alles aufzuzählen, möchte ich es stich-wortartig machen, um das Tempo ein bisschen zu erhöhen. Was mich freut, ist die Vernetzung von Bietern pro-fessioneller Jugendarbeit, wo es um Partizipation geht, die Vernetzung und Zusammenarbeit mit anderen Stellen, gerade was Kinderarmut betrifft, aber auch die Mediation in Schulen, die im 9. Bezirk durchgeführt wurde, auch zum Thema sexueller Missbrauch. 

Diese Punkte zeigen, dass neben der konkreten Einzelfallhilfe auch entsprechende gesellschaftliche Unterstützung notwendig ist für die Anliegen der Kinder und Jugendlichen, und da ist die Kinder- und Jugendanwaltschaft eben parteilich. Sie sind parteilich, sie sind Lobby für die Betroffenen, für die Kinder und Jugendlichen. 

Daher danke dem Team, danke Anton Schmid, danke Monika Pinterits. Die Wiener Kinder und Jugendlichen werden es euch danken. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet hat sich der Kinder- und Jugendanwalt, Herr Dr Schmid. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

Kinder- und Jugendanwalt Dr Anton Schmid: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!

Ich glaube, in zwei Minuten bin ich fertig. Ich möchte nur ganz wenige Punkte kommentieren. 

Abg Vettermann hat das mit der Hausordnung jetzt schon gesagt. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft war es, die in die neue Hausordnung der Stadt Wien die Kin-derfreundlichkeit, das Recht auf Spiel hineinreklamiert hat und gleichzeitig auch im Mietermitbestimmungsstatut die Möglichkeit, dass es hier Vertreter im Mieterbeirat gibt. 

Dezidiert zurückweisen möchte ich den Vorwurf, dass wir den Nationalen Aktionsplan als Mutmaßung formulieren, dass dieser nicht veröffentlicht wurde. Ich war selbst Mitglied der Steuerungsgruppe, eingeladen vom Ministerium, und in der entscheidenden Sitzung ist die Frau Ministerin Haubner dort gesessen, und auf meine Frage, wird der Bericht veröffentlicht, hat sie klipp und klar gesagt: Ja, der wird veröffentlicht – und er ist seitens des Ministeriums nie veröffentlicht worden. Man hat sich auf den Kompromiss geeinigt, dass er in zwei Institutionen als Link erreichbar ist, aber auf der Homepage des Ministeriums, wo der Nationale Aktionsplan hätte hineinkommen sollen, wurde er nie aufgenommen. Das weiß ich, weil ich da dabei war. 

Das Zweite, wo ich noch Stellung nehmen muss. Ich möchte mich dem anschließen. Der § 69 der Bauordnung wird leider in Wien viel zu leicht eingesetzt. Es gibt immer wieder die Probleme, dass da die Kinder und Ju-gendlichen den Kürzeren ziehen. 

Und aus der Knappheit der Zeit heraus: Herr Abg RUDOLPH, ich danke auch Ihnen für die guten Worte. Ich möchte aber in meiner Tätigkeit als Wiener Jugendanwalt zwischen Fluglärm und Kinderlärm immer unterscheiden. – Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Die Kinder- und Jugendanwältin, Frau Pinterits, hat sich auch zu Wort gemeldet. Ich bitte Sie zum Rednerpult.

Kinder- und Jugendanwältin DAS Monika Pinterits: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nur ganz kurz, weil ich denke mir, es ist so ein schönes Wetter draußen. 

Herzlichen Dank für das Lob und, ja, auch für die Kritik wie jedes Jahr. 

Was ich mich freue, Ihnen berichten zu können, ist, dass es bereits bei Scheidung und Trennung unserer Wunschliste ein Umsetzungsverfahren gibt, das heißt, es wird demnächst mit dem Bundesministerium für Justiz, das der Träger des Projektes sein wird, in vier Bundesländern, nämlich in Wien, im Burgenland, in Salzburg und in Vorarlberg, so genannte Kinderbegleiter geben. Das heißt, wenn strittige Scheidungen sind, können den Kindern, wenn der Richter, die Richterin das meint, eine Kinderbegleiterin, ein Kinderbegleiter zur Seite gestellt werden. Das heißt, der Anwalt des Kindes, der wird es sein. In Wien wird es die Kinder- und Jugendanwaltschaft koordinieren. Es wird eine Evaluierung geben. Das heißt, im nächsten Jahr kann ich Ihnen dann schon mehr erzählen. 

Ansonsten noch einmal danke für das Lob. Auf Wiederschauen! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Berichterstatterin, Frau LhptmStin Laska, hat das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Monika Pinterits! Lieber Anton Schmid! 

Ich bedanke mich sehr herzlich für die Diskussion. Ich bedanke mich auch dafür, dass eigentlich bei allen Wortmeldungen die Wichtigkeit der Auseinandersetzung mit Fragen, die Kinder und Jugendliche in unserer Stadt betreffen, so intensiv diskutiert wurde und auch dokumentiert wurde von allen, dass Kinder und Jugendliche als gleichwertige PartnerInnen in einer Gemeinschaft, in unserer Gesellschaft und damit auch in Wien Anerkennung finden sollen und müssen. Da finden wir uns, und ich bin zuversichtlich, dass diese Diskussion Basis für viele, viele weitere Entscheidungen sein wird, die sich genau mit diesem Thema befassen.

Die Vielfalt des Berichtes zeigt, dass das Thema Kinder und Jugendliche nicht nur eines ist, das mein Ressort betrifft, sondern eine Querschnittsmaterie ist, mit der sich alle beschäftigen und diese auch sehr ernst nehmen. Das ist gut so, wie viele andere Fragen auch, aber gerade bei der Partnerschaftlichkeit bei Anliegen, die Kinder und Jugendliche betreffen, und das sind de facto alle, ist es wichtig, sich dessen bewusst zu sein.

In diesem Sinn noch einmal ein herzliches Dankeschön an euch beide und eure Arbeit. Bitte das auch dem Team auszurichten. 

Ein Dankeschön für die Diskussion, und ich ersuche nochmals um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2003/2004 der Kinder- und Ju-gendanwaltschaft Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist einstimmig. (Abg Godwin Schuster: Aha! Das ist ein Bruch im BZW!) Entschuldigung! Darf ich noch einmal bitten. – Also das ist nicht einstimmig, denn Teile des BZW haben nicht mitge-stimmt.

Wir kommen nun zur Abstimmung der vorliegenden Beschlussanträge. Es liegen vier vor. 

Den ersten, den ich abstimmen werde, ist der der GRÜNEN. Zur Erinnerung: Keine Ausnahmen für Spielplätze in der Wiener Bauordnung. In formeller Hinsicht wurde die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag zustimmen können, die Hand zu erheben. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Er wurde nur von den GRÜNEN, der ÖVP, den Freiheitlichen und dem BZW, nämlich alle, unterstützt. (Zwischenrufe.) Das ist nicht leicht. Es wäre gut, wenn die Klubobfrau noch da wäre. Nur eine Person vom BZW hat mitgestimmt. (Zwischenrufe.) Also ein Teil des BZW hat mitgestimmt.

Der nächste Antrag ist der Beschlussantrag der ÖVP betreffend Schaffung eines Rechtsanspruchs auf einen Kindertagesheimplatz, auf einen integrativen Kindertagesheimplatz. Hier wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen, er wurde nämlich nur von den GRÜNEN, den Freiheitlichen, von allen, vom BZW und von der ÖVP un-terstützt.

Der nächste Antrag ist ein ÖVP-Antrag betreffend Bekämpfung der Kinderarmut in Wien. Hier wird die Zu-weisung des Antrags an die Frau amtsführende Stadträ-tin der Geschäftsgruppe für Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. – Dies ist einstimmig so geschehen und der Zuweisung wurde zugestimmt.

Wir kommen als Letztes zum Beschlussantrag der ÖVP betreffend Betreuung jugendlicher Sexualstraftäter. Hier wird die Zuweisung des Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe für Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. – Dies ist einstimmig der Fall und die Zuweisung ist beschlossen.

Ich sehe, dass die Jugendanwälte noch anwesend sind, und jetzt will auch ich mich gerne bei Ihnen bedanken und Ihnen viel Glück wünschen bei Ihrer zukünftigen Arbeit.

Es kommt nun die Postnummer 1 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Meldung gemäß Unvereinbarkeitsgesetz 1983 für die Wahlperiode 2001 bis 2006 hinsichtlich des Mitglieds des Landtags Abg Mag Alexander Neuhuber.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Als Vorsitzende des Unvereinbarkeitsausschusses darf ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Herr LAbg Mag Alexander Neuhuber hat zeitgerecht die Meldung über seine Tätigkeit in der Privatwirtschaft abgegeben. Seine Tätigkeit als Mitglied des Aufsichtsrates der APCOA Parking Austria Aktiengesellschaft, der SIGNA Property Funds Holding AG, der SIGNA Real Estate Capital Partners Berlin Holding AG und SIGNA Real Estate Capital Partners Development I Holding AG bedarf der Genehmigung durch den Wiener Landtag gemäß § 4 Abs 1 erster Halbsatz des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983 in Verbindung mit § 129g Abs 1 der Wiener Stadtverfassung nach Vorbereitung im Unvereinbarkeitsausschuss.

Im Ausschuss wurde dem Antrag einstimmig die Zustimmung erteilt. Daher ersuche ich Sie, auch hier im Landtag zuzustimmen. Ich bitte um Abstimmung.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dem Antrag des Unvereinbarkeitsausschusses zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist einstimmig der Fall. Danke sehr.

Postnummer 4 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz betreffend die Re-gelung des Kinowesens (Wiener Kinogesetz 1955) ge-ändert wird. Berichterstatter hiezu ist Herr Abg Woller.

Berichterstatter Abg Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Widerspruch erfolgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Postnummer 5 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener land- und forstwirtschaftliche Gleichbehandlungsgesetz geändert wird. Be-richterstatter hiezu ist Herr Abg Hufnagl.

Berichterstatter Abg Heinz Hufnagl: Frau Präsidentin! Hoher Landtag! 

Ich bitte um Zustimmung zur schon referierten Gesetzesänderung.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Da zu diesem Tagesordnungspunkt auch keine Wortmeldung vor-liegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung ge-ben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Widerspruch erfolgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Postnummer 6 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird. Berichterstatter hiezu ist auch Herr Abg Hufnagl.

Berichterstatter Abg Heinz Hufnagl: Frau Präsidentin! Hoher Landtag!

Auch hier darf ich um Ihre Zustimmung ersuchen.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Da zu diesem Tagesordnungspunkt auch keine Wortmeldung vor-liegt, kommen wir auch hier gleich zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Hier haben wir nur eine mehrstimmige Zustim-mung, da die GRÜNEN nicht mitgestimmt haben. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch er-folgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier stelle ich eine mehrstimmige Zustimmung fest. 

Postnummer 7 betrifft die Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über gemeinsame Qualitätsstandards für die Förderung der Errichtung und Sanierung von Wohngebäuden zum Zweck der Reduktion des Ausstoßes an Treibhausgasen.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn amtsf StR Faymann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich habe zu dieser wichtigen Vereinbarung sehr umfangreiches Zahlenmaterial. Da ich aber davon ausgehe, dass es insgesamt positiv aufgenommen wird, würde ich es dann nur im Schlusswort verwenden, und bitte daher um Zustimmung.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Abg Fuchs gemeldet. 

Abg Georg Fuchs: (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Herr Stadtrat!

Nachdem Sie es auch sehr kurz gemacht haben, werde ich mich bemühen, ebenso kurz zu sein. 

Im Prinzip ist die 15a-Vereinbarung zwischen Bund und Ländern sehr positiv zu beurteilen. Es geht um die Reduktion des CO2-Ausstoßes. Ich glaube, dass hier neue Maßstäbe im Bereich Neubau und Stadterneuerung gesetzt werden. Wir werden zur Umsetzung dazu einen Beschlussantrag einbringen, zur Reduktion von Treibhausgasen, für die Planung und Koordination zwischen Architekten und Fachplanern. 

Ich darf bitten, diesen Antrag gemeinsam zuzuweisen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Da die Zuweisung ohnehin eine Möglichkeit einer ausführlichen Diskussion im Ausschuss ergibt, sofern Sie dafür stimmen, ersuche ich Sie hier jetzt insgesamt um Zustimmung.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist einstimmig so geschehen. Ich danke. 

Es liegt jetzt noch dieser Beschlussantrag der ÖVP vor, und zwar betreffend Art 15a B-VG, Vereinbarung zwischen Bund und Ländern zur Umsetzung der Reduktion des Ausstoßes von Treibhausgasen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung verlangt. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen kann, möge bitte die Hand erheben. – Dies ist einstimmig so geschehen, und somit ist dieser Beschlussantrag angenommen.

Postnummer 8 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien geän-dert wird (Verfahrensnovelle 2005). Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Faymann.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Ich ersuche hier um Zustimmung.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, 
die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Fuchs.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nachdem so eine breite Zustimmung ist, erlaube ich mir, ganz kurz darauf hinzuweisen, dass das natürlich sehr erfreulich ist, dass es Erleichterungen gibt und eine Verwaltungsvereinfachung. Es sollte aber vielmehr in der Bauordnung auch eine Differenziertheit zur Inneren Stadt, wo das Weltkulturerbe vor allem gegeben ist, vor-liegen. Wir wollen haben, dass eine Bauanzeige genügt für alle Bauausführungen, die keine Änderungen der äu-ßeren Gestaltung oder der Baulichkeit oder der allgemein erhaltungswürdigen Teile des Hauses bewirken. Ich werde daher im Sinne dieser Worte einen Abänderungsantrag einbringen und ersuche ebenfalls um Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Abgeordneter ist Herr Dr Stürzenbecher gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. (Abg Godwin Schuster: Frank!) Bei mir steht zuerst Herr Abg Stürzenbecher und anschließend Frank. Ich muss nach meiner Legende vorgehen. 

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-ren!

Ich werde weniger lang reden, als man zum Rauchen einer Zigarette braucht. (Abg Harry Kopietz: Das ist zu lang!)

Diese Novelle bringt echt für die Bürgerinnen und Bürger eine ganz wesentliche Verbesserung. Es beschleunigt sich gerade im leichteren Verfahren eben das Bauverfahren. Es bringt keine Beeinträchtigung bei der Sicherheit oder bei der Qualität der Bauvorhaben. Aber dort, wo es wirklich möglich ist, braucht man nicht lange auf die Baubewilligung zu warten. Das ist genau das, was die Wienerinnen und Wiener von uns erwarten, dass wir dort gesetzliche Regelungen machen, wo es was bringt, und dass wir dort den Regelungsstandard zurückbauen, wo es keinen Schaden verursacht und wo wir nicht überreglementieren sollen. 

In diesem Sinn ist diese Verfahrensnovelle wirklich ein großer Schritt und sehr wichtig. Sie bringt eben eine Beschleunigung bei den leichten Bauvorhaben und bei den Grundabteilungsverfahren, und deshalb ist mein Ap-pell, dass wir einstimmig zustimmen sollten. 

Dem Abänderungsantrag vom Kollegen Fuchs kann ich aber nicht zustimmen, weil er leider diesen Beschleu-nigungseffekt beeinträchtigen würde. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Abgeordnete ist Frau Frank gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Da-men und Herren!

Ich hätte hier nur eine Verständnisfrage. Wir stimmen der Novelle der Bauordnung zu. Aber unter § 62 Bauanzeige – und für alle, die das Gesetz nicht so gut kennen, es geht hier um den Einbau oder die Abänderung von Badezimmern, Loggien, Verglasungen und den Austausch von Fenstern – steht beim Abs 3, dass nach Vorlage der vollständigen Unterlagen bei Bauführungen gemäß Absatz Sowieso in Schutzzonen einen Monat nach Anzeige des Baubeginns mit der Bauführung begonnen werden kann. Und das ist wirklich eine Beschleu-nigung und wäre sehr begrüßenswert, würde nicht im nächsten Absatz stehen: Ergibt die Prüfung der Anga-ben in Bauplänen, dass die zur Anzeige gebrachten Bau-maßnahmen nicht den gesetzlichen Erfordernissen ent-sprechen oder einer Baubewilligung bedürfen, kann die Behörde binnen sechs Wochen ab tatsächlicher Vorlage der Unterlagen mit schriftlichem Bescheid die Ausführung untersagen. 

Und da würde ich doch bitten, dass man das für die Zukunft noch einmal überlegt, weil ein Badezimmer ist schneller als in sechs Wochen eingebaut, und erst dann kriegt der Betroffene unter Umständen einen Bescheid, dass die Unterlagen nicht entsprechen und er das gar nicht machen hätte können. Jetzt einfach dann zu sagen, da muss er abreißen, das belebt die Wirtschaft. Aber ich glaube nicht, dass das im Sinne von uns allen ist, und daher bitte ich noch einmal, das vielleicht für die Zukunft zu überdenken. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Berichterstatter das Schlusswort.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Der Kollege Stürzenbecher hat ja bereits ausgeführt: Sinn und Zweck dieses Gesetzes ist eine Beschleunigung. Das ist ja bei Verfahren wichtig, aus vielen Gründen, die ich, glaube ich, in diesem Kreis nicht ausführen muss. 

Ein sparsamer Ablauf verlangt aber natürlich vom Antragsteller auch eine Verantwortungsübernahme. Das heißt, man kann natürlich nicht einerseits die behördlichen Überprüfungen zurückziehen und auf der anderen Seite nicht die Verantwortung dem übertragen, der einreicht. Trotzdem gibt es Fristen. In den Fristen, die vorliegen, kann die Behörde Einspruch erheben. Ich gehe davon aus, dass das so wie bisher nicht dazu führt, dass man vier, fünf oder sechs Wochen später Einspruch er-hebt, Frau Kollegin, wie Sie das als Beispiel angemerkt haben. Sollte das aber wirklich passieren und zu einem Problem werden, dann würden wir auch hier eine legistische Änderung überlegen. 

Ich kann aber sagen, dass all diese Fristen, die es ja schon bisher immer gab, dazu führen, dass man, wenn man die Unterlagen übernimmt und man etwas sieht, das augenscheinlich nicht in Ordnung sein kann, als Behörde den Antragsteller darauf hinweist. 

Unabhängig von der materiellen Unzuständigkeit für innerstädtischen Denkmalschutz in der Bauordnung, Herr Kollege Fuchs, unabhängig von dieser inhaltlichen Unzuständigkeit, würde ich es auch als kontraproduktiv sehen, extra eine Verfahrensnovelle vorzuschlagen, die beschleunigen soll, um sie dann wieder mit einem eigenen Antrag zu verlangsamen. 

Daher bitte ich Sie, im Sinne der Beschleunigung auch Ihre Zustimmung zu geben.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Als Erstes muss der Abänderungsantrag abgestimmt werden. Es liegt der Abänderungsantrag der ÖVP vor, und zwar Berücksichtigung der Abänderungsvorschläge des Bauausschusses Innere Stadt bei der Wiener Bauordnung (Verfahrensnovelle 2005). Wer diesem Abänderungsantrag zustimmen kann, möge bitte die Hand erheben. – Das hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen. Die Sozialdemokraten haben nicht mitgestimmt.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrstimmig der Fall, wobei ich anmerken möchte, dass weder die GRÜNEN noch die Freiheitlichen noch BZW noch ÖVP mitgestimmt haben. (Abg Johann Hatzl: BZW teilweise!) 

Also dann bitte ich vielleicht in Zukunft, das ist nämlich wirklich da heroben nicht so leicht, dann bitte ich das BZW oder vielleicht diejenigen, die halt dann doch mitstimmen, die Hand etwas deutlicher zu heben. Es tut mir wirklich Leid. Kann man das wiederholen?

Ich bitte, dass man bei der ersten Lesung noch einmal die Hand erhebt. Darf ich noch einmal um die Abstimmung bitten. – Also in der ersten Lesung ist das Gesetz mehrstimmig angenommen worden mit den Stim-men der Sozialdemokraten, der Freiheitlichen und des BZW, ohne die Stimmen der GRÜNEN und der ÖVP. (Abg Dr Wilfried Serles: Die FPÖ hat nicht mitgestimmt!) O ja, die FPÖ hat mitgestimmt. Somit ist das Gesetz in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Also das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig angenommen, ohne die Stimmen der GRÜNEN. (Abg Harry Kopietz: Und teilweise BZW!) Schluss. (Heiterkeit.)
Also ich habe jetzt von einem Schriftführer den Rat bekommen, beim nächsten Mal das BZW einzeln abstim-men zu lassen, damit ich das sehen kann. (Abg Godwin Schuster: Ohne Extrawürste geht es nicht!)

Postnummer 9 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem ein Gesetz über das Inverkehr-bringen von Kleinfeuerungen (Wiener Kleinfeuerungsgesetz – WKlfG) erlassen und das Wiener Feuerpolizei- und Luftreinhaltegesetz geändert wird.

Berichterstatter hierzu ist Herr amtsf StR Faymann.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Ich bitte um Zustimmung.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch er-folgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Somit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Postnummer 10 betrifft die Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG, mit der die Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Bauwesen geändert wird. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn amtsf StR Faymann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Auch hier ersuche ich nur um Zustimmung.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Auch hier ist niemand zu Wort gemeldet. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Dies ist einstimmig beschlossen.

Postnummer 11 betrifft die Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über die Harmonisierung bautechnischer Vorschriften. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn amtsf StR Faymann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Auch hier ersuche ich um Zustimmung.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Auch hier ist niemand zu Wort gemeldet. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Dies ist einstimmig beschlossen.

Damit sehe ich, dass die Tagesordnung erschöpft ist. 

Ja. Somit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung er-ledigt. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss um 18.00 Uhr.)
